
32. öffentliche/nichtöffentliche Sitzung des Jugendhilfeausschusses

Gremium: Jugendhilfeausschuss
Sitzungstermin: Donnerstag, 12.10.2017, 16:30 Uhr
Ort, Raum: Raum 3.025, Stadthaus, Friedrich-Ebert-Str. 79/81

Tagesordnung

Öffentlicher Teil
1 Eröffnung der Sitzung

2 Feststellung der Anwesenheit sowie der 
ordnungsgemäßen Ladung / Entscheidung 
über eventuelle Einwendungen gegen die 
Niederschrift des öffentlichen Teils der 
Sitzung vom 07.09.2017 / Feststellung der 
öffentlichen Tagesordnung

3 Informationen des Jugendamtes

4 Bericht des Unterausschusses und der 
Arbeitsgemeinschaften nach § 78 SGB VIII

5 Bericht der Jugendvertretung und des Kita-
Elterbeirates

6 Bericht zum Stand "RibbeckEck"

7 Vorstellung des Rechtsgutachtens Kita

8 Satzung für die Inanspruchnahme von 
Kindertagesbetreuungsangeboten der 
Landeshauptstadt Potsdam (Kita-Satzung)  - 
Ermittlung der Höchstbeträge

9 Entsendung eines JHA-Mitgliedes in die 
Auswahlgruppe "Kiez-Kita"

10 Neues Kita-Gesetz noch in dieser 
Legislaturperiode

Stadtverordneter Kolesnyk als 
Vorsitzender des JHA

17/SVV/0758

11 Anerkennung des Trägers 
Universitätssportverein Potsdam e.V. gemäß 
§ 75 SGB VIII

Oberbürgermeister, FB Kinder, 
Jugend und Familie

17/SVV/0760
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12 Überweisungen aus der 
Stadtverordnetenversammlung

12.1 Sitzungskalender 2018
17/SVV/0675

Stadtverordnete B. Müller als 
Vorsitzende der 
Stadtverordnetenversammlung

13 Mitteilungen der Verwaltung

13.1 Einwohnerversammlung im Ortsteil Fahrland 
gemäß § 4 Abs. 1 in Verbindung mit § 4 Abs. 1 
Nr. b) und e) der Hauptsatzung der 
Landeshauptstadt Potsdam

Oberbürgermeister, GB Soziales, 
Jugend, Gesundheit und Ordnung

17/SVV/0739

14 Sonstiges
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Niederschrift 
31. öffentliche/nichtöffentliche Sitzung des 

Jugendhilfeausschusses 

Sitzungstermin: Donnerstag, 07.09.2017 
Sitzungsbeginn: 16:30 Uhr 
Sitzungsende: 19:01 Uhr 
Ort, Raum: Raum 3.025, Stadthaus, Friedrich-Ebert-Str. 79/81 
 
Anwesend sind: 
 
Ausschussvorsitzender 
Herr David Kolesnyk SPD Sitzungsleitung 
 
Ausschussmitglieder 
Frau Frauke Frehse-Sevran anerkannter freier Träger  
Herr Matthias Kaiser CDU/ANW  
Herr Björn Karl CDU/ANW  
Herr René Kulke DIE aNDERE  
Herr Thomas Liebe anerkannter freier Träger  
Herr Nico Marquardt SPD  
Frau Dr. Sigrid Müller DIE LINKE  
Herr Frank Otto Bündnis 90/Die Grünen  
Herr Bodo Ströber anerkannter freier Träger ab 16:40 Uhr 
Herr Stefan Wollenberg DIE LINKE ab 16:55 Uhr 
 
stellv. Ausschussmitglieder 
Frau Katja Altenburg anerkannte freie Träger  
Frau Julia Schultheiss anerkannte freie Träger  
 
beratende Mitglieder 
Herr Lutz Boede Migrantenbeirat bis 18:00 Uhr 
Frau Dr. Kristina Böhm Öffentlicher 

Gesundheitsdienst 
bis 18:00 Uhr 

Frau Rita Franke Amtsgericht Potsdam bis 18:00 Uhr 
Frau Sylvia Frenzel Kreiselternrat  
Herr Dirk Heidepriem staatl. Schulamt  
Frau Lisa Kabitzke Jugendvertretung  
Frau Wiebke Kahl Kita-Elternbeirat  
Herr Steffen Müller Stadtsportbund  
Herr Reinhold Tölke Jugendamtsleiter  
 
Beigeordneter 
Herr Mike Schubert Geschäftsbereich 3  
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Nicht anwesend sind: 
 
Ausschussmitglieder 
Herr Dirk Harder anerkannter freier Träger entschuldigt 
Frau Helga Hübner anerkannter freier Träger entschuldigt 
Frau Irene Kamenz Bürgerbündnis-FDP entschuldigt 
Herr Rüdiger Schmolke anerkannter freier Träger entschuldigt 
 
beratende Mitglieder 
Herr Alexander Gehl Polizeiinspektion Potsdam entschuldigt 
Frau Jasmin Gründer Kreisschülerrat entschuldigt 
Frau Raina Maria Lau Humanistischer Verband nicht entschuldigt 
Frau Doreen Ließ Agentur für Arbeit Potsdam entschuldigt 
Herr Jochen Reinke Evangelische Kirche entschuldigt 
Frau Angela Schmidt-Fuchs Katholische Kirche entschuldigt 
Frau Martina Trauth-Koschnik Büro f. Chancengleichh./ 

Vielfalt 
nicht entschuldigt 

Herr  Borys Zilberman Jüdische Gemeinde nicht entschuldigt 

 
Gäste: 
Herr Thomas Brincker  Jobcenter Landeshauptstadt Potsdam 
Frau Ike Borg     Paragraph 13 e.V. 
Herr Dieter Lehmann   FB Stadtplanung und Stadterneuerung 
Herr Jörg Bindheim   FB Soziales und Gesundheit 
Frau Kerstin Elsaßer   FB Kinder, Jugend und Familie 
Frau Sabine Reisenweber  FB Kinder, Jugend und Familie 
Frau Martina Spyra   Schriftführerin 
 
 

Tagesordnung: 

Öffentlicher Teil 

1 Eröffnung der Sitzung 

2 Feststellung der Anwesenheit sowie der ordnungsgemäßen Ladung / 
Entscheidung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift des 
öffentlichen Teils der Sitzung vom 29.06.2017 / Feststellung der öffentlichen 
Tagesordnung 

3 Überweisungen aus der Stadtverordnetenversammlung 

3.1 Kooperationsvereinbarung Jugendberufsagentur Potsdam 
Vorlage: 17/SVV/0538 

 Oberbürgermeister, FB Kinder, Jugend und Familie 

4 Standortprüfung Jugendfreizeiteinrichtung im Bornstedter Feld 
Vorlage: 17/SVV/0577 

 Oberbürgermeister, Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung 

5 Informationen des Jugendamtes 

6 Bericht des Unterausschusses und der Arbeitsgemeinschaften nach § 78 SGB 
VIII 

7 Bericht der Jugendvertretung und des Kita-Elternbeirates 
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8 Mitteilungen der Verwaltung 

8.1 Erstellung einer integrierten Kita- und Schulentwicklungsplanung 2019 bis 2025 
Vorlage: 17/SVV/0530 

 Oberbürgermeister, FB Kinder, Jugend und Familie 

8.2 Agenda 2030 - Armutsbekämpfung und nachhaltige Entwicklung in der 
Landeshauptstadt Potsdam 
Vorlage: 17/SVV/0592 

 Oberbürgermeister, Büro des Oberbürgermeisters 

8.3 Bericht über die bewilligten Projekte im Rahmen des PLuS-Programms 

9 Sonstiges 
  
 

Niederschrift: 

Öffentlicher Teil 

 
zu 1 Eröffnung der Sitzung 
  
 Begrüßung und Eröffnung der Sitzung durch den Ausschussvorsitzenden, Herrn 

David Kolesnyk.  
 

 
zu 2 Feststellung der Anwesenheit sowie der ordnungsgemäßen Ladung / 

Entscheidung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift des 
öffentlichen Teils der Sitzung vom 29.06.2017 / Feststellung der öffentlichen 
Tagesordnung 

  
 Herr Kolesnyk stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit 

fest. Zu Beginn der Sitzung sind  11  von 15 stimmberechtigten Mitgliedern 
anwesend. Somit ist der Jugendhilfeausschuss beschlussfähig. 
 
Herr Kolesnyk stellt die Niederschrift vom 29.06.2017 zur Abstimmung. Die 
Niederschrift wird mehrheitlich bestätigt. 
 
Herr Kolesnyk kündigt an, dass im Rahmen der Informationen der Verwaltung 
auch zu Kiez-Kitas und zum Kita-Gutachten berichtet wird. 
Er schlägt vor, die Tagesordnungspunkte 6.1 „Kooperationsvereinbarung 
Jugendberufsagentur Potsdam“ (Vorlage 17/SVV/0538) und 7.2 „Standortprüfung 
Jugendfreizeiteinrichtung im Bornstedter Feld“ (Vorlage 17/SVV/0577) 
vorzuziehen und vor dem TOP „Informationen des Jugendamtes“ zu behandeln, 
da zu beiden Punkten Gäste anwesend sind. 
Des Weiteren teilt Herr Kolesnyk mit, dass es einen Antrag auf Rederecht für 
Frau Ike Borg zum TOP 7.2 gibt. Er bittet um Abstimmung über die Erteilung des 
Rederechts für Frau Borg. 
 
Der Erteilung des Rederechts wird einstimmig zugestimmt. 
 
Anschließend bittet Herr Kolesnyk um Abstimmung über die so geänderte 
Tagesordnung. Der Tagesordnung wird einstimmig zugestimmt. 
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zu 3 Überweisungen aus der Stadtverordnetenversammlung 
  
zu 3.1 Kooperationsvereinbarung Jugendberufsagentur Potsdam 

Vorlage: 17/SVV/0538 
 Oberbürgermeister, FB Kinder, Jugend und Familie 
  

Herr Kolesnyk informiert, dass sich der Ausschuss für Gesundheit, Soziales und 
Inklusion bereits mit der Drucksache befasst und diese einstimmig zum 
Beschluss empfohlen hat. 
 
Herr Tölke bringt die Drucksache ein und erläutert diese. Er erklärt, dass die 
Jugendberufsagenturen jungen Menschen einen leichten und übersichtlichen 
Zugang zu den Beratungs- und Unterstützungsangeboten der 
Kooperationspartner bieten. Hierfür ist eine enge räumliche Zusammenarbeit 
sinnvoll. Durch die aufeinander abgestimmte Arbeit der Kooperationspartner 
können die Unterstützungsangebote für die Jugendlichen optimiert werden. 
Herr Tölke teilt mit, dass die Jugendberufsagentur im Horstweg verortet werden 
soll. Dort wird auch ein Regionalteam des Fachbereichs Kinder, Jugend und 
Familie sitzen. 
 
Herr Brincker (Jobcenter Landeshauptstadt Potsdam) ergänzt, dass damit Wege 
für die Jugendlichen verkürzt und vereinfacht werden sollen. 
Es wird eine intensive Zusammenarbeit geben, um die Prozesse zu optimieren 
und die Jugendlichen noch besser in den Arbeitsmarkt integrieren zu können. 
Herr Otto fragt, ob die Finanzierung gesichert ist. Laut vorliegender 
Beschlussvorlage ist die Finanzierung teilweise gesichert. 
 
Herr Tölke erklärt, dass die Finanzierung gesichert ist. Die Stelle befindet sich 
derzeit im Ausschreibungsverfahren. 
 
Frau Kabitzke fragt, wie viele Mitarbeiter arbeiten in der Jugendberufsagentur 
arbeiten und wie viele Jugendliche sich dort täglich beraten lassen können. 
 
Herr Brincker erklärt, dass es mit der Jugendberufsagentur keine weiteren 
Angebote gibt. Es erfolgt eine Bündelung der Angebote, um die Zeiten können 
verkürzt werden. Er betont, dass die Jugendlichen auch bisher bereits zur 
Beratung kommen können. 
 
Herr Kulke fragt, ob das Angebot für die gesamte Landeshauptstadt Potsdam gilt. 
 
Herr Tölke erklärt, dass das Regionalteam vor Ort für die Region tätig ist. 
Eigehende Probleme von Jugendlichen, die nicht in der Region leben, werden 
weitergeleitet. 
 
Herr Liebe fragt, ob und wann es einen Sachstandsbericht geben wird. 
 
Herr Brincker erklärt, dass nach einem halben Bericht erstattet werden kann. Die 
Berichterstattung zur Jugendberufsagentur könne aber auch in den jeweiligen 
Jahresbericht des Jobcenters aufgenommen werden. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, stellt Herr Kolesnyk die Drucksache 
zur Abstimmung. 
 

 Der Jugendhilfeausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung 
wie folgt zu beschließen: 
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Zwischen den beteiligten Kooperationspartnern der Jugendberufsagentur 
Potsdam ist eine Kooperationsvereinbarung abzuschließen. 
 

 Abstimmungsergebnis: 
Zustimmung: 11 
Ablehnung:   0 
Stimmenthaltung:   1 
 
 

zu 4 Standortprüfung Jugendfreizeiteinrichtung im Bornstedter Feld 
Vorlage: 17/SVV/0577 

 Oberbürgermeister, Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung 
  

Eingangs wird Frau Borg (Paragraph 13 e.V.) das Rederecht erteilt. Sie berichtet 
über die Aktivitäten zum Erhalt des Ribbeckecks und teilt dabei mit, dass eine 
Umfrage im Kiez durchgeführt wurde. Im Ergebnis der Umfrage wurde ein Flyer 
entwickelt, der an alle JHA-Mitglieder ausgereicht wird. 
Sie berichtet, dass im Sommer 2017 ein Treffen mit einem Architekten 
stattgefunden hat. Es wurden dabei Ideen zur Standortsicherung des 
RibbeckEcks besprochen. Bei einer Komplettsanierung würde auch die 
Dachfläche zusätzlich als Nutzfläche zur Verfügung stehen. Damit kann eine 
Korrektur der Kostenschätzung pro Quadratmeter Nutzfläche von ca. 4.200 EUR 
auf ca. 2.700 EUR erfolgen. 
Des Weiteren sollte die Möglichkeit der Nutzung von Förderprogrammen geprüft 
werden. Die ILB unterstützt mit dem Förderprogramm „RENplus“ energetisch 
wirksame Maßnahmen bei Denkmalschutz mit 27,5 % bis zu einer 
Gesamtfördersumme von 1 Mio. EUR. 
Sie spricht die Möglichkeit der Jugendlichen an, sich beim Erhalt des Objektes in 
Form von aktiver Beteiligung einzubringen. Hier wäre auch eine Beteiligung der 
Fachhochschule sinnvoll. Als Beispiel für eine gelungene Kooperation des 
Kommunalen Immobilien Service mit der Fachhochschule Potsdam, benennt 
Frau Borg die Unterstützung des Humboldtgymnasiums bei der Sicherung des 
Erhalts eines Gebäudes für und mit Schüler und Schüllerinnen. 
Als Alternative oder ergänzend sollte aber auch ein Neubau auf dem Grundstück 
des RibbeckEcks geprüft werden. Der Vorteil hierbei wäre das bereits 
vorhandene Grundstück. Das RibbeckEck könnte weiter genutzt und 
etappenweise saniert werden. Somit würde das Interesse der Jugendlichen am 
Erhalt des RibbeckEcks ernst genommen werden. Die Jugendlichen könnten sich 
an den Sanierungsarbeiten beteiligen. 
Das wäre ein gutes Beispiel von gelebter Partizipation. 
Abschließend bedankt sich Frau Borg bei Herrn Schubert, der persönlich vor Ort 
war und Gespräche mit den Jugendlichen geführt hat. Sie bittet den 
Jugendhilfeausschuss um Unterstützung beim Erhalt des RibbeckEcks. 
 
Herr Lehmann (FB Stadtplanung und Stadterneuerung) stellt die 
Mitteilungsvorlage vor und gibt Erläuterungen dazu. Er macht dabei deutlich, 
dass es in der Vorlage um die Jugendfreizeiteinrichtungen geht, die anhand der 
Bevölkerungszahl durch den Entwicklungsträger zu errichten sind.  
Er stellt anhand von Folien die beiden möglichen Standorte vor (siehe Anlage) 
und teilt mit, dass derzeit die Gespräche zur Klärung des Verfahrens laufen. Die 
Bau-Planung könne dann 2017/2018 erfolgen und ab 2019 könnte dann gebaut 
werden. 
Herr Lehmann weist darauf hin, dass die Fläche in der David-Gilly-Straße, auf der 
derzeit die Gemeinschaftsunterkunft steht, auch für eine Jugendfreizeiteinrichtung 
vorgesehen war. 



 

Niederschrift der 31. öffentlichen/nichtöffentlichen Sitzung des Jugendhilfeausschusses vom 07.09.2017 
  Seite: 6/11 

Herr Schubert schlägt vor, das Arbeitsgremium sowie Vertreter des RibbeckEcks, 
Architekten und den Kommunalen Immobilen Service einzuladen und das im 
Sommer erarbeitete Vorgehen zu verifizieren. Danach sollte im 
Jugendhilfeausschuss berichtet werden. 
 
Frau Dr. Müller spricht sich dafür aus, den Erhalt des RibbeckEcks auch weiterhin 
zu prüfen, insbesondere auch vor dem Hintergrund der Bereitschaft der jungen 
Leute, diese Chance zu nutzen. Hier sollten alle Möglichkeiten erschlossen 
werden. 
 
Herr Ströber bittet, den eingeschlagenen Weg in jedem Fall weiter zu gehen. Er 
schlägt vor, mit allen Beteiligten und Interessierten ein Konzept zu erstellen. Das 
wäre ein Projekt, in dem sich Jugendliche etwas bauen, wobei der 
Jugendhilfeausschuss unterstützen kann. 
 
Auch Herr Otto schließt sich dem an. 
 
Herr Liebe fragt, wer der Eigentümer des RibbeckEcks ist. Dies sollte unbedingt 
geklärt werden. Er fragt, welche Intentionen der Eigentümer bisher 
bekanntgegeben hat. 
 
Herr Schubert sagt zu, in der nächsten Sitzung des Jugendhilfeausschusses 
dazu umfänglich zu berichten. Er berichtet, dass es Signale einer Seniorengruppe 
gibt, das Haus in den Vormittagsstunden nutzen zu wollen. Er verweist auch auf 
die Freiwillige Feuerwehr Bornstedt, die sich in direkter Nähe befindet. Hier 
könnte es Synergien geben, die genutzt werden sollten. 
 
Frau Altenburg drückt ihren Respekt dafür aus, dass sich die Nutzer des 
RibbeckEcks so engagiert haben. Sie bittet den Jugendhilfeausschuss, dies 
ernsthaft weiter zu verfolgen. 
 
Herr Kulke erinnert daran, dass er vor drei bis vier JHA-Sitzungen nach einer 
Kostenaufstellung gefragt hat. 
 
Die Mitteilungsvorlage wird zur Kenntnis genommen. 
 

 
zu 5 Informationen des Jugendamtes 
  
 Frau Reisenweber informiert über den aktuellen Stand bezüglich der 

unbegleiteten minderjährigen Ausländer. Sie weist darauf hin, dass die Zahl 
der unbegleiteten minderjährigen Ausländer rückläufig ist. 
 
Herr Tölke ergänzt, dass derzeit monatlich ca. 1.000 der unbegleiteten 
minderjährigen Ausländer in die BRD einreisen. Dies sind 30 für das Land 
Brandenburg und in Folge dessen lediglich 2 für die Landeshauptstadt Potsdam. 
Herr Tölke informiert, dass es derzeit Überlegungen gibt, die obere Etage der 
Clearingstelle in der Breiten Straße für den Fluchtpunkt zu nutzen und im 
derzeitigen Gebäude des Fluchtpunktes eine Kinderkriseneinrichtung 
einzurichten. 
Obwohl die Clearingstelle Potsdam auch durch den Landkreis Potsdam-
Mittelmark genutzt wird, gibt es freie Kapazitäten. 
 
Auf Nachfrage erklärt Frau Reisenweber, dass die Beschulung  der unbegleiteten 
minderjährigen Ausländer derzeit gut geregelt ist und funktioniert. 
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Frau Dr. Müller fragt, wie viele unbegleitete minderjährige Ausländer in 
Gemeinschaftsunterkünften untergebracht sind und warum. 
 
Frau Reisenweber erklärt, dass es sich bei den in Gemeinschaftsunterkünften 
untergebrachten Jugendlichen nicht um Minderjährige handelt. Zur Zahl der in 
Gemeinschaftsunterkünften lebenden unbegleiteten jungen Volljährigen kann sie 
spontan keine Aussage treffen. Die Gründe für die Unterbringung der 
Jugendlichen in Gemeinschaftsunterkünften liegen darin begründet, dass diese 
sich für die Unterbringung in der Gemeinschaftsunterkunft entscheiden, da dort 
die ihnen zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel höher sind, als bei 
Einrichtungen für Hilfen nach § 41 SGB VIII. 
 
Herr Schubert gibt anhand einer Präsentation einen Überblick über den aktuellen 
Stand der Kita-Ausbauplanung (siehe Anlage). 
Er erinnert an den Bericht von Frau Spiegel (Agentur für Arbeit) vor der 
Sommerpause zur Fachkräftesituation. Es gibt derzeit 289 Kita-Plätze, die 
aufgrund von Personalmangel nicht besetzt werden können. Das ist für die 
Zukunft eine große Herausforderung und wird in der kommenden Woche auch 
dem Land gegenüber kommuniziert. 
 
Frau Frehse-Sevran bittet, hier nicht den stationären Bereich zu vergessen. 
 
Auf Nachfrage, welche Fahrtwege zumutbar sind, erklärt Herr Tölke, dass es 
dazu unterschiedliche Aussagen gibt. Die Regel ist ein Weg von ca. 30 Minuten. 
 
Frau Elsaßer ergänzt, dass dabei jeweils auch die familiäre Situation und das 
Wohl des Kindes betrachtet werden müsse. 
 
Herr Liebe regt an, dass sich die Kita-Träger in der AG nach § 78 SGB VIII dazu 
austauschen. 
 
Frau Kahl teilt mit, dass dieses Thema auch im Kita-Elternbeirat diskutiert wurde. 
Auch die unterschiedliche Bezahlung bei den einzelnen Trägern ist ein Thema, 
das beleuchtet werden muss. 
 
Herr Kolsenyk schlägt vor, die Beratung mit dem Land abzuwarten und dann 
erneut im Jugendhilfeausschuss zu berichten. 
 
Herr Schubert macht deutlich, dass dieses Thema am 13.10.2017 im Kita-Gipfel 
besprochen werden sollte. 
 
Herr Tölke weist darauf hin, dass die fortlaufend angespannte Kita-Platz-
Situation, zahlreiche gesetzliche Änderungen, sozial- und bildungspolitische 
Anforderungen an das System Kindertagesbetreuung und die wachsende 
politische Einflussnahme eine Optimierung Betreuungsplatzservice Kita-Tipp 
erforderlich machen. 
Dazu sind die Aufstockung des Personals sowie die konzeptionelle Überarbeitung 
notwendig. 
 
Herr Tölke informiert, dass der Antrag zum Kiez Kita Programm fristwahrend am 
05.09.2017 beim MBJS eingereicht wurde. Die erste Infoveranstaltung beim 
MBJS dazu findet am 08.09.2017 statt. Das Konzept (inkl. Auswahlkriterien) wird 
durch einen Dritten in Abstimmung mit den freien Trägern erarbeitet und dem 
MBJS nachgereicht. 4 bis zu 8 Einrichtungen (0,5 VBE mindestens pro Standort) 
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können mit diesem Programm versorgt werden. 
 
Herr Tölke teilt mit, dass ein Gutachter zur Ermittlung der ortsüblichen Miete 
gefunden und ein Leistungsvertrag geschlossen wurde. Die Leistungserbringung 
erfolgt im Zeitraum vom 01.10. – 15.12.2017. 
 
Bezug nehmend auf die Wirkungsanalyse Elternbeitragssatzung informiert 
Herr Tölke, dass bisher keiner der Aufforderung zur Abgabe eines Angebots 
nachgekommen ist. In Folge dessen kann die Wirkungsanalyse nicht wie mit der 
Drucksache 15/SVV/0374 beschlossen, der Stadtverordnetenversammlung im 
September 2017 vorgelegt werden. Das Jugendamt ist jedoch konkret an zwei 
Institute herangetreten, ob diese den Auftrag übernehmen würden. Eine 
entsprechende Mitteilungsvorlage wird vorbereitet.  
 
Herr Tölke informiert, dass zur Normenkontrollklage bisher keine Informationen 
vorliegen. 
 
Herr Schubert teilt mit, dass das Rechtsgutachten Kita jetzt vorliegt und nun 
ausgewertet wird. In der Stadtverordnetenversammlug am 13.09.2017 werden 
Wege vorgeschlagen, wie man mit den Ergebnissen umgehen kann.  
Er spricht den Vorwurf an, das Gutachten zurückgehalten zu haben und betont, 
dass dies nicht der Fall sei. 
 
Herr Ströber fragt, ob zur Normenkontrollklage berichtet wird, wenn etwas 
vorliegt. Zur Wirkungsanalyse Elternbeitragssatzung sollte in der nächsten 
Sitzung des Jugendhilfeausschusses über den Sachstand berichtet werden. 
 
Frau Dr. Müller bemängelt, dass zum Kita-Gutachten immer nur auf Nachfrage 
geantwortet wurde. Sie hätte sich hier mehr Initiative von Seiten der Verwaltung 
gewünscht. Frau Dr. Müller fragt, was mit dem Gutachten eigentlich beauftragt 
wurde. Dies ist den Anwesenden nicht bekannt. 
 
Herr Schubert erklärt, dass der Text des Auftrages am 22.02.2017 im 
Hauptausschuss vorgelegt wurde. 
 
Frau Dr. Müller bittet, den Auftragstext auf kurzem Weg zu versenden.  
 
Herr Schubert sagt zu, im nächsten Jugendhilfeausschuss zu berichten. 
 
Herr Wollenberg bittet, dann auch den/die Gutachter einzuladen, um 
Erläuterungen zu geben. 
 

 
zu 6 Bericht des Unterausschusses und der Arbeitsgemeinschaften nach § 78 

SGB VIII 
  
 Herr Liebe informiert über die Sitzung des Unterausschusses 

Jugendhilfeplanung vom 29.08.2017. Er berichtet, dass das Positionspapier der 
Jugendförderung thematisiert wurde. Viele Punkte des Papiers können als 
Grundlage für den Jugendhilfeplan genutzt werden. Es wurde die Idee entwickelt, 
dass die Fakten der AG Jugendförderung und die Vorschläge der Verwaltung 
unter externer Begleitung in der Klausur des Jugendhilfeausschusses beraten 
werden. 
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Es wurde der Antrag der Björn-Schulz-Stiftung auf Anerkennung nach § 75 SGB 
VIII besprochen. Die Beantragung ruht, bis eine neue Satzung vorgelegt wird. 
Des Weiteren gab es eine Abstimmung zum Antrag des Universitätssportvereins 
(USV) auf Anerkenung nach § 75 SGB VIII. Die Anerkennung des USV wird 
empfohlen. Die entsprechende Mitteilungsvorlage wird durch die Verwaltung 
erarbeitet, kann dem Jugendhilfeausschuss aber frühestens zur Oktobersitzung 
2017 vorgelegt werden. 
Der Unterausschuss hat die Sozialraumevaluation thematisiert. Hier führt Frau 
Dr. Beer derzeit Interviews mit Schlüsselpersonen in der Jugendhilfe durch. 
Auf Nachfrage, wann die Sozialraumanalyse fertig sein soll, erklärt Herr Liebe, 
dass das Verfahren wie geplant laufen soll. 
 
Herr Kolesnyk teilt mit, dass die AG Kita das Protokoll der letzten Beratung an 
Frau Spyra geschickt hat. Das Protokoll wird als Anlage zum 
Tagesordnungspunkt über das Ratsinformationssystem zur Verfügung gestellt. 
 
Frau Altenburg berichtet, dass die AG Jugendförderung am 19.07.2017 getagt 
hat. Sie informiert, dass das Positionspapier zu den Herausforderungen der 
Jugendförderung in Potsdam intensiv beraten wurde. Das Positionspapier sollte 
allen JHA-Mitgliedern zur Verfügung gestellt werden. 
 

 
zu 7 Bericht der Jugendvertretung und des Kita-Elternbeirates 
  
 Die Jugendvertretung hat keine aktuellen Informationen. 

  
Frau Kahl teilt mit, dass sie den Vorstandsvorsitz des Kita-Elternbeirates mit 
Beginn des neuen Kita-Jahres abgegeben. Vorstandsvorsitzender ist jetzt Herr 
Andreas Meier. Frau Kahl bleibt weiterhin die Vertreterin des Kita-Elternbeirates 
im Jugendhilfeausschuss. 
Frau Kahl berichtet, dass zwei Vorstandsvertreter ausgeschieden sind und nun 
neue Vertreter gewählt werden. 
Des Weiteren informiert sie, dass dem Antrag auf Akteneinsicht im Jugendamt 
jetzt zugestimmt wurde. 
Der Kita-Elternbeirat vertritt die Ansicht, dass die Höhe der Elternbeiträge nicht 
gesetzeskonform ist und möchte dies in der nächsten Sitzung des 
Jugendhilfeausschusses thematisieren. Die Berechnung der Höchstbeträge soll 
thematisiert und erläutert werden. 
 
Herr Liebe fragt, was die Elternvertretung favorisiert, wenn die Eltern nicht zahlen 
können. Wird hier die Senkung oder Freistellung gefordert. 
 
Frau Kahl macht deutlich, dass die Frage der Berechnung geklärt werden soll. 
 
Herr Wollenberg macht deutlich, dass, wenn die Satzung nicht rechtmäßig 
zustande gekommen ist, darüber nachgedacht werden muss, wie damit 
umgegangen werden soll. 
 
Herr Schubert sagt zu, im Jugendhilfeausschuss zu informieren, wenn das 
Gespräch mit dem Elternbeirat stattgefunden hat. 
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zu 8 Mitteilungen der Verwaltung 
  
zu 8.1 Erstellung einer integrierten Kita- und Schulentwicklungsplanung 2019 bis 

2025 
Vorlage: 17/SVV/0530 

 Oberbürgermeister, FB Kinder, Jugend und Familie 
  

Herr Tölke bringt die Mitteilungsvorlage ein und gibt Erläuterungen. 
 
Die Mitteilungsvorlage wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

zu 8.2 Agenda 2030 - Armutsbekämpfung und nachhaltige Entwicklung in der 
Landeshauptstadt Potsdam 
Vorlage: 17/SVV/0592 

 Oberbürgermeister, Büro des Oberbürgermeisters 
  

Herr Bindheim (FB Soziales und Gesundheit) bringt die Mittelungsvorlage ein und 
erläutert diese. 
 
Frau Dr. Müller weist darauf hin, dass es sich hierbei um einen Statusbericht 
handelt. Sie fragt nach einer Problemanalyse zu den einzelnen Problemlagen. 
Wie soll dies weiter bearbeitet werden? Ist eine Problemauflistung geplant? 
 
Herr Bindheim erklärt, dass ein zweijähriger Bericht angedacht ist. Er verweist 
aber auch auf die einzelnen Fachplanungen, in denen versucht wird, die Agenda-
Planungen umzusetzen. 
 
Herr Liebe macht deutlich, dass überlegt werden muss, was prioritär bearbeitet 
werden soll. 
 
Die Mitteilungsvorlage wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

zu 8.3 Bericht über die bewilligten Projekte im Rahmen des PLuS-Programms 
  
 Frau Reisenweber (FB Kinder, Jugend und Familie) verweist eingangs auf die als 

Tischvorlage ausgereichte Auflistung über die bewilligten Projekte im Rahmen 
des PluS-Programms. 
Sie informiert, dass 25 Schulen (davon 5 freie Schulen) insgesamt 52 
Projektanträge mit 12 freien Trägern der Jugendhilfe der LH Potsdam gestellt 
haben. Mit allen antragstellenden Schulen konnten Vereinbarungen 
abgeschlossen werden und liegen der Verwaltung nunmehr vollständig vor.  
In der Region 1 werden somit 19 Projekte an 9 Schulen angeboten, in der Region 
2 werden 14 Projekte an 9 Schulen und in der Region 3 werden 19 Projekte an 7 
Schulen vorgehalten. 
50 Projekte dienen der Persönlichkeitsentwicklung/dem Erwerb von 
Sozialkompetenzen, 9 Projekte der Demokratieerziehung und 23 Projekte der 
Beteiligung und Mitwirkung von Schüler_innen/ Lehrer_innen und Eltern. Bereits 
28 Projekte sind mit Schuljahresbeginn angelaufen. 
Die Sachbearbeiterstelle für das „PLuS-Programm“ wurde zum 01.09.2017 
besetzt. Die Kollegin hat Ihre Arbeit aufgenommen. 
Die Lenkungsgruppe wird den Sachstand zum Förderprogramm in ihrer Sitzung 
am 21.09.2017 vertiefend und im Rahmen der weiteren Umsetzung des 
Gesamtkonzeptes Schule – Jugendhilfe behandeln.  
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Die Verwaltung steht mit der AG Jugendförderung bezüglich der Fortschreibung 
der „Förderrichtlinie PLuS“ im Gespräch. 
 
Herr Kulke bedankt sich für die Übersicht. Er fragt, ob für das nächste Jahr 
aufgrund der Schwierigkeiten, die bei der Antragstellung aufgetreten sind, 
Veränderungen vorgenommen. 
 
Frau Reisenweber erklärt, dass die Hinweise aufgenommen wurden und es 
bereits Überlegungen gibt, Veränderungen aufzunehmen. Es wird einen 
permanenten Austausch mit den Schulen geben. 
 
Herr Tölke ergänzt, dass geprüft wird ob  langfristig zwei Beantragungstermine 
eingeführt werden können. Es muss auch überlegt werden, wie die 
Themenblöcke aktualisiert werden können. 
 
Herr Otto regt an, einen Flyer zu entwickeln, um den Schulen einen Überblick zu 
geben. 
 
Herr Ströber bittet die Regionalarbeitskreise, sich zu beteiligen und einzubringen. 
 
Frau Altenburg betont, dass beide Systeme auf Augenhöhe zusammenarbeiten 
sollen. Bei einigen Projekten läuft das bereits gut, bei anderen gibt es noch 
Probleme. 
 
Herr Heidepriem ist über die vielfältigen Angebote überrascht. Der Aufwand der 
Antragstellung ist aus seiner Sicht relativ überschaubar. 
Er betont, dass er an der Auswertung sehr interessiert sei. Besonders positive 
Projekte sollten kommuniziert werden. 
 
Auf Nachfrage bestätigt Frau Reisenweber, dass kein Projektantrag abgelehnt 
wurde und auch der finanzielle Rahmen voll ausgeschöpft wird. 
 

 
zu 9 Sonstiges 
  
 Herr Kolesnyk teilt mit, dass die Verwaltung eine Fachtag Psychiatrie am 

16.01.2018 durchführt. Save the date wird allen zugeschickt. 
 
Herr Kolesnyk weist darauf hin, dass sowohl Herr Liebe als Vorsitzender des 
Unterausschusses als auch er selbst nicht an der nächsten Sitzung des 
Jugendhilfeausschusses werden teilnehmen können. Die Sitzung wird der 
stellvertretende Vorsitzende Herr Marquardt leiten. 
 
Nächster Jugendhilfeausschuss: 12. Oktober 2017, 16:30 Uhr 
 
 

  
 

 David Kolesnyk      Martina Spyra 
Ausschussvorsitzender     Schriftführerin 
 

 
 



Fachbereich Kinder, Jugend und FamilieJugendhilfeausschuss 1. Juni 2017

Aktuelle Kita-Ausbauplanung
Stand 1. September 2017

und
Platzsituation

JHA 
07.09.2017 1erstmalige Berichterstattung



Fachbereich Kinder, Jugend und FamilieJugendhilfeausschuss 1. Juni 2017

Sozialraum I

JHA 
07.09.2017 

2

Träger u.o.
Errichtung Einrichtung Standort Plan

Neue Plätze

Status
Krippe KiGa gesamt

ASG Seepferdchen
Hauptstraße 
22

II/2018 11 0 11
Gespräche mit Träger 
laufen weiter

NN Kita
Fahrland, 
Flur 1, 
Flurstück 288

I/2018 40 50 90

Haushaltsmittel 
müssen in den WP 
2018/2019, 
gegenwärtige 
Prüfung Beginn 
Maßnahme bereits
2017, 
Bundesinvestitions-
programm in Prüfung

Investor Kita
Fahrland, 
Flur 3, 
Flurstück 313

offen 90 150 240
Investor plant
B-Plan Änderung 
muss erfolgen

Treffpunkt 
Fahrland

Fahrländer 
Landmäuse

Marquardter 
Str. Ausbau

II/2018 40 0 40
KIS setzt Maßnahme 
um

gesamt 181 250 431

erstmalige Berichterstattung
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Sozialraum I

JHA 
07.09.2017 

3

Träger u.o.
Errichtung Einrichtung Standort Plan

Neue Plätze
Status

Krippe KiGa Hort gesamt

ETP/ NN Kita Krampnitz I 2020 50 70 0 120
Gespräche laufen

ETP/ NN Kita Krampnitz II 2021 50 70 0 120

ETP/NN Kita
Krampnitz
III 

2022 50 70 0 120 =

ETP/NN Hort Krampnitz 2021 0 0 335 335 =

NN Kita
Groß
Glienicke

2020 40 50 0 90 =

gesamt 190 260 335 785

erstmalige Berichterstattung



Fachbereich Kinder, Jugend und FamilieJugendhilfeausschuss 1. Juni 2017

Sozialraum II

JHA 
07.09.2017 

4

Träger u.o.
Errichtung Einrichtung Standort Plan

Neue Plätze

Status
Krippe KiGa Hort gesamt

ETBF Kita
Horst-Bienek
Straße

II/2019 40 50 0 90
ETBF setzt Maß-
nahmen um

ETBF Kita
Gartenstadt 
Nord

IV/2019 40 50 0 90

FH Potsdam Modell-Kita
Campus 
Pappelallee

II/2020 10 20 0 30
Fertigstellung 
neuer FH Standort 

Fröbel Kita
Konrad-
Zuse-Ring

I/2018 40 80 0 120
Termin Inbetrieb-
nahme aktuell offen

AWO Hort
In der 
Feldmark 28

III/2017 0 26 100 126

FidL Kita
Golmer 
Chaussee 
32-36

IV/2018 45 55 0 100
Bauantrag wurde 
eingereicht

Investor Kita
In der 
Feldmark 14

offen 40 50 0 90
Keine Planung des 
Investors 
vorliegend

Kinderwelt Kita
Karl-
Liebknecht-
Str.

2020 30 30 0 60 Planungsphase

gesamt 245 361 100 706

erstmalige Berichterstattung
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Sozialraum II

JHA 
07.09.2017 

5

Träger u.o.
Errichtung Einrichtung Standort Plan

Neue Plätze

Status
Krippe KiGa Hort gesamt

IB Hort - massiv
Potsdamer 
Straße 90

2019 0 0 100 100 Planung

IB Hort - massiv
Graf-von-
Schwerin 
Straße

2019 0 0 200 200 Planung

Verein 
Oberlinhaus

Hort
Kaiser-
Friedrich-
Straße 106

2018 0 0 72 72

Planungen müssen 
erneut optimiert 
werden 
(Denkmalschutz, 
Standortauflagen, 
Sicht…)

KIS Kita
Georg-
Herrmann-
Allee

2021 80 100 0 180
Vorbereitungen
Planung

gesamt 80 100 372 552

erstmalige Berichterstattung



Fachbereich Kinder, Jugend und FamilieJugendhilfeausschuss 1. Juni 2017

Sozialraum III

JHA 
07.09.2017 

6

Träger u.o.
Errichtung Einrichtung Standort Plan

Neue Plätze
Status

Krippe KiGa Hort gesamt

AWO
Ersatzstandort 
Inselmäuse

Burgstraße 
23

I/2019 12 25 0 37

KIS plant 
Bau-
maßnahme 
derzeit

Sanierungsträ
ger 

Kita
Joliot-Curie-
Straße

2020 41 50 0 91

Fertigstellung 
mit 
Mehrbedarf 
durch 
Potsdamer 
Mitte

Sanierungsträ
ger

Hort
mögliche
Standorte in 
Prüfung

2020 0 0 73 73

Fertigstellung
mit 
Mehrbedarf 
durch 
Potsdamer 
Mitte

gesamt 53 75 73 201

erstmalige Berichterstattung
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Sozialraum IV

JHA 
07.09.2017 

7

Träger u.o.
Errichtung Einrichtung

Stand
ort

Plan

Neue Plätze

Status
Krippe KiGa Hort gesamt

Kinderwelt
Krippe, 
Kindergarten

Stahnsd
orfer 
Straße 
77

III/2017 76 60 0 136
Eröffnung 
18.09.

KIS Liegen-
schaft

Krippe, 
Kindergarten

August-
Bier-
Straße 
11

2021 30 30 0 60
Haushaltsmittel 
müssen in den 
WP 

Fröbel „Sausewind“
Humbold
tring

2018 0 0 100 100 Planung

gesamt 106 90 100 296

erstmalige Berichterstattung



Fachbereich Kinder, Jugend und FamilieJugendhilfeausschuss 1. Juni 2017

Sozialraum V

JHA 
07.09.2017 

8

Träger u.o.
Errichtung Einrichtung Standort Plan

Neue Plätze

Status
Krippe KiGa Hort gesamt

KIS Kita Pietschkerstr.
Pietschkerstr. 
14-16

2021 100 140 0 240
Haushaltsmittel 
müssen in den 
WP 

SPI Hort Gagarinstraße 2019 0 0 225 225
Gespräche 
laufen

insgesamt 100 140 225 465

erstmalige Berichterstattung



Fachbereich Kinder, Jugend und FamilieJugendhilfeausschuss 1. Juni 2017

Sozialraum VI

JHA 
07.09.2017 

9

Träger u.o.
Errichtung

Einrichtung Standort Plan
Neue Plätze

Status
Krippe KiGa Hort gesamt

Kinderwelt
Krippe,
Kindergarten

Am 
Havelblick

IV/2018 40 50 0 90
Träger in 
Umsetzung

EJF 
Kita Potsdam 
Kids

H.-Mann-
Allee 103

2017 56 87 0 143 eröffnet

PBh e.V. Krippe
Ginsterweg 
3

2018 40 0 0 40 Umbau Start

Hoffbauer
Kinder 

Kita
Hermanns-
werder

III/2018 52 80 0 132

Verhandlungen 
zur 
Refinanzierung 
laufen, Einbindung 
örtl. 
Sozialhilfeträger

VSB „Zauberwald“ OSZ II 2018 0 0 75 75 Übergangslösung 
Container

KIS Hort
Heinrich-
Mann-Allee

2022 0 0 335 335

KIS Kita
Waldstadt 
Süd

2022 40 50 0 90

gesamt 228 267 410 905

erstmalige Berichterstattung



Fachbereich Kinder, Jugend und FamilieJugendhilfeausschuss 1. Juni 2017

Übersicht Kita-Ausbauplanung

JHA 
07.09.2017 

10

• Bisherige Ausbauplanung im Rahmen der Kita-
Bedarfsplanung bis voraussichtlich 2022:

� 1.183 Krippen Plätze (0-3 Jährige)

� 1.543 Kindergarten Plätze (3 Jahre bis Schuleintritt)

� 1.615 Hort Plätze (Grundschulalter)

� 4.341 Plätze insgesamt (0 Jahre bis Ende 
Grundschulalter)

• Darüber hinaus weitere Standorte in Prüfung                              
erstmalige Berichterstattung

erstmalige Berichterstattung



Fachbereich Kinder, Jugend und FamilieJugendhilfeausschuss 1. Juni 2017

Platzsituation 01.09.2017

KK KG        Hort

Freie Plätze 15 112        156

Suchende 14 8            1
(Bitte um Unterstützung durch Kita-Tipp bis Ende September)

Hinweise:
- allen Suchenden wurde ein Angebot unterbreitet
- 7 haben abgelehnt wegen speziellem  Träger- oder 
Standortwunsch
- 4 haben abgelehnt ohne Begründung
- 11 Rückmeldungen sind offen
- 1 Ablehnung durch Standort

JHA 
07.09.2017 

11erstmalige Berichterstattung
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Beginn:  12:00 Uhr 
Ende:  15:30 Uhr 
 
Ort:  Geschäftsstelle der Hoffbauer Stiftung auf Hermannswerder 
 
 

Tagesordnung  

1.  Begrüßung/Vervollständigung der Tagesordnung 
2.  Protokoll- und Erledigungskontrolle vom 16.05.2017 
3.  Vorstellung des Konzeptes der Medienwerkstatt Potsdam 
4.  Informationen der Verwaltung 
5.  Berichte aus den UAG‘en 
6.  Sonstiges 

  
  
  
  
  

 

Anwesenheit 

1. Rita Ajas Jugend- und Sozialwerk gGmbH 
2. Julia Meike Hoffbauer Kinder gGmbH 
3. Ines Auert GfB-Potsdam 
4. Andreas Bockhardt EJF gAG 
5. Kerstin Elsaßer FB Kinder, Jugend und Familie (354) 
6. Kerstin Rödiger Fröbel Gruppe 
7. Mathias Wernicke FB Kinder, Jugend und Familie (354) 
8. Anita Figiel FB Kinder, Jugend und Familie (354) 
 Gäste  
 Ute Parthum Medienwerkstadt Potsdam 
 Christian Höppner Medienwerkstadt Potsdam 
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Top Inhalte/Verlauf/Ergebnisse Aufgaben X 

1. Begrüßung/Vervollständigung der Tagesordnung 

Die Tagesordnung wurde festgestellt. Es gab keine Ergänzungen. 

 

 

2. Protokoll- und Erledigungskontrolle vom 07.02.2017 

Das Protokoll von der Sitzung am 16.05.2017 wird bestätigt. Die Hinweise auf die 
Erledigungsvermerke sind dem Protokoll vom 16.05.2017 zu entnehmen. 

Die Tagesordnung für den 25.07.2017 wurde bestätigt. 
 

Aus der Tagesordnung wurden die Punkte 3 und 5 gestrichen: 
 

Punkt 3 

Am 25.07.2017 08:36 Uhr entschuldigte sich Herr Kulawick (Fallmanager) per Mail, der 
die Vertretung von Frau Schultka übernehmen sollte. Die Mitglieder der AG stellten 
fest, dass die Einladung in die AG zum zweiten Mal recht kurzfristig abgesagt wurde 
und missbilligen diese Vorgehensweise. Der Fachbereich 38 wird aufgefordert, die 
Teilnahme von Frau Schultka für die nächste Sitzung am 19.09.2017 zu sichern. 

Anlage 1 - Auszug aus dem Organigramm des GB Soziales, Gesundheit, Jugend und 
Ordnung 

  

Punkt 5 

Die Koordinatorin für kommunale Gesundheitsförderung und Prävention hat ihre 
Teilnahme am 04.07.2017 per Mail abgesagt. Für diesen Punkt erfolgt eine Einladung 
zum 19.09.2017. 

 

 

3. Vorstellung des Konzeptes der Medienwerkstatt Potsdam 
 
Die Medienwerkstatt Potsdam hat sich in einem sehr interessanten Vortrag mit 
anschließend reger Diskussion und vielen weiterführenden Nachfragen der Mitglieder 
der AG vorgestellt. 
Frau Parthum betonte die aktuellen Herausforderungen für die Medienpädagogik, die 
z.B. in der Schaffung von zielgruppenspezifischen Angeboten für Mädchen und Kinder 
mit besonderen Bedürfnissen bestehen. Auch die höhere Anzahl von Kindern und 
Jugendlichen in der Landeshauptstadt Potsdam stellt besondere Anforderungen an die 
Arbeit der Medienwerkstatt. 
Es bestehen zurzeit mehrere Best-Practice-Projekte, die für PädagogInnen anwendbar 
sind: „MSN - Medien sicher nutzen“ für pädagogische Fachkräfte, „Plüschtier auf 
Reisen“ oder das sich in Vorbereitung befindliche „Das digitale Kinderzimmer“ als 
mobiles Angebot. 
Zu den Gefahren der Mediennutzung durch Kinder und Jugendliche wurde auf die 
„BLIKK Studie 2017“ von Professor Dr. Riedel hingewiesen. Frau Parthum bekräftigte 
an dieser Stelle noch einmal die Bedeutung der Medienpädagogik im frühkindlichen 
Bereich, insbesondere im Hortbereich. Hier muss es den Pädagoginnen gelingen, die 
Kinder und heranwachsenden Jugendlichen vom passiven Konsumieren zum aktiven 
Nutzen der modernen Medien zu motivieren und sie auf diesem Weg kompetent zu 
begleiten. Dazu bietet die Medienwerkstatt auch Weiterbildungen für PädagogInnen 
an, die von den Trägern bei Bedarf nachgefragt werden können. Gleichzeitig gibt es 
auch Angebote für Eltern. 
 
Die Medienwerkstatt Potsdam weist auf den 4. Potsdamer Eltern-Medien-Tag am 
15. Oktober 2017 im Treffpunkt Freizeit in der Zeit von 14:00 bis 18:00 Uhr hin. 
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Einige Links zum Thema: 
 

1. Diskussionspapier der AGJ zu den Herausforderungen für die Kita’s in Bezug 
auf die Medienpädagogik 

 

     

https://www.agj.de/fileadmin/files/positionen/2016/Digitale_Lebenswelten.pdf 

 
2. Der digitale Wandel 

 

https://www.jugendhilfeportal.de/fokus/artikel/die-mediatisierung-veraendert-

einrichtungen-der-kinder-und-jugendhilfe-auf-allen-ebenen/ 

 
3. Online-Umfragetool über QR-Codes 

 

plickers.com 

 
Online-Umfragetool als Quizformat 
 

https://kahoot.com/?utm_name=controller_app&utm_source=controller&utm_c

ampaign=controller_app&utm_medium=link 

 
4. Infoportal für Medienkompetenz in Kitas Meko-Kita-Service-NRW 

 

http://www.meko-kitas-nrw.de/startseite.html 

 
siehe auch Anlage 2 und 3 
 

4. Informationen der Verwaltung 

 

1. Der Termin für die Überprüfung der Wirkungsweise der Elternbeitrags-
satzung wird verschoben. 

2. Der Bereich Kindertagesbetreuung hat mit einem Schreiben vom 19.07.2017 
Informationen zu verschiedenen Themenbereichen (s. Anlage 4) an die in der 
Landeshauptstadt tätigen freien Träger versendet. 

3. Die Zahlung der Flüchtlingspauschale ist auch für 2017 beschlossen 
(17/SVV/0395). Es soll dann auch möglich sein, den Antrag auf Zahlung der 
Flüchtlingspauschale über 12 Monate hinaus zu stellen. Die geplanten 
Bedingungen für die Zahlung der Flüchtlingspauschale über 12 Monate hinaus 
sind dem Protokoll des JHA vom 29.06.2017 der Erklärung nach zu 
entnehmen. Es ist von Seiten der Mitglieder wünschenswert, dass der Status 
„Flüchtlingskind“ gleich im Rechtsanspruch vermerkt wird und somit die 
verbindliche Grundlage für die Antragstellung sein kann. Die Verwaltung stellt 
dies sicher. 

4. Die Richtlinie zur Umsetzung der Betreuungsqualität beschreibt das 
Verfahren der Antragstellung und Verwendung der finanziellen Mittel. Der § 3 
ist so zu verstehen, dass für das Jahr 2017, auch dann für 2018 jeweils zu den 
vier Stichtagsmeldungen die Anzahl der Kinder mit einem Rechtsanspruch auf 
über 8 Stunden ermittelt wird. Die ermittelten Zahlen sind Bestandteil des  
Antrages des freien Trägers, der bis zum 30.09.2017 zu stellen ist. Der Bereich 
Kindertagesbetreuung wird dazu einen Vordruck zur Verfügung stellen. 
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5. Mit dem Bundesprogramm „Qualität vor Ort“, an dem sich die 
Landeshauptstadt Potsdam beteiligt, sollen Verfahrenswege entwickelt 
werden, die der Praxis Kindertagesbetreuung und für die 
Verwaltungsstrukturen dienlich sind. Im Fokus bis Ende 2018 stehen:  

- gemeinsames Verständnis von Teilhabe und Inklusion 

- klare Kooperationsstrukturen auch mit Abgrenzung der Hilfesysteme 

- reflektiertes Betrachten des eigenen Handelns in der jeweiligen Zuständigkeit 
und kurze Wege bis zur individuellen Entscheidung 

- Beachtung der gesetzlichen Möglichkeiten und Ressourcen   

6. Die LHP wird umgehend den Antrag - Bundesprogramms Kietzkita – stellen. 
Die Konzeption und die Indikatoren für die Verteilung der finanziellen Mittel soll 
Thema in der nächsten AG nach § 78 Kita sein. Der Bereich 
Kindertagesbetreuung wird ein Konzeptentwurf erstellen, der den Rahmen für 
die Antragstellung der interessierten Träger/Einrichtungen beschreiben soll. 

7.  Im Rahmen der Umsetzung des Handlungskonzepts Jugendhilfe – Schule 
zum Thema Übergang wird als Folgeschritt, nach der Entscheidung das 
erprobte Übergangsportfolio in der vorliegenden Form nicht zur Anwendung zu 
bringen, ein s.g. 9 Punkte Programm mit dem Staatlichen Schulamt 
besprochen (siehe Anlage – neue Terminkette erforderlich). 

8. Der Entwurf für die Leistungsbeschreibung des Kita-Portals wurde erstellt. 
Der Entwurf wurde auch mit den Vertretern der AG nach § 78 Kita im Rahmen 
einer UAG diskutiert. Die Vertreter haben dazu verschiedene Hinweise aus 
Sicht der AG nach § 78 gegeben. 

 

Ein erster Hinweis zu diesem Schreiben von Mitgliedern der AG nach § 78 Kita 
ergab sich schon in dieser Sitzung: 

Die Ablehnung der Betreuung von Kindern aus anderen Gemeinden wird unter 
den gegenwärtigen Bedingungen von den freien Trägern akzeptiert. Jedoch 
stößt die generelle Ablehnung der Betreuung von Kindern aus anderen 
Gemeinden auf Unverständnis. Im Rahmen der Diskussion wurden zwei Fälle 
geschildert, die nach aller Abwägung doch eine Betreuung in der 
Landeshauptstadt erfordern: 

 

- Eine Erzieherin will nach der Elternzeit in einer Potsdamer Kita wieder zu 
arbeiten beginnen, bekommt jedoch im Heimatlandkreis keinen Betreuungs-
platz. 

- Eine Mutter mit drei Kindern arbeitet in Potsdam und will nach der Elternzeit 
für ihr drittes Kind ihre Arbeit wiederaufnehmen. Die beiden Geschwisterkinder 
werden schon in Potsdam betreut. 

 

Die AG nach § 78 Kita ist der Meinung, dass es sich hier um Ausnahmefälle 
handelt. Wir bitten den Bereich Kindertagesbetreuung um eine Prüfung, dass 
in den wenigen begründeten Fällen eine Einzelfallprüfung erfolgen kann. 

 

Da nicht alle Mitglieder der AG nach § 78 Kita anwesend sein konnten, 
auch sich MitarbeiterInnen der Verwaltung im Urlaub befanden, bitten wir 
noch offene Fragen bzw. Probleme an die AG für die nächste Sitzung 
vorzubereiten 
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5. Berichte aus den UAG’en 
 
Die UAG Kitafinanzierung hat am 26.06.2017 das erste Mal getagt. Das 
Protokoll befindet sich in der Anlage 6. 
 

 

6. Sonstiges 
 
Die AG nach § 78 Kita unterstützt das Schreiben der Liga der Spitzenverbände 
an den Vorsitzenden des Jugendhilfeausschusses der Landeshauptstadt 
Potsdam mit der Beschlussempfehlung, den Landesgesetzgeber aufzufordern, 
den Entwurf eines neuen Kita-Gesetzes unter breiter Beteiligung aller 
beteiligten Akteure in Auftrag zu geben. 
 
Dieser Beschluss wurde in einer offenen Abstimmung einstimmig gefasst. 
 

  

 Nächste Sitzung 

 
Die nächste planmäßige Sitzung findet am 19.09.2017 um 12:00 Uhr statt. Ort ist 
die Geschäftsstelle der Fröbel Bildung- und Erziehung gGmbH in der Potsdamer 
Kurfürstenstraße 21. 
 
Der nächste Termin ist am: 

 

07. November 2017    -    Neuwahl der AG nach 3 Jahren 
 
 
 

 

 
 
Anlagen 1. Organigramme der Stadtverwaltung Potsdam 
 
  2. Präsentation des Vortrages der Medienwerkstatt Potsdam 
   
  3. Informationsblatt der Medienwerkstatt Potsdam 
 
  4. Informationsschreiben Kindertagesbetreuung 
 
  5. Empfehlung der Liga der Spitzenverbände 
 
  6. Protokoll der UAG Finanzierung 
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Positionspapier der AG Jugendförderung nach § 78 SGB VIII: 

„Herausforderungen für die Potsdamer Jugendförderung“ 

 

Wir, die Akteur*innen der Potsdamer Jugendförderung, sehen uns mit neuen und zum Teil 

zusätzlichen Herausforderungen einer wachsenden Landeshauptstadt sowie veränderten Lebens-

bedingungen junger Menschen konfrontiert. Dies hat die §-78-AG Jugendförderung zum Anlass 

genommen, in einem intensiven Prozess mit den Akteur*innen der Potsdamer Jugend(sozial)arbeit 

aktuelle Herausforderungen der Potsdamer Jugendförderung zu diskutieren und Ideen zu entwickeln, 

wie man diesen zukünftig begegnen kann. Ziel des Prozesses ist es, Eckpunkte für einen neuen 

Jugendförderplan zu entwickeln. – Dieses Positionspapier soll hierfür die Grundlage bilden. 

 

Wir sind in dem Prozess wie folgt vorgegangen:  

Zunächst haben wir Themenfelder identifiziert und Fragen dazu gesammelt. Die Zusammenstellung 

dieser Themen und Fragen finden Sie hier. Im nächsten Schritt haben wir diese Fragen in der 

Steuerungsgruppe, der AG Jugendförderung und mit weiteren Akteur*innen in einem World Café 

(Dokumentation hier) diskutiert. Darüber hinaus fand eine Kinder- und Jugendbefragung statt, 

welche über die Träger der Jugendförderung vorrangig Nutzer*innen der Jugendförderangebote 

erreichte. Die Ergebnisse der Befragung sind hier zu finden. Anschließend haben wir die Ergebnisse 

gesichtet und zu diesem Positionspapier verdichtet. 

 

VERÄNDERTE LEBENSWELTEN 

 

Veränderte Freizeitbedingungen / Verändertes Freizeitverhalten  

- Junge Menschen haben mit einer Entgrenzung bei einer gleichzeitigen Verdichtung der 

Lebensphase Jugend zurechtzukommen. 

- Die Lebenswelten junger Menschen sind durch kulturelle Diversität sowie eine Vielfalt von 

Lebensmodellen geprägt und lassen es mitunter an klaren Orientierungen für deren eigene 

Entwicklung vermissen. 

- Dies trifft insbesondere auf die Nutzung digitaler Medien als umfassenden Bestandteil der 

alltäglichen Lebenswelt junger Menschen zu - mit all ihren Möglichkeiten (für Selbstinszenierung 

und Vergemeinschaftung), aber auch Risiken. 

- Jugend(sozial)arbeit kennt die Lebenswelten junger Menschen durch partizipative Ansätze. 

- Die Angebote der Jugend(sozial)arbeit sind dem veränderten Freizeitverhalten junger Menschen 

angepasst: Stärkere Orientierung auf (mehrtägige) Projekte und Angebote auch an       

Wochenenden. 

- Dem Bedürfnis junger Menschen nach Entspannung („Chillen“) als „nicht gefüllte Zeit“ wird in 

der Angebotsstruktur der Jugend(sozial)arbeit Rechnung getragen.  

- Junge Menschen haben auch ein Recht auf pädagogikfreie Räume und brauchen Möglichkeiten 

eigenen Ausprobierens. Dabei ist zu beachten, dass die Zugänge zu Freiräumen stark von der 

sozialen Lage abhängen. Entsprechende Freiräume für alle sind zu erhalten bzw. zu schaffen! 

 

 

https://sjr-potsdam.de/wp-content/uploads/2016/06/20151203_AGJuFoe_Zukunft_Potsdamer_Jugend-sozial-arbeit.pdf
https://sjr-potsdam.de/wp-content/uploads/2016/06/2016-06-29_Worldcafe_Ergebnisse.pdf
https://sjr-potsdam.de/jugendsozialarbeit/jugendsozialarbeit-unterseite-2/#post_anchor
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Digitalisierung 

- Die durchgreifende Digitalisierung jugendlicher Lebenswelten und ein verantwortungsbewusster 

Umgang mit Medien werden als zentrale Themen der Jugend(sozial)arbeit anerkannt und sind 

selbstverständlicher Bestandteil  derselben, u.a. der Öffentlichkeitsarbeit.  

- Digitale Medien sind für junge Menschen gleichermaßen ein Experimentier- und Kreativraum. 

- Der konstruktive Umgang der jungen Menschen mit digitalen Medien ist durch 

Jugend(sozial)arbeit zu befördern und kritisch zu begleiten.  

 

Freizeit und Schule  

- Mit dem Ausbau der Ganztagsbildung wird die Schule zu einem eigenen Lebensraum junger 

Menschen. Deren frei gestaltbare Zeit nimmt durch die Ausweitung von Schule jedoch deutlich 

ab. In der Befragung wurde sichtbar, dass junge Menschen in ihrer Selbstwahrnehmung trotzdem 

über ein bedeutsames Maß an Freizeit verfügen. 

- Schule ist aus Sicht junger Potsdamer*innen kein geeigneter Ort, um dort ihre Freizeit zu 

verbringen.  

- Jugend(sozial)arbeit ist eine Bereicherung für Schüler*innen und Schule und kooperiert mit einer 

sich öffnenden Schule auf Augenhöhe, setzt sich aber auch für Erfahrungsräume außerhalb von 

Schule ein1. 

- Eine verlässliche Partner*innenschaft und gelingende Kooperation von Jugend(sozial)arbeit und 

Schule bedarf entsprechender Ressourcen auf beiden Seiten. 

- Angebote der Jugend(sozial)arbeit sind zeitlich auf die Bedarfe junger Menschen bezüglich ihrer 

Freizeitgestaltung abzustimmen. Das macht einerseits eine stärkere Kooperation von 

Jugend(sozial)arbeit mit Schule notwendig sowie andererseits eine Anpassung an neue 

Zeitfenster: später Nachmittag, früher Abend, Wochenende. 

 

DIALOGGRUPPEN2 

 

- Primäre Dialoggruppen der Jugend(sozial)arbeit sind alle jungen Potsdamer*innen unter 27 

Jahren. Darüber hinaus richtet sie sich an spezifische Personengruppen z.B. Mädchen oder 

Jungen, junge Menschen mit Handicap oder Migrations- und Armutshintergrund.  

- Es gibt ein vielfältiges Angebot von Jugend(sozial)arbeit, um den unterschiedlichen Lebenslagen 

und Interessen junger Menschen gerecht zu werden und diese zu erreichen.  

- Übergreifende Angebote ermöglichen den Austausch zwischen verschiedenen Dialoggruppen. 

- Ausrichtung, Attraktivität und Originalität der Jugendförderangebote werden regelmäßig im 

Dialog überprüft. Dies schließt eine Reflexion darüber ein, warum bestimmte Dialoggruppen 

nicht erreicht werden.  

- Die Jugend(sozial)arbeit wirkt in den Stadt-/Ortsteil hinein, um so auch den jungen Menschen 

bekannt bzw. für diejenigen attraktiv zu sein, die bisher keine Jugendförderangebote nutzen. 

 

                                                      
1
 Zum Bildungsverständnis der Potsdamer Jugendförderung vgl. B.2.1 „Gesamtkonzept Schule - Jugendhilfe der 

Landeshauptstadt Potsdam“ - DS 15/SVV/0449. 
2
 Der Begriff „Dialoggruppen“ trägt stärker als der vormalige Begriff „Zielgruppen“ dem Koproduktions-

charakter von Jugendhilfe resp. Jugend(sozial)arbeit Rechnung.  
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Schule 

- Erörterung und Stärkung auf Autonomie und Eigenverantwortung zielender Bildungsprozesse 

eigenverantwortlichen Lernens im Dialog bzw. in Kooperation mit Schule: Mitwirkung und 

Mitbestimmung junger Menschen an der Gestaltung außer-/unterrichtlicher Angebote an den 

Schulen sowie konkreter pädagogischer Settings und allein gestalteter Lern- und 

Erfahrungsräume. 

 

Fachkräftegewinnung 

- Praktikant*innen von Fachhochschulen bzw. Universitäten: praxisnahe Vermittlung und 

Ermöglichung von Eigenverantwortung und -initiative zukünftiger sozialpädagogischer Fach- und 

Führungskräfte vor und während des Studiums. 

 

Eltern 

- Eltern werden als Dialoggruppe noch stärker als bisher einbezogen, intergenerative Angebote 

verstärkt. 

 

Eltern, Bildungs- sowie (kommunale) Kinder- und Jugendpolitik 

- Forderung nach ausreichender freier und unverplanter Zeit sowie Freiräumen im öffentlichen 

Raum für junge Menschen, vornehmlich außerhalb von Schule 

 

PARTIZIPATION 

 

- Für die Erfahrung eigener Selbstwirksamkeit brauchen junge Menschen zeitliche, räumliche 

sowie soziale Frei- und auch Schutzräume als Erprobungsräume i.S.v. gestaltbaren 

Gelegenheitsstrukturen (neben den pädagogisch gestalteten Lernräumen der Schule). 

- Ziel der Jugend(sozial)arbeit ist ein möglichst hoher Grad an Partizipation – bis hin zur 

Selbstorganisation. Hierzu sind gemäß dem Alter und den Interessenlagen junger Menschen 

angemessene Beteiligungsformen zu entwickeln und durchzuführen, um ihnen positive 

Beteiligungserfahrungen zu ermöglichen. 

- Partizipation ist zugleich essenzielle Basis sowie Alltagsprinzip von Jugend(sozial)arbeit und zeigt 

sich idealerweise als begleitete Selbstorganisation junger Menschen (demokratische Werte, 

Vielfalt, Offenheit). Diese stellt einen Gewinn und keinen Verlust von Fachlichkeit der 

Jugend(sozial)arbeit dar! 

- Dabei ist auf die Eigenkompetenzen junger Menschen zu setzen und sind über geeignete Formen 

der Partizipation deren Problemlösungskompetenz abzurufen und ihr Engagement zu fördern, 

insbesondere mit Blick auf Benachteiligte.  

- Bei der Einbindung der Dialoggruppen in Entscheidungsprozesse sind zunehmend Methoden der 

e-Partizipation zu nutzen.  
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PROAKTIVITÄT + PRÄVENTION3 

 

- Handlungsfähigkeit i.S.v. Lebens- und Risikokompetenz ist als Schlüsselkompetenz für die 

Identitäts- und Persönlichkeitsentwicklung anzusehen und basiert auf der Fähigkeit, die 

Gesellschaft kritisch wahrzunehmen. 

- Erwachsene müssen der Eigenständigkeit und dem Verantwortungsbewusstsein der jungen 

Generation vertrauen, d.h. pädagogikfreie öffentliche Räume erhalten bzw. schaffen anstatt 

Omnipotenz und Allpräsenz von Jugend(sozial)arbeit zu beschwören! 

- Freie und widerständige Entscheidungen junger Menschen sollen wertgeschätzt, ernst 

genommen und zum Ausgangspunkt von Dialogen gemacht werden. 

- Jugend(sozial)arbeit bedeutet nicht „Verhinderung von Schlimmerem“, sondern ist als 

Sozialisationsinstanz junger Menschen eine wichtige Partnerin für deren 

Persönlichkeitsentwicklung. 

- Jugend(sozial)arbeit versteht sich zugleich als Anwältin zum Schutz junger Menschen vor 

Übergriffen in Freiräumen und Fehlbeurteilungen derselben. 

- Junge Potsdamer*innen finden bei Bedarf die fachliche Unterstützung, die sie benötigen.  

- Dabei bilden die Stärkung von Selbstvertrauen und Selbstwertgefühl sowie das Erkennen und die 

Stärkung persönlicher und gesellschaftlicher Ressourcen Ansätze für eine erfolgreiche 

Präventionsarbeit.    

- Bei der regelmäßigen Reflexion und Überprüfung eigener Wertemodelle und der Qualifizierung 

eigener Handlungskompetenzen werden die Fachkräfte der Jugend(sozial)arbeit von 

Präventionsexpert*innen beraten und unterstützt.     

 

VERÄNDERUNGS-/MEHRBEDARFE  

 

Visionen 

● Schaffung eines Jugendprojektefonds, der das Ziel hat, Projekte und Initiativen von jungen 

Menschen im Rahmen der außerschulischen Bildung zu fördern 

o Einstellung von ausreichenden finanziellen Mitteln für den Fonds 

o Einstellung von Sach- und Personalmitteln für die Begleitung von Initiativen 

o Herstellung eines niedrigschwelligen Zugangs zu dieser Unterstützung 

o angegliedert nicht bei der LHP, sondern bei einem freien Träger 

o Unterstützungssumme nach Bedarf 

o Projektrat (Kinder und Jugendliche) bestimmt über die Verteilung der Mittel 

● Kinder- und Jugendumfrage alle 5 Jahre (Vollbefragung; alle im Alter von 8-21 Jahren), 

gekoppelt an die Kommunalwahl   

o durchgeführt durch LHP (Statistik & Wahlen) in Zusammenarbeit mit den freien 

Träger*innen (partizipative Erarbeitung der Umfrage) 

o bildet Grundlage für die Erarbeitung des Jugendförderplans 

                                                      
3
 Präventionsbereiche: Gesundheit/Krankheit/Sucht, Recht/Delinquenz, Demokratie/Gewalt/Extremismus und 

Fundamentalismus.   
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● Ausstellungsfläche in der Innenstadt, in der Jugendinitiativen ihre Arbeiten öffentlich und 

leicht zugänglich ausstellen können (Kreativ-, Innovations- und Experimentierpavillon im 

öffentlichen Raum) 

o Projektrat (Kinder und Jugendliche) entscheidet über Ausstellungen 

 

Jugendpolitik 

● Würdigung und Wertschätzung von außerparlamentarischen Formen der politischen 

Meinungsäußerung durch Jugendliche jenseits des repräsentativen parlamentarischen 

Systems 

● Sensibilisierung der Politik für Anliegen der Jugendarbeit und deren Dialoggruppen 

o Eintreten und Sensibilisieren für die Anliegen junger Menschen 

o Sensibilisierung der Stadtverordneten für gestiegene Bedarfe an Jugendarbeit in 

einer wachsenden Stadt (mit Aufwuchs der Kinder/Jugendlichen) 

● Schaffung selbstorganisierter Räume, Schaffung/Erhalt von Freiräumen außerhalb der Schule 

o Erhalt von öffentlichen (auch von Jugendlichen nutzbaren) Räumen  

o AG JuFö/AKKJ soll selbstorganisierte Räume thematisieren 

o Aufnahme von mehr Flächen für Kreativ-, Büro- und Lagerräume für 

Jugendinitiativen, -projekte und -vereine in die Stadtentwicklungsplanung 

 

Jugendhilfepolitik 

● Fachkräftegewinnung als wichtige Aufgabe 

o Kampagne zur Gewinnung von Fachkräften für die Jugendarbeit 

o langfristige Arbeit an der strukturellen Verbesserung der Jugendarbeit 

▪ Entwicklung eines Qualitätskataloges (Träger/Einrichtungen) für die 

Gewinnung von Fachkräften für die Jugendarbeit 

● Instandhaltungs- und Sanierungsbedarfe 

o Die Landeshauptstadt Potsdam muss entsprechend der demografischen Entwicklung 

Einrichtungen, Freiräume und Flächen für die Jugendförderung bereitstellen und 

erhalten. 

o Instandhaltungs- und Sanierungsbedarfe sind im KIS-Haushalt einzustellen und 

umzusetzen. Der KIS muss in die Lage versetzt werden, Sanierungsbedarfe 

umzusetzen. (Beschluss der SVV hierzu notwendig, ggf. auf Initiative des JHA). 

 

Erweiterung und Verbesserung der Angebotsstruktur  

● Elternarbeit kann konzeptionell verankert werden 

o Abstimmung des Bedarfs, der Umsetzbarkeit und der Abrechenbarkeit mit der 

Verwaltung 

● Digitalisierung und Mediatisierung der Jugendarbeit und deren Auswirkungen 

o Medienpädagogische Angebote sind selbstverständlicher Teil der Jugendarbeit und 

entsprechend auszufinanzieren 

▪ Finanzierung von Strukturen/Logistik/Technik, personellen Ressourcen und 

Fortbildungen 
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▪ Beachtung bei Anforderungen an Mitarbeiter*innen in Bezug auf 

Flexibilisierung von Arbeitszeit, -struktur und -platz 

● Partizipation als elementarer Bestandteil der Jugendarbeit 

o Nutzer*innen sind selbstverständlicher Teil der Jugendarbeit  

o Jugendarbeit unterstützt junge Menschen, die eigenen Belange möglichst 

selbstorganisiert in die eigene Hand zu nehmen 

o personelle, finanzielle und sachliche Ressourcen bereitstellen für die Unterstützung 

ehrenamtlicher Jugendarbeit durch professionelle Strukturen, Räume, Beratung, etc. 

● Sozialraum- / Lebensweltorientierung 

o Initiierung von Helfer*innenkonferenzen 

o stärkere Vernetzung mit den Hilfen zur Erziehung 

 

Jugend(sozial)arbeit - Stabilisierung und Verbesserung der Strukturen 

● Personalkosten:  

o Bei den Personalkosten der regionalen, überregionalen, vernetzenden und bildenden 

Jugendarbeit ist grundsätzlich der Bedarf qualitativ und quantitativ zu prüfen. 

o Die Kriterien dafür werden unter Beteiligung von Nutzer*innen, Verwaltung, Politik 

und Träger*innen der Jugendarbeit erarbeitet: 

▪ Anzahl der Kinder/Jugendlichen 

▪ Geschlechtergerechtigkeit 

▪ Größe des Sozialraums/Wege 

▪ Psychosoziale Lage der Kinder/Jugendlichen im Stadtteil 

▪ Medienpädagogik 

▪ Proaktivität und Prävention 

▪ Wirkung der Angebote in den Stadt- und Ortsteilen (auch in Bezug auf 

Schule, Hort und weitere Einrichtungen) 

▪ bedarfs- und konzeptbasierte Mehrkostenfinanzierung 

▪ Unterstützung ehrenamtlicher Initiativen/Vereine/Verbände usw. (als Hilfe 

zur Selbsthilfe) 

▪ Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 

▪ Inklusion und Integration 

▪ ... 

● Verwaltungskosten 

o sachgerechte Regelung der Sach- und tatsächlichen Verwaltungskosten 

▪ Trennung Sachkosten von Verwaltungskosten 

▪ Verwaltungskostenanteil für Finanz- und Personalbuchhaltung 

bedarfsgerecht anpassen 

▪ Sachkostenanteil bedarfsgerecht anpassen 

● Kosten für Leitung 

o anteilige angemessene Stellenfinanzierung für Koordinations-/Leitungstätigkeiten in 

allen JuFö-Angeboten  

o Aufwuchs/Mehrbedarfe Gremien- und Netzwerkarbeit  

● Überarbeitung der Finanz- bzw. Förderrichtlinien und Anpassen an aktuelle Bedarfe 
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Weiterentwicklung und Qualifizierung 

● Erarbeitung von Standards für Teamentwicklung und Weiterbildung 

o Fortbildung ist ein Bestandteil des Qualitätsmanagement und muss zeitlich und 

finanziell berücksichtigt werden (u.a. volle Fortbildungsmittel für Teilzeitstellen) 

▪ Erarbeitung eines bedarfsgerechten Qualitätsmanagements für Fortbildung 

und Qualifizierung 

▪ Herstellung von Möglichkeiten für gemeinsame trägerübergreifende 

Fortbildungen 

o Supervision ist Qualitätsstandard mit entsprechender Regelfinanzierung 

 

(Beschluss der §-78-AG Jugendförderung vom 20.06.2017) 



Standorte für 
Jugendfreizeiteinrichtungen

Esplanade (106 Plätze)

Neuer Standort Montelino
(40 Plätze)

Übersicht Entwicklungsbereich 
Bornstedter Feld (Google Maps)



Standort Esplanade (106 Plätze)

Neuer Standort Montelino (40 Plätze)



Fachbereich Kinder, Jugend und FamilieJugendhilfeausschuss

Jugendhilfeausschuss am 

07. September 2017

Sachstand Förderprogramm Potsdamer Lern- und 

Unterstützungssystem „PLUS“

Projektzeitraum-Schuljahr 2017/18

07. September 2017



Fachbereich Kinder, Jugend und FamilieJugendhilfeausschuss

=> 25 Schulen(davon 5 freie Schulen) haben insgesamt 52 Projektanträge mit 12   

freien  Trägern  der Jugendhilfe der LH Potsdam gestellt.

=> Mit allen antragstellenden Schulen konnten Vereinbarungen abgeschlossen   

werden und liegen der Verwaltung nunmehr vollständig  vor. 

=> In der Region 1 werden somit 19 Projekte an 9 Schulen angeboten, 

in der Region 2 werden 14 Projekte an 9 Schulen und 

in der Region 3 werden 19 Projekte an 7 Schulen vorgehalten.

=> 50 Projekte dienen der Perönlichkeitsentwicklung/dem  Erwerb von Sozialkom-

petenzen, 9 Projekte der Demokratieerziehung und 23 Projekte der Beteiligung  u.  

Mitwirkung von Schüler_innen/ Lehrer_innen und Eltern. 

07. September 2017



Fachbereich Kinder, Jugend und FamilieJugendhilfeausschuss

=> Bereits 28 Projekte sind mit Schuljahresbeginn angelaufen.

=> Die Sachbearbeiter_Innenstelle für „Plus“ wurde am 01.09.17 besetzt.

Die Kollegin hat Ihre Arbeit  aufgenommen.

=> Die Lenkungsgruppe wird den Sachstand zum Förderprogramm in ihrer Sitzung am   

21.09.2017 vertiefend und im Rahmen der weiteren Umsetzung des Gesamtkonzeptes   

Schule – Jugendhilfe behandeln. 

=> Die Verwaltung steht mit der AG Jugendförderung bezüglich der Fortschreibung der

„Förderrichtlinie PLUS“  im Gespräch ( Fachaustausch mit FB- Leitung am 24.08.2017).

=> Die Gesamtübersicht der Projekte wird Ihnen in geeigneter Form zur Verfügung gestellt.

07. September 2017



Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

17/SVV/0758

öffentlich
Betreff:
Neues Kita-Gesetz noch in dieser Legislaturperiode

Erstellungsdatum 28.09.2017
Eingang 922:

Einreicher: Stadtverordneter Kolesnyk als Vorsitzender des 
JHA

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zuständigkeit

12.10.2017 Jugendhilfeausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Der Jugendhilfeausschuss möge beschließen:

Der Landesgesetzgeber wird aufgefordert, einen Entwurf für ein neues Kitagesetz in Auftrag zu 
geben und nach einem breiten Anhörungs- und Beteiligungsprozess noch in dieser 
Legislaturperiode zu verabschieden. Die Erkenntnisse und Entwicklungen der Fachdiskussionen, 
hier insbesondere aus den Jahren 2013 bis 2016, sind dabei aufzugreifen. Ziel ist es, unter 
Wahrung kommunaler Selbstverwaltung, die Leistungen von Angeboten der Frühen Bildung im 
Land Brandenburg transparent und damit vergleichbar zu finanzieren.

gez. 

Vorsitzender des JugendhilfeausschussesUnterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 
auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin:

TOP 10.



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung: 

Die Liga der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege für Potsdam und Potsdam-Mittelmark 
schrieb mit der Bitte oben genannten Beschluss zu fassen an den Vorsitzenden des 
Jugendhilfeausschusses der Landeshauptstadt Potsdam. Der Unterausschuss Jugendhilfeplanung 
empfahl nach positivem Votum aus der AG Kita diesen Beschlussvorschlag in den 
Jugendhilfeausschuss einzubringen.

Eine landeseinheitliche Systematik zur Ermittlung der notwendigen und angemessenen Kosten der 
Kindertagesbetreuung als Grundlage einer leistungsgerechten Finanzierungsregelung im Land 
Brandenburg fehlt. Kommunale und freie Träger und Elternvertreter beklagen seit Jahren 
unbestimmte Rechtsbegriffe, unklare Finanzierungszuständigkeiten und missverständliche 
Formulierungen des Kitagesetzes, trotzdem handelt der Gesetzgeber bislang nicht. Auf dem Rücken 
der Akteure wird wider aller Erkenntnisse aus Studien, erinnert sei hier nur an die der Bertelsmann-
Stiftung, Anhörungen von Fachexperten im Landtag, juristischen Gutachten und sieben „dialogischen 
Regionalkonferenzen in 2015" an den bisherigen gesetzlichen Formulierungen festgehalten. Man 
versteckt sich hinter der kommunalen Selbstverwaltung und nimmt billigend in Kauf, dass sich die 
Kosten und Gebühren für Bildung und Betreuung in Kindertagesstätten im Land willkürlich und 
intransparent entwickeln.

Die aktuellen Rechtsprechungen - hier allein zum Teilaspekt „Versorgung mit Mittagessen" machen 
deutlich, dass das aktuelle Gesetz in seiner jetzigen Ausgestaltung mit den gesetzgeberischen 
Formulierungen und Implikationen, Interpretationsspielräumen und unbestimmten Rechtsbegriffen 
ungeeignet ist, die Vergleichbarkeit von Lebensbedingungen für Brandenburger Kinder und ihre 
Eltern zu ermöglichen.

Handlungsempfehlungen des MBJS, können angesichts der in vielen Gebietskörperschaften 
herrschenden Finanznot keine Wirkung für einheitliche Handhabungen entfalten, deshalb muss der 
gesetzliche Rahmen mit höchstmöglicher Klarheit und Eindeutigkeit identifizierbar sein. Im aktuellen 
Brandenburgischen Kitagesetz ist das nicht gegeben.

TOP 10.



Beschlussvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

17/SVV/0760

Betreff: öffentlich

Anerkennung des Trägers Universitätssportverein Potsdam e.V. gemäß § 75 SGB VIII

Erstellungsdatum 14.09.2017

Eingang 922: 29.09.2017

Einreicher: FB Kinder, Jugend und Familie 

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung

Datum der Sitzung Gremium

12.10.2017 Jugendhilfeausschuss X

Beschlussvorschlag:

Der Jugendhilfeausschuss möge beschließen:

Die Anerkennung des Trägers Universitätssportverein Potsdam e.V. als Träger der freien Jugendhilfe 
gemäß § 75 SGB VIII auf der Grundlage seiner Satzung (Statut) vom 30.01.2017

TOP 11.



Finanzielle Auswirkungen? Nein Ja

Das Formular „Darstellung der finanziellen Auswirkungen“ ist als Pflichtanlage beizufügen

Fazit Finanzielle Auswirkungen:

Oberbürgermeister Geschäftsbereich 1 Geschäftsbereich 2

Geschäftsbereich 3 Geschäftsbereich 4

TOP 11.



Begründung:

Der Universitätssportverein Potsdam e.V. hat am 04. Mai 2017 den Antrag auf Anerkennung als 
Träger der freien Jugendhilfe gemäß § 75 SGB  VIII gestellt. Die laut Richtlinien für die Anerkennung 
von Trägern der freien Jugendhilfe der Landeshauptstadt Potsdam vom 19. Januar 2017 geforderten 
Unterlagen wurden vollständig eingereicht und von der Verwaltung vorgeprüft.

Auf dieser Grundlage überprüfte der Unterausschuss Jugendhilfeplanung anhand der im Dezember 
2008 im Jugendhilfeausschuss beschlossenen Matrix die gesetzlich vorgeschriebenen 
Voraussetzungen zur Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe. Diese Vorgaben werden durch 
der Träger  Universitätssportverein Potsdam e.V. erfüllt. Da den Mitgliedern des Unterausschusses 
und der Verwaltung des Jugendamtes der Träger nicht bekannt war, wurde Herr Felix Hoffmann als 
Trägervertreter zum Gespräch in die Unterausschusssitzung am 29. August 2017 eingeladen.

Der Universitätssportverein Potsdam e.V. ist seit 1991 unter diesem Namen in Potsdam aktiv und 
zählt 1.250 Mitglieder, die sich in 18 Abteilungen sportlich betätigen. Mit dem Sozialprojekt Boxen ist 
er in der  Jugendhilfe tätig. Zielgruppe des Projektes sind Kinder und Jugendliche, die neben der 
Erlangung einer sportlichen Fitness besonders Selbstvertrauen und Selbstbewusstsein entwickeln 
sollen. Zu Kindern mit Migrationshintergrund und aus schwachen sozialen Verhältnissen wird daher 
besonders der Kontakt gesucht. Dazu sind im Rahmen von Kooperationsvereinbarungen verbindliche 
Kontakte zu freien Trägern hergestellt worden. Das Sozialprojekt Boxen will sich als 
Kompetenzangebot in der Jugendhilfe integrieren und vernetzen.

Der Unterausschuss Jugendhilfeplanung hat dem Antrag des Trägers Universitätssportverein 
Potsdam e.V. auf Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe gemäß § SGB VIII zugestimmt und 
empfiehlt dem Jugendhilfeausschuss die Beschlussfassung.

TOP 11.



Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

17/SVV/0675

öffentlich
Betreff:
Sitzungskalender 2018

Erstellungsdatum 22.08.2017
Eingang 922: 22.08.2017

Einreicher: Stadtverordnete B. Müller als Vorsitzender der 
Stadtverordnetenversammlung

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zuständigkeit

13.09.2017 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Sitzungskalender 2018 als Arbeitsgrundlage für die Stadtverordnetenversammlung, ihrer Fraktionen 
und Ausschüsse sowie weiterer Gremien.

gez. 
B. Müller
Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 

auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin:

TOP 12.1



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:

Die Festlegung der Sitzungstermine für die Stadtverordnetenversammlung bildet die Grundlage für 
die Planung aller anderen Gremien. 
Um eine weitestgehende Planung der ehrenamtlichen Arbeit der Stadtverordneten für das Folgejahr 
zu ermöglichen, wird der Sitzungskalender 2018 jetzt vorgelegt und soll nach  Beratung in den 
Gremien möglichst im November 2017 durch die Stadtverordnetenversammlung als Arbeitsgrundlage 
beschlossen werden.

Die vorgelegte Planung der Sitzungstermine entspricht den Erfahrungen der letzten Jahre unter 
Beibehaltung der traditionellen Sitzungstermine. Allerdings lassen sich durch Feier- und Ferientage 
Änderungen bzw. Überschneidungen nicht vollständig vermeiden. Hinzukommt, dass in der Zeit der 
Schulferien möglichst keine Sitzungen stattfinden sollen. 

Änderungen der vorgeschlagenen Termine können sowohl unter Berücksichtigung der 
Ladungsfristen und der Sicherung des Teilnahmerechts der Ausschussmitglieder, als auch 
unter Beachtung der Beratung von Überweisungen aus der Stadtverordnetenversammlung in 
der nächstmöglichen Ausschusssitzung vorgeschlagen werden. 

Änderungen sind in den Gremien zu beantragen, die davon betroffen sind.

Terminvorschläge für die Ortsbeiratssitzungen, den Migrantenbeirat und den Werksausschuss KIS 
werden noch ergänzt.

TOP 12.1



Januar Februar März April Mai Juni

Mo 1 Neujahr Do 1 Do 1 So 1 Ostersonntag Di 1 Tag der Arbeit Fr 1

Di 2 Weihnachtsferien 21.12.-02.01. Fr 2 Fr 2 Mo 2 Ostermontag Mi 2 StVV Sa 2

Mi 3 Sa 3 Sa 3 Di 3 Do 3 So 3

Do 4 So 4 So 4 Mi 4 HA Fr 4 Mo 4 FS

Fr 5 Mo 5 Winterferien 05.02.-10.02. Mo 5 FS Do 5 Sa 5 Di 5 ÄR

Sa 6 Di 6 Di 6 ÄR Fr 6 So 6 Mi 6 StVV

So 7 Mi 7 Mi 7 StVV Sa 7 Mo 7 FS Do 7

Mo 8 FS Do 8 Do 8 So 8 Di 8 E/B Fr 8

Di 9 E/B Fr 9 Fr 9 Mo 9 FS Mi 9 Sa 9

Mi 10 HA Sa 10 Sa 10 Di 10 ÄR, E/B Do 10 Christi Himmelfahrt So 10

Do 11 So 11 So 11 Mi 11 StVV Fr 11 Mo 11 FS

Fr 12 Mo 12 FS Mo 12 FS Do 12 Sa 12 Di 12 E/B,SBV

Sa 13 Di 13 E/B,SBV, GSI Di 13 E/B, SBV Fr 13 So 13 Mi 13 HA

So 14 Mi 14 HA Mi 14 HA Sa 14 Mo 14 FS Do 14

Mo 15 FS Do 15 Do 15 So 15 Di 15 SBV, B/S, GSI Fr 15

Di 16 Anschl., Präs., B/S, GSI Fr 16 Fr 16 Mo 16 FS Mi 16 HA Sa 16

Mi 17 FA Sa 17 Sa 17 Di 17 Anschl., Präs. Do 17 So 17

Do 18 KOUL, K/W So 18 So 18 Mi 18 HA Fr 18 Mo 18 FS

Fr 19 Mo 19 FS Mo 19 FS Do 19 Sa 19 Di 19 B/S, GSI

Sa 20 Di 20 Anschl., Präs. Di 20 B/S, GSI Fr 20 So 20 Pfingstsonntag Mi 20 FA

So 21 Mi 21 FA Mi 21 FA Sa 21 Mo 21 Pfingstmontag Do 21 KOUL, K/W

Mo 22 FS Do 22 KOUL, JHA, K/W Do 22 KOUL, JHA, K/W, RPA So 22 Di 22 Anschl., Präs. Fr 22

Di 23 SBV Fr 23 Fr 23 Mo 23 FS Mi 23 FA Sa 23

Mi 24 HA Sa 24 Sa 24 Di 24 SBV, B/S, GSI Do 24 KOUL, K/W So 24

Do 25 JHA, RPA So 25 So 25 Mi 25 FA Fr 25 Mo 25 FS

Fr 26 Mo 26 FS Mo 26 Osterferien 26.03.-06.04. Do 26 KOUL, JHA, K/W, RPA Sa 26 Di 26 SBV

Sa 27 Di 27 SBV, B/S Di 27 Anschl., Präs., SBV Fr 27 So 27 Mi 27 HA

So 28 Mi 28 HA Mi 28 Sa 28 Mo 28 FS Do 28 JHA, RPA

Mo 29 FS Do 29 So 29 Di 29 SBV Fr 29

Di 30 ÄR Fr 30 Karfreitag Mo 30 FS, ÄR Mi 30 HA Sa 30

Mi 31 StVV Sa 31 Do 31 JHA, RPA

Sitzungskalender 2018 - 1. Halbjahr

TOP 12.1



So 1 Mi 1 Sa 1 Mo 1 FS Do 1 Sa 1

Mo 2 FS Do 2 So 2 Di 2 Fr 2 So 2 1. Advent

Di 3 E/B Fr 3 Mo 3 FS Mi 3 Tag der Deutschen Einheit Sa 3 Mo 3 FS

Mi 4 Sa 4 Di 4 ÄR Do 4 So 4 Di 4 ÄR

Do 5 Sommerferien 05.07.-18.08. So 5 Mi 5 StVV Fr 5 Mo 5 FS Mi 5 StVV

Fr 6 Mo 6 Do 6 Sa 6 Di 6 ÄR Do 6

Sa 7 Di 7 Fr 7 So 7 Mi 7 StVV Fr 7

So 8 Mi 8 Sa 8 Mo 8 FS Do 8 Sa 8

Mo 9 Do 9 So 9 Di 9 SBV, B/S, GSI Fr 9 So 9 2. Advent

Di 10 Fr 10 Mo 10 FS Mi 10 HA Sa 10 Mo 10 FS

Mi 11 Sa 11 Di 11 Do 11 So 11 Di 11 E/B,SBV

Do 12 So 12 Mi 12 Fr 12 Mo 12 FS Mi 12 HA

Fr 13 Mo 13 Do 13 Sa 13 Di 13 E/B,SBV Do 13

Sa 14 Di 14 Fr 14 So 14 Mi 14 HA Fr 14

So 15 Mi 15 Sa 15 Mo 15 FS Do 15 Sa 15

Mo 16 Do 16 So 16 Di 16 E/B Fr 16 So 16 3. Advent

Di 17 Fr 17 Mo 17 FS Mi 17 Sa 17 Mo 17 FS

Mi 18 Sa 18 Di 18 SBV, B/S, GSI Do 18 JHA So 18 Di 18 B/S, GSI

Do 19 So 19 Mi 19 HA Fr 19 Mo 19 FS Mi 19 FA

Fr 20 Mo 20 FS Do 20 K/W Sa 20 Di 20 Anschl., Präs., B/S, GSI Do 20 JHA, RPA

Sa 21 Di 21 Anschl., Präs. Fr 21 So 21 Mi 21 FA Fr 21 Weihnachtsferien 21.12.-05.01.

So 22 Mi 22 Sa 22 Mo 22 Herbstferien 22.10.-02.11. Do 22 KOUL, K/W Sa 22

Mo 23 Do 23 So 23 Di 23 Anschl., Präs. Fr 23 So 23

Di 24 Fr 24 Mo 24 FS Mi 24 Sa 24 Mo 24 Heiligabend

Mi 25 Sa 25 Di 25 E/B Do 25 So 25 Di 25 1. Weihnachtsfeiertag

Do 26 So 26 Mi 26 FA Fr 26 Mo 26 FS Mi 26 2. Weihnachtsfeiertag

Fr 27 Mo 27 FS Do 27 KOUL, JHA, RPA Sa 27 Di 27 SBV Do 27

Sa 28 Di 28 E/B Fr 28 So 28 Mi 28 HA Fr 28

So 29 Mi 29 HA Sa 29 Mo 29 Do 29 JHA, RPA Sa 29

Mo 30 Do 30 JHA, RPA So 30 Di 30 Fr 30 So 30

Di 31 Fr 31 Mi 31 Reformationstag Mo 31 Silvester

Sitzungskalender 2018 - 2. Halbjahr

AugustJuli DezemberNovemberOktoberSeptember

* ohne KOUL, K/W, RPA * ohne KOUL, K/W
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Legende Beginn

Anschl. Antragsschluss

ÄR Ältestenrat 18:00 Uhr

B/S Ausschuss für Bildung und Sport 17:30 Uhr

E/B Ausschuss für Eingaben und Beschwerden 16:30 Uhr

FA Ausschuss für Finanzen 17:30 Uhr

FS Fraktionssitzung

HA Hauptausschuss 17:00 Uhr

JHA Jugendhilfeausschuss 16:30 Uhr

K/W Ausschuss für Kultur und Wissenschaft 18:00 Uhr

MB Migrantenbeirat 17:00 Uhr

Präs. Präsidiumssitzung 16:00 Uhr

KOUL

Ausschuss für Klima, Ordnung, Umweltschutz und ländliche 
Entwicklung 18:00 Uhr

RPA Rechnungsprüfungsausschuss 17:30 Uhr

SBV Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen und Verkehr 18:00 Uhr

GSI Ausschuss für Gesundheit, Soziales und Inklusion 18:00 Uhr

StVV Sitzung der Stadtverordnetenversammlung 15:00 Uhr

WA KIS Werksausschuss Kommunaler Immobilienservice
17:30 Uhr (Donnerstag)
15:00 Uhr (Freitag)

OBR Ortsbeirat

TOP 12.1



Mitteilungsvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

17/SVV/0739

Betreff: öffentlich
Einwohnerversammlung im Ortsteil Fahrland gemäß § 4 Abs. 1 in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Nr. 
b) und e) der Hauptsatzung der Landeshauptstadt Potsdam

bezüglich
DS Nr.: 

Erstellungsdatum 07.09.2017
Eingang 922: 07.09.2017

Einreicher: GB Soziales, Jugend, Gesundheit und Ordnung 

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium

13.09.2017 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Inhalt der Mitteilung:

Die Stadtverordnetenversammlung nimmt zur Kenntnis:

In der Stadtverordnetenversammlung am 03.05.2017 wurde durch die Fahrländer Bürger/-innen-
Initiative ein Antrag auf Einberufung einer Einwohnerversammlung im Ortsteil Fahrland gemäß § 4 Abs. 
1 in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Nr. b) und e) der Hauptsatzung der Landeshauptstadt Potsdam 
übergeben.
Es wurde darum gebeten, zur bedarfsgerechten Versorgung mit Krippen-, Kita-, Grundschul- und 
Hortplätzen der Sanierung der Verkehrsinfrastruktur sowie dem Ausbau der örtlichen Nahversorgung 
Stellung zu nehmen und Lösungsmöglichkeiten zu entwickeln.
Insgesamt wurden 203 Listen mit 1.053 Unterschriften übergeben, von denen 853 Unterschriften gültig 
waren. Damit wurde das erforderliche Quorum von 3 von Hundert deutlich überschritten.

Auf dieser Grundlage hat der Oberbürgermeister zu einer Einwohnerversammlung  eingeladen. Die 
Einwohnerversammlung wurde am 18.07.2017, 19:00 Uhr in der Turnhalle der Regenbogenschule 
Fahrland, Ketziner Straße 31c, 14476 Potsdam, OT Fahrland durchgeführt.
Bei der Planung, Moderation und Nachbereitung der Versammlung wurden die zuständigen 
Fachverwaltungen durch die WerkStadt für Beteiligung unterstützt.
Gemäß § 4 d der Hauptsatzung der Landeshauptstadt Potsdam wurde ein Protokoll der 
Einwohnerversammlung angefertigt (siehe Anhang). Im Protokoll sind die Antworten und Abwägungen 
der Fachverwaltung zu den Fragen und Anregungen der Einwohnerinnen und Einwohner einzusehen.
Weiterhin bestimmte die Einwohnerversammlung (ebenda Hauptsatzung) Frau Tina Lange zu Ihrer 
Sprecherin, um die Anregungen und Vorschläge der Einwohnerversammlung vor der 
Stadtverordnetenversammlung vorzutragen.

In der Einwohnerversammlung wurde die Erstellung eines Wortprokokoll vereinbart. Aufgrund des 
Umfanges des Protokolls erfolgte folgende Zusammenfassung der Kernaussagen:

Fortsetzung auf Seite 3

TOP 13.1



Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein

Das Formular „Darstellung der finanziellen Auswirkungen“ ist als Pflichtanlage beizufügen.

Fazit finanzielle Auswirkungen:

Oberbürgermeister Geschäftsbereich 1  Geschäftsbereich 2

Geschäftsbereich 3 Geschäftsbereich 4

TOP 13.1



Zusammenfassung der Kernaussagen der Einwohnerversammlung am 18.07.2017 in Fahrland

Verkehrsinfrastruktur

Hinsichtlich der Frage der Zeitplanung zur Gehwegsanierung im alten Dorfkern, speziell Ketziner 
Straße, Priesterstraße und Döberitzer Straße wird mitgeteilt, dass in den betreffenden Straßen 
Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrssicherheit für Fußgänger noch in diesem Jahr begonnen 
und 2018 beendet werden. Dafür werden ausschließlich Mittel des Ergebnishaushalts in Höhe von ca. 
224,0 T€ aufgewendet. Für die Döberitzer Straße werden Abschnitte des westlichen Gehweges 
asphaltiert und durch Verengung der Fahrbahn verkehrssicher gestaltet. 
Der östliche Gehweg der Ketziner Straße wird zwischen der von-Stechow-Straße und der 
Priesterstraße durch eine wassergebundene Decke ertüchtigt und im Bereich der Priesterstraße und 
dem Kaiserplatz asphaltiert. Bei den durchgeführten Maßnahmen handelt es sich um Leistungen, die 
keine grundhafte Verbesserung darstellen, sondern die Benutzbarkeit sichern sollen. Mittelfristig ist 
der Einsatz von Investitionsmitteln erforderlich. So ist vorgesehen für den grundhaften Ausbau der 
Döberitzer Straße, mit der Planung 2020/21, unter der Voraussetzung der Mittelbindung künftiger 
Haushalte und Berücksichtigung in der Prioritätensetzung, zu beginnen.
Auf Nachfrage zur Beleuchtung des Weges am Friedhof wird mitgeteilt, dass die Aufstellung erst nach 
Fertigstellung der Bebauung möglich ist. Zudem handelt es sich um pflichtige Abgaben nach dem 
Kommunalabgabengesetz, d.h. Anliegerbeteiligung. Auch hier sei die entsprechende Vorbereitung 
erforderlich. Zusätzlich müssen auch hier die entsprechenden Eigenmittel im Investitionshaushalt der 
Stadt vorgehalten werden.

Zur Frage nach der Fertigstellung des beleuchteten und befestigten Schulweges von der Döberitzer 
Straße zur Regenbogenschule wird mitgeteilt, dass dieser Weg Bestandteil des Bebauungsplanes Nr. 
132 „Am Friedhof“ ist, zu dem gegenwärtig der Entwurf entwickelt wird. Parallel dazu werden derzeit 
städtebauliche Verträge zur Umsetzung der Planung mit den beiden Eigentümergesellschaften 
verhandelt. Ein Ergebnis liegt noch nicht vor. Eine sofortige Inanspruchnahme dieser Flächen durch 
den Baulastträger ist ohne widmungsrechtliche Grundlage und fehlendem Grunderwerb 
ausgeschlossen.

Die Themen zur weiteren Verkehrsentwicklung konzentrierten sich grundsätzlich auf die Entwicklung 
des Bahnhofs Marquardt sowie die Verbesserung der ÖPNV-Erschließung im Potsdamer Norden 
insgesamt.

Dazu wurde mitgeteilt, dass die Aufwertung des Bahnhofs Marquardt zu einem multimodalen 
Umsteigepunkt von vielen Faktoren und der Zuständigkeit verschiedener Institutionen abhängt. 
Grundvoraussetzung ist dabei die Verbesserung der Schienenanbindung und der Umbau des 
Bahnhofs insgesamt. Hierbei liegt die Zuständigkeit einerseits beim Land Brandenburg als Besteller 
des Regionalbahnverkehrs und anderseits bei der Deutschen Bahn AG als Betreiber des Bahnhofs.
Seitens der LH Potsdam ist der Ausbau des Umsteigepunkts bereits Bestandteil des 2014 
beschlossenen Stadtentwicklungskonzeptes Verkehr sowie der Bau eines P+R Parkplatzes östlich 
des Bahnhofs Teil des P+R-Konzepts Potsdam von 2015.
Auch im Rahmen der Strategieplanung des ländlichen Raumes, unter Beteiligung der Ortsbeiräte und 
BürgerInnen, ist der Bahnhof Marquardt ein wesentlicher Planungsbaustein der Mobilität für die 
nördlichen Ortsteile. Die Planung zum Ausbau des Bahnhofsumfeldes soll dabei die folgenden 
verkehrlichen Kernelemente beinhalten:
- unmittelbare Erreichbarkeit des Bahnhofes von der B273 (MIV, Rad und ÖPNV)
- Schaffung von attraktiven P+R-Flächen in direkten Bahnhofsumfeld,
- sichere Abstellmöglichkeiten für Fahrräder
- tangentiale Busanbindungen (Buslinie 609)
- barrierefreie Erreichbarkeit beider Bahnsteige (Unterführung der Gleisanlagen)
- Ladestationen für Elektromobilität
- Ausbau bzw. Schaffung von Radwegeverbindungen vom Bahnhof in die nördlichen Ortsteile.
In einem ersten Schritt soll der P+R-Standort auf der Ostseite des Bahnhofs geschaffen werden. 
Gemäß der von der Stadtverordnetenversammlung beschlossenen Prioritätensetzung des P+R-
Konzepts könnte die Planung ab 2019 beginnen. In diesem Zusammenhang kann dann auch eine 
Anbindung via Bus, Fahrrad und Auto an die B 273 erfolgen. Eine Weiterführung der 
Radwegverbindung entlang der L 92 bis nach Fahrland liegt in der Zuständigkeit des Landes 
Brandenburg. Seitens des MIL wird derzeit eine Bedarfsliste für Radwege an Landesstraßen erstellt, 
welche dann auch eine Prioritätensetzung enthalten wird.
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Um das anhaltende Bevölkerungswachstum auch weiterhin abwickeln zu können, wird zudem das 
Ziel verfolgt, dass einerseits den bestehenden und auch den zusätzlichen Einwohnern der nördlichen 
Ortsteile ein ausreichendes Mobilitätsangebot zur Verfügung gestellt werden kann und andererseits 
die mit dem Wachstum verbundenen negativen Auswirkungen des Straßenverkehrs, insbesondere 
hinsichtlich der Lärm- und Luftbelastungen auf ein Minimum reduziert werden. Daher wird angestrebt, 
das Entwicklungsgebiet Krampnitz und weiterführend auch Fahrland an das Potsdamer 
Straßenbahnnetz anzuschließen um damit eine deutliche Verlagerung von Kfz-Verkehrsanteilen auf 
den ÖPNV zu erreichen. Vor diesem Hintergrund wurde 2014/15 im Auftrag der ViP eine technische 
und wirtschaftliche Machbarkeitsstudie erstellt. Diese bestätigte den Nutzen einer Straßenbahn bis 
ins Konversionsgebiet Krampnitz, wie auch eine Verlängerung bis nach Fahrland. Die ersten 
Planungsphasen für eine Tramanbindung beginnen Ende 2017.
Mit der Realisierung der Straßenbahnstreckenverlängerung von der Viereckremise nach Campus 
Jungfernsee im Dezember 2017 werden die Busfahrpläne der Linien 638, 609 und 697 auf die dann 
auf einen 10-Minuten-Takt verdichtete Straßenbahnlinie 96 angepasst.

Dienstleistungen

Das Gesundheitsamt führt seit geraumer Zeit mit den Kinderärzten der Stadt Gespräche, um die 
Versorgungssituation in der Landeshauptstadt Potsdan zu verbessern. Die Kinderärzte sind sehr 
bemüht, die Lücken aufzufangen. Es gibt einen Stammtisch „Kinderärzte in Potsdam“, der sich sehr 
aktiv mit der Problematik auseinandersetzt. 
Des Weiteren laufen Gespräche mit der KV, um die Berechnungsgrundlagen entsprechend 
anzupassen. Die Landeshauptstadt Potsdam verweist in den Gesprächen mit der KV deutlich auf ihr 
Interesse daran, dass eine flächendeckende medizinische Versorgung sowohl im hausärztlichen als 
auch im kinderärztlichen Bereich sichergestellt ist. 

Planungsrechtlich besteht seit dem Jahr 2000 die Möglichkeit, in der von-Stechow-Straße 
Einzelhandel und weitere Nutzungen (Dienstleistungen, Apotheke etc.) anzusiedeln, auch in 
mehrgeschossigen Gebäuden. Diese Möglichkeiten wurden aber vom Eigentümer bisher nicht 
vollständig ausgeschöpft. Auch die Ansiedlung einer Apotheke wäre planungsrechtlich möglich, muss 
aber durch einen Apotheker bzw. eine Apothekerin erfolgen. Mit der gestiegenen Einwohnerzahl 
Fahrlands und der Ansiedlung einer Ärztin haben sich die Chancen für die Eröffnung einer Apotheke 
in Fahrland deutlich erhöht. 
Es ist vom Eigentümer gemeinsam mit dem Betreiber des Nahkauf-Marktes aktuell geplant, den 
Markt zu erweitern, der entsprechende Bauantrag wurde gestellt. Auch im Ortskern ist die Ansiedlung 
von kleinerem Handel, einer Apotheke und Handwerks- bzw. Gewerbebetrieben möglich. Die 
Ansiedlung von Einzelhandel außerhalb der Ortslage wird von der Stadt nicht für sinnvoll gehalten. 
Für die gewerbliche Entwicklung stehen noch erhebliche Potenziale im Gebiet Marquardter Straße, 
dem Friedrichspark, in Krampnitz und am Jungfernsee zur Verfügung. 

Kinderbetreuung

Zur Verbesserung der Situation bei der Kinderbetreuung in Fahrland sind folgende konkrete  
Maßnahmen geplant:

1. Kita Fahrländer Landmäuse Erweiterung (Marquardter Str. Ausbau 1)
• Um kurzfristig Entlastung zu schaffen, ist eine schnelle Übergangslösung auf dem 

Gelände der Kita Fahrländer Landmäuse vorgesehen.
• Entwurfsplanung und Angebote liegen bereits vor
• Die Interimslösung soll in der ersten Hälfte des Jahres 2018 zur Verfügung stehen.
→ ca. 50 zusätzliche Plätze für Kinder von 0 Jahren bis zum Schuleintritt

2.  Fahrland, Flur 1, Flurstück 288 (Gartenstr. / Mühlenring)
• Fläche im kommunalen Eigentum
• ca. 90 Plätze für Kinder von 0 Jahren bis Schuleintritt
• voraussichtlich bis Ende 2019 Errichtung der Kita möglich
• Gegenwärtig wird geprüft, ob Maßnahme bereits in 2017 begonnen werden kann 

(finanzielle Mittel stehen derzeit noch nicht zur Verfügung)

3. Fahrland das Flurstück 3/Flurstück 313 Gartenstadt Hasensteg 
• Fläche befindet sich im privaten Eigentum
• Gespräche mit dem Eigentümer zur schnellstmöglichen  Errichtung der 

Kindertagesstätte laufen
• Voraussichtlich 240 Plätze für Kinder von 0 Jahren bis zum Schuleintritt
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• Fläche im Bebauungsplan mit Zweckbestimmung für Kindertagesbetreuung 
vorgesehen 

• Zu einer konkreten Zeitschiene kann noch keine Aussage getroffen werden. 

Es wird davon ausgegangen, dass mit Wechsel des Schul- und Kita-Jahres (September) 
bedarfsdeckend Plätze zur Verfügung stehen, jedoch nicht in Fahrland.

Mit der integrierten Kita-, Hort- und Schulentwicklungsplanung soll darauf reagiert werden. 
Fortlaufende gesetzliche Änderungen und bildungspolitische Maßnahmen, gepaart mit veränderten 
Lebenswelten erfordern ein fortlaufendes Handeln und das nicht nur bezogen auf planerische 
Aspekte. 

Zur wohnortnahen Versorgung der im Einzugsbereich wohnenden Grundschulkinder stehen für die 
zukünftige Bedarfsabdeckung die Freie Grundschule in Marquardt, die Regenbogenschule in 
Fahrland und die Rote Kaserne Ost (ab dem Schuljahr 2019/2020) zur Verfügung. Die in der 
Schulentwicklungsplanung vorgesehene Option „Krampnitz“ wird wahrgenommen. In Krampnitz 
werden derzeit 504 zusätzliche Schulplätze und 335 Hortplätze und 357 Kita-Plätze geplant. 
In Fahrland wurde für das Schuljahr 2017/18 eine Erweiterung der Zügigkeit vorgenommen. 

In Bezug auf die Sicherung ausreichender Gesamtschul-, Oberschul- und Gymnasialplätze gilt der 
Grundsatz „kurze Beine - kurze Wege“ nicht, da die Organisation nach möglichen Bildungsgängen 
erfolgt (Gesamtschul-, Oberschul- und Gymnasialplätze).
Aufgrund des erhöhten Wachstums wird statt der 5/3-zügigen Gesamtschule im Nedlitzer Holz jetzt 
eine 6/3-zügige Gesamtschule am Standort Pappelallee/Reiherweg zum Schuljahr 2022/2023 
errichtet, diese soll als Interimsschule bereits zum Schuljahr 2019/2020 an der Esplanade starten 
Darüber hinaus soll eine weiterführende Schule in Krampnitz für 560 Schülerinnen und Schüler 
errichtet werden.

Bezüglich einer Aussage zu einem dauerhaften dritten Zug in Fahrland ist zunächst die aktuelle 
Bevölkerungsprognose 2017 abzuwarten. Voraussichtlich Ende des Jahres ist – nach Vorlage der 
Bevölkerungsprognose - zu entscheiden, ob die Dreizügigkeit bestehen bleiben kann.

Als voraussichtlicher Typ der weiterführenden Schule in Krampnitz wird derzeit in Erwägung gezogen, 
ein Gymnasium zu errichten.
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Protokoll 
Einwohnerversammlung Fahrland 

 
 

Sitzungstermin: Dienstag, 18. Juli 2017 
Sitzungsbeginn: 19:00 Uhr 
Sitzungsende: 21:30 Uhr 
Sitzungsort: Turnhalle, Regenbogenschule, Ketziner Straße 31 c, 14476 Potsdam - 

OT Fahrland 
 
Anwesend sind: 
 
Vertreter/-innen der Verwaltung 
Herr Mike Schubert, Beigeordneter für Soziales, Jugend, Gesundheit und Ordnung 
Herr Bernd Rubelt, Beigeordneter für Stadtentwicklung, Bauen und Umwelt 
Frau Petra Rademacher, Fachbereichsleiterin Bildung und Sport 
Herr Norbert Praetzel , kommissarischer Fachbereichsleiter Grün- und Verkehrsflächen 
Herr Norman Niehoff, Bereichsleiter Verkehrsentwicklung 
Herr Erik Wolfram, Bereichsleiter Stadtentwicklung 
Frau Dr. Kristina Böhm, Bereichsleiterin Öffentlicher Gesundheitsdienst 
Frau Kerstin Elsaßer, Bereichsleiterin Kindertagesbetreuung 
 
Verkehrsbetrieb Potsdam GmbH 
Herr Oliver Glaser, Geschäftsführer Verkehrsbetrieb Potsdam GmbH 
 
Einwohnerinnen und Einwohner 
Herr Claus Wartenberg, Ortsvorsteher Fahrland und Stadtverordneter 
Frau Tina Lange, Sprecherin Bürger_innen-Initiative Fahrland 
Herr Stefan Wind, Sprecher Bürger_innen-Initiative Fahrland 
Frau Anke Oehme, Sprecherin Bürger_innen-Initiative Fahrland 
Frau Susanna Krüger, Ortsbeirat Satzkorn 
Herr Karsten Etlich, Ortsbeirat Fahrland 
Herr Stefan Matz, Ortsbeirat Fahrland 
Frau Anja Matz, Vorsitzende der Schulkonferenz 
über 200 weitere interessierte Einwohnerinnen und Einwohner 
 
Stadtverordnete und Mandatsträger 
Frau Birgit Eifler, Stadtverordnete und Ortsbeirat Fahrland 
Frau Jana Schulze, Stadtverordnete 
Frau Kati Biesecke, Stadtverordnete 
Herr Norbert Müller, Mitglied des Bundestages 
 
WerkStadt für Beteiligung 
Herr Kay-Uwe Kärsten, mitMachen e.V. 
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Protokoll 
 
Die Einwohnerversammlung wurde per Audioaufzeichnung der Mikrofone dokumentiert. 
Das vorliegende Protokoll wurde im Anschluss durch die Verwaltung mit Unterstützung der 
WerkStadt für Beteiligung erstellt. 
 
 
Tagesordnung: 
 

1. Begrüßung und Vorstellung 
2. Verkehrsinfrastruktur 
3. Dienstleistungen 
4. Kinderbetreuung 
5. Wahl der Sprecherin, Dank und Verabschiedung 
 

 
 
zu 1 Begrüßung und Vorstellung 
 

Herr Kärsten begrüßt in seiner Rolle als Moderator die Anwesenden. 
 
Herr Wartenberg begrüßt als Ortsvorsteher die anwesenden Einwohnerinnen und 
Einwohner des Ortsteils Fahrland sowie die Vertreterinnen und Vertreter der 
Verwaltung sowie den Geschäftsführer der Verkehrsbetriebe Potsdam GmbH. 
 
Anschließend stellt Herr Kärsten den Ablauf der Veranstaltung vor und verweist auf 
die drei großen Themenkomplexe, die besprochen werden sollen sowie auf die 
rechtlichen Grundlagen für eine Einwohnerversammlung in Potsdam. Er informiert, 
dass gemäß § 4 Abs. 2.d. der Hauptsatzung der Landeshauptstadt Potsdam ein 
Protokoll über die Einwohnerversammlung anzufertigen ist, das der 
Stadtverordnetenversammlung unverzüglich durch den Oberbürgermeister 
vorzulegen ist. Die Einwohnerversammlung kann eine Sprecherin/einen Sprecher 
benennen, die/der im Rahmen der Stadtverordnetenversammlung Rederecht erhält 
und die Anregungen und Vorschläge der Einwohnerversammlung vortragen kann. 

 
 
zu 2 Verkehrsinfrastruktur 
 

Herr Praetzel stellt sich den Anwesenden als Fachbereichsleiter für Grün- und 
Verkehrsflächen und seit 38 Jahren in der Stadtverwaltung Potsdam tätig vor. Die 
Belange aus dem Ortsteil Fahrland sind ihm bekannt. 
 
1. Frage: Wie ist die Zeitplanung zur Gehwegsanierung im alten Dorfkern (Ketziner 
Str., Priesterstr., Döberitzer Str.)? Welche konkreten Maßnahmen sind wann geplant 
und werden wie finanziert? 
 
Hinsichtlich der Frage 1 der Zeitplanung zur Gehwegsanierung im alten Dorfkern, 
speziell Ketziner Straße, Priesterstraße, Döberitzer Straße und welche Maßnahmen 
sind wann geplant und werden wie finanziert, führt Herr Praetzel aus. Er teilt mit, 
dass aus dem Ergebnishaushalt, welcher alle Maßnahmen der Unterhaltung in 
Straßen umfasst, für die Döberitzer Straße in diesem Jahr zur Verbesserung der 
Verkehrssicherheit für die Fußgänger verabredet worden ist, die Herstellung eines 
asphaltierten Gehweges bis zur Ketziner Straße vorzunehmen, und zwar ab Ende 
des west-nördlichen-östlichen Gehweges und auf der anderen Seite weiterführend 
durch Einengung der Fahrbahnfläche, die in einem Hochbordbereich eingefasst 
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wird. Zur Überquerungshilfe wird die Fahrbahn mit geschnittenem Großsteinpflaster 
ausgestattet. Weiterhin ist beabsichtigt, dort eine Wartepflicht für Kfz zur 
Verkehrssicherungspflicht einzuführen. Die Baukosten werden etwa 24.000 € 
betragen. Mit den Arbeiten wird noch in diesem Jahr begonnen werden und sie 
sollen noch dieses Jahr abgeschlossen werden.   

 
In der Ketziner Straße ist ebenfalls eine Gehwegbefestigung (1,50 m Breite 
Befestigung aus wassergebundener Decke) zwischen der von-Stechow-Straße und 
dem Priesterweg vorgesehen. Die Kosten werden etwa 65.000 € betragen. Die 
Leistung wird 2017 begonnen und voraussichtlich im Jahr 2018 beendet werden. 
Der nächste Abschnitt befindet sich in der Ketziner Straße zwischen dem 
Priesterweg und dem Kaiserplatz. Dort ist die Breite ebenfalls 1,50 m und wird mit 
Asphalt ausgeführt. Die Kosten werden etwa 75.000 € betragen. Die Priesterstraße 
selbst wird auch geplant für 2017, jedoch kann im Moment noch nicht beurteilt 
werden, ob der Beginn auch 2017 möglich ist, sonst 2018. Auch dort ist eine 
Gehwegbefestigung auf 1,50 m vorgesehen. Die Herstellung wird mit 
wassergebundener Decke erfolgen. Aufgrund des Baumbestandes werden ggf. 
Schwierigkeiten erwartet. Die Baukosten hierfür werden etwa 60.000 € betragen. 
Die vorgenannten Maßnahmen werden aus dem Ergebnishaushalt finanziert. Sie 
sind nicht umlagepflichtig und führen zu keiner Belastung der Anlieger.  
 
In der Döberitzer Straße ist darüber hinaus ein grundhafter Ausbau der Fahrbahn 
erforderlich, der jedoch nur mit Investitionsmitteln möglich ist. Aufgrund der 
fehlenden Entwässerungsanlagen und Gehweganlagen ist dort ein Vollausbau 
vorgesehen. Mit der Planung selbst wird voraussichtlich im Jahr 2020/21 begonnen 
werden können. Dies setzt voraus, dass die Investitionsplanung es für diesen 
Zeitraum ermöglicht. 
 
Herr Praetzel unterbreitet das Angebot über Details auf Nachfragen zu reagieren. 
 
2. Frage: Wie und wann ist die Anbindung an den Bahnhof Marquardt via Bus, 
Fahrrad und Auto von Fahrland und den anderen Ortsteilen heraus geplant? 
 
Herr Niehoff informiert, dass er den Bereich Verkehrsentwicklung leite, welcher sich 
konzeptionell mit dem Verkehr auseinandersetzt. Zur Fragestellung Nr. 2, wie und 
wann die Anbindung an den Bahnhof Marquardt via Bus, Fahrrad und Auto von 
Fahrland und den anderen Ortsteilen heraus geplant ist, führt Herr Niehoff aus. Zum 
Wie gebe es sehr genaue Vorstellungen. Es ist beabsichtigt auf der Ostseite des 
Bahnhofes einen neuen Park & Ride Parkplatz mit ca. 50 bis 100 Stellplätzen (von 
der konkreten Planung abhängig) zu bauen. Mit einer direkten Anbindung an die B 
273, die dann einerseits mit dem Bus befahren werden kann (also direkte 
Anbindung zum Bahnhof) sowie mit dem Rad angebunden ist. Damit bestehe 
perspektivisch auch die Anbindung mit dem Rad nach Fahrland bzw. nach Norden 
Richtung Satzkorn. Die Aussage zum Zeitpunkt stellt sich schwieriger dar, da man 
es hier mit verschiedenen Maßnahmen und verschiedenen Zuständigkeiten zu tun 
habe. Grundvoraussetzung für die Funktionalität des Standorts ist eine höhere, 
Frequentierung des Zugverkehrs am Bahnhof Marquardt. Dazu bedarf mehr RB- 
bzw. RE-Halte. Dies befindet sich jedoch in der Zuständigkeit des Landes. Das Land 
ist dort Auftraggeber. Derzeit ist das Land damit beschäftigt den neuen 
Landesnahverkehrsplan fortzuschreiben. Der Entwurf soll Ende des Jahres 
vorliegen. Wenn die Bemühungen der Landeshauptstadt Potsdam Erfolg haben, ist 
darin auch eine Takterhöhung enthalten. Fraglich sei allerdings noch das Wann. 
Bislang sind diese Maßnahmen von zusätzlichen Angeboten für Anfang der 20iger 
Jahre vorgesehen. Dies ist aus Sicht der Landeshauptstadt Potsdam jedoch zu 
lang, weil es mit der hier beabsichtigten Entwicklung nicht Schritt hält. Hier bedarf es 
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noch zusätzlicher Anstrengungen und Gespräche. Auch der Bahnhof als solches ist 
zu berücksichtigen, dies betrifft besonders die Barrierefreiheit. Hier ist auch die 
Deutsche Bahn beteiligt. Wenn es gelingt die Taktfrequenzen zu erhöhen, könnte 
damit eine höhere Wichtigkeit dieses Bahnhofes auch bei der Deutschen Bahn 
erreicht werden. Dies bedarf einer Planungsvorbereitung, 
Planfeststellungsverfahren, also längere Genehmigungsverfahren, welche in der 
Zuständigkeit der Deutschen Bahn liegen, sodass auch hier auf die Abhängigkeit 
verwiesen werden muss. Der Park & Ride-Standort ist Aufgabe der 
Landeshauptstadt Potsdam und auch in die Prioritätenplanung aufgenommen 
worden. Es ist beabsichtigt die Planung im Jahr 2019 zu beginnen, was dann auch 
die Kfz- und Busanbindung zur B 273 beinhaltet. Dazu ist ein Radweg entlang der 
L92 geplant (direkt aus Fahrland in Richtung Marquardt). Hier handelt es sich um 
eine Straße in der Straßenbaulast des Landes, sodass auch hier die Abhängigkeit 
vom Land besteht. Die Radwegebedarfsliste wird derzeit fortgeschrieben. Es ist 
beabsichtigt, dass die Aufnahme eine hohe Priorität erhalte. Die zweite Anbindung 
über Satzkorn ist im Radverkehrskonzept der Landeshauptstadt Potsdam in der 
Priorität 2 enthalten. Es ist davon auszugehen, dass in etwa 2020 mit der Planung 
begonnen werden kann, um diese nördliche Anbindung herzustellen. 
 
3. Frage: Zu wann ist die Fertigstellung des beleuchteten und befestigten 
Schulweges von der Döberitzer Str. zur Regenbogenschule geplant und warum 
kann die Realisierung nicht unabhängig vom Bebauungsplan „Am Friedhof“ 
erfolgen? 
 
Herr Praetzel geht auf die dritte Frage, zu wann die Fertigstellung des beleuchteten 
und befestigten Schulweges von der Döberitzer Straße zur Regenbogenschule 
geplant ist und warum die Realisierung nicht unabhängig vom Bebauungsplan „Am 
Friedhof“ erfolgen könne, ein. Er stellt dar, dass die Beantwortung in enger 
Zusammenarbeit mit dem Fachbereich Stadtentwicklung vorbereitet worden ist. 
Dazu führt er aus, die Realisierung des Gehweges bis zur Regenbogenschule ist 
Bestandteil des Bebauungsplanes Nr. 132 „Am Friedhof“, zu dem gegenwärtig der 
Entwurf entwickelt wird. Parallel dazu werden derzeit städtebauliche Verträge zur 
Umsetzung der Planung mit den beiden Eigentümergesellschaften verhandelt. Die 
Bereitstellung der für den Gehweg erforderlichen Flächen ist Bestandteil der 
Vertragsverhandlungen, die zurzeit noch nicht abgeschlossen sind. Da die Stadt die 
kostenfreie Bereitstellung dieser Flächen verlangt, ist eine vorzeitige 
Flächenbereitstellung nicht realistisch. Bei zügigem Vertragsabschluss ist die 
Herbeiführung des Auslegungsbeschlusses zum Bebauungsplan zum Jahresende 
möglich. Der Satzungsbeschluss wird nicht vor dem Sommer 2018 erfolgen können. 
Anschließend könne die Bereitstellung der Flächen für den Gehweg erfolgen. Zur 
Frage, ob dies nicht unabhängig vom Bebauungsplan erfolgen könne, ergänzt Herr 
Praetzel, dass die Landeshauptstadt Potsdam als Baulastträger nur auf gewidmeten 
Verkehrsflächen diese Aufgabe wahrnehmen darf. Zudem verweist er auf die noch 
nicht abgeschlossenen vertraglichen Beziehungen, die zu berücksichtigen sind. 
Dadurch ist es auch für die Stadt Potsdam nicht möglich, Flächen zu beleuchten 
und zu befestigen. Dafür ist der Grunderwerb Voraussetzung, da mit der Umsetzung 
eine Kostenfolge für die Stadt Potsdam entstehe, die in dieser Form nicht 
wahrgenommen werden kann. 
 
4. Frage: Welche Maßnahmen sind für die flächendeckende und bedarfsgerechte 
OPNV-Anbindung der nördlichen Ortsteile geplant? Dazu zählen insbesondere die 
Tram-Anbindung bis Fahrland bzw. mindestens Krampnitz, die Überlastung im 
Berufsverkehr, die fehlenden Verbindungen außerhalb der Stoßzeiten und die 
Vernetzung der Ortsteile.  
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Zur Frage 4 – welche Maßnahmen für die flächendeckende und bedarfsangepasste 
ÖPNV-Anbindung der nördlichen Ortsteile geplant sind – geht Herr Glaser als 
technischer Geschäftsführer der Verkehrsbetriebe Potsdam GmbH ein. In seiner 
Funktion obliegt ihm die Aufgabe, den öffentlichen Verkehr gemeinsam mit der 
Landeshauptstadt Potsdam zu organisieren. Er bestätigt, dass die nördlichen 
Stadtteile wachsen. Dies betrifft sowohl Krampnitz (perspektivisch 7.000 Menschen, 
die dort wohnen und arbeiten können), als auch Fahrland und Groß Glienicke und 
zusätzlich gibt es die Pendlerbeziehungen von und nach Spandau. Herr Glaser 
macht aufmerksam, dass die B 2 nicht breiter wird und somit zunehmend Nadelöhr 
des Verkehrs werde. Dafür bedarf es eines starken Nahverkehrs, der eine separate 
Fahrspur auf der Schiene benötigt. Im Moment erfolgt der Ausbau der 
Straßenbahngleise bis zum Campus Jungfernsee. Diejenigen, die dort täglich 
fahren, bekommen es aufgrund der Umleitung leidlich zu spüren. Der 
Straßenbahnausbau ist als Fingerzeig für den Ausbau nach Krampnitz und Fahrland 
anzusehen. Derzeit wird die Ausschreibung für die technische Planung dieser 
Straßenbahnstecke vorbereitet, die in zwei Bauabschnitten vorgesehen ist. 
Bauabschnitt 1 bis Krampnitz West und folgend der Bauabschnitt 2 als  
Weiterführung bis Fahrland. Dafür wird eine Planzeit von etwa einem Jahr benötigt, 
beginnend ab Herbst, sodass davon auszugehen ist, dass im nächsten Jahr im 
Winter grob eine Vorzugstrasse vorliegt. Auf der Trasse bis Fahrland werden 3 
zusätzliche Straßenbahnwagen benötigt, es werden Fördergelder vom Bund und 
vom Land notwendig. Das muss parallel gemeinsam mit der Landeshauptstadt 
Potsdam in Angriff genommen werden. Bis eine Straßenbahn dann hier nach 
Krampnitz oder Fahrland fährt, von heute an, vergehen im Optimalfall 8 Jahre. 
Dabei handelt es sich um die Zeiträume, die heute bei solchen Planungen in 
Anspruch genommen werden müssen und die nicht verkürzbar sind. Aus diesem 
Grunde wird über den weiteren Verkehr in Etappen nachgedacht. Der 
Verkehrsbetrieb Potsdam ist nicht nicht profitabel. Das bedeutet, dass mit den 
vorhandenen Möglichkeiten der Verkehr zu koordinieren ist. Herr Glaser verweist 
hier auf den Nahverkehrsplan, welcher auch Ende des Jahres bzw. Anfang des 
nächsten Jahres fortgeschrieben wird. Hierbei handelt es sich um ein wichtiges 
Werkzeug um die Qualitäten im Nahverkehr zu definieren und auch um die 
finanziellen Möglichkeiten und den Rahmen für die Umsetzung durch den 
Verkehrsbetrieb zu schaffen. Im Dezember ist als erste Etappe der Campus 
Jungfernsee mit der Straßenbahn erreichbar. Es ist vorgesehen die nördlichen 
Busse Tür an Tür an der Straßenbahn anzuknüpfen. Nach wie vor ist es vorgesehen 
in der Morgenspitze die starken Schülerbusse in die Innenstadt Hauptbahnhof/Platz 
der Einheit West durchfahren zu lassen. Es ist bekannt, dass es einzelne Busse 
gibt, die stark ausgelastet sind, sodass es zu Konflikten, gerade auch im Angesicht 
einer wandelnden Stadt mit einer älter werdenden Gesellschaft, aber auch einem 
Geburtenüberschuss, wo es die Konflikte im Bus mit Stellplätzen gibt und überlegt 
werden muss, ob der Einsatz eines Solobusses oder einen Gelenkbusses sinnvoller 
sei. Ein neuer Gelenkbus ist eine Investition von 400.000 €. Dies alles müsse 
abgestimmt werden. Die Entwicklung des Busses 609 ist zu beobachten und wird 
die maßgebende Erschließungsrolle spielen. Mit jeder Entwicklung in Krampnitz 
wird die Erschließung auch weiter nach Fahrland entsprechend verbessert, weil die 
Potentiale damit auch wachsen. So ist es im Nahverkehrsplan vorgesehen. Der 
Nahverkehrsplan wird sicher auch für den Verkehrsbetrieb ein ganz wesentlicher 
Masterplan sein, um hier entsprechend weiter zu entwickeln. Herr Glaser äußert, 
dass er großes Verständnis hinsichtlich des Wunsches nach einem 10- bzw. 20-
Minuten-Takt durchgehend am Tag von Fahrland in die Innenstadt hat, jedoch muss 
der wirtschaftliche Einsatz des Materials und der Fahrzeuge berücksichtigt werden. 
Es gibt Zeiten, in denen die Auslastung sehr gering ist und Zeiten mit großer 
Auslastung, sodass zu sehen ist wie die dynamische Anpassung erfolgen kann. 
 

TOP 13.1



 

6 
 

Herr Kärsten dankt den Vortragenden und unterbreitet das Angebot an die 
Anwesenden nachzufragen. 
 
Die erste Nachfrage stellt Herrn Wind, der seit 10 Jahren in Fahrland, An den 
Leddigen, wohnt. Er ist der Bürger_inneninitiative beigetreten, weil er für diesen 
Ortsteil enormes Verbesserungsmaterial sieht und die Auffassung vertritt, seit 10 
Jahren vom Stillstand regiert zu werden. Er bittet um Auskunft zum Ausbau des 
Nahverkehrs ViP und hier insbesondere hinsichtlich des Verweises auf die 
Abhängigkeit der Anbindung Fahrlands von der Entwicklung in Krampnitz. Seines 
Erachtens gebe es hier einen logischen Bruch. Es ist bekannt, dass Krampnitz 
ausgebaut wird mit ca. 6.000 Menschen. Dies ist jetzt schon absehbar. Von daher 
könne man bereits jetzt beginnen, den Nahverkehr auszuplanen und die Anbindung 
an Fahrland zu verbessern, in der Erkenntnis, dass es später in Anspruch 
genommen wird. 
 
Herr Glaser gibt Herrn Wind Recht. Aus diesem Grunde erfolgt bereits jetzt die 
Planung. Aber es muss berücksichtigt werden, dass eine Umstellung des Busses 
609 auf Gelenkbusse einer Investition von 1,2 Mio. € bedarf. Wenn zusätzlich 
darüber nachgedacht werden soll alternativ, beispielsweise mittels Hybridbus, zu 
fahren, hätte das einen weiteren Anstieg der Kosten zur Folge. Es ist nicht möglich 
bereits jetzt Investitionsplanungen zu machen, die wir ggf. erst in 3 Jahren 
benötigen. Der ViP ist jetzt dabei in den Strategien, die mit der Landeshauptstadt 
Potsdam abgestimmt werden, Prioritätensetzungen zu machen, was an 
Investitionen in den nächsten Jahres auf den ViP zukommt. Er ergänzt, dass diese 
Investitionen derzeit durch die Landeshauptstadt Potsdam und die Stadtwerke allein 
gestemmt werden müssen. Staatliche Fördergelder gibt es dafür nicht. Aus diesem 
Grunde sind große Sprünge nicht möglich. Hier verhält es sich anders als in 
anderen Bundesländern, in denen es noch Busförderung gibt und wo 
entsprechende Fördermittel generiert werden können. Konkrete Vorstellungen für 
den Bus 609 gibt es. Er bestätigt, dass es notwendig sei, bis zu dem Zeitpunkt, an 
dem die Straßenbahn in 8 oder 10 Jahren durchfährt einen guten Bus zu haben, der 
durchfährt und am Campus auf die Straßenbahn getaktet ist, um staufrei in die 
Innenstadt zu gelangen. Die Investitionen und der Personaleinsatz kann jedoch 
nicht zum gegenwärtigen Zeitpunkt auf den Markt gebracht werden, da die 
finanziellen Mittel dafür fehlen. 
 
Frau Krüger (Ortsbeirat Satzkorn) meldet sich zu Wort und hinterfragt den Ausbau 
des Bahnhofes Marquardt. Die Idee, den Bahnhof auszubauen ist ja schon etwas 
länger her und war wohl auch vor ca. zwei Jahren schon einmal Gegenstand eines 
Antrages in der Stadtverordnetenversammlung und ist jetzt in der Strategieplanung 
nochmals ausformuliert und wieder aufgegriffen. Es sind hier sicher viele 
Anwesende bereit auf öffentliche Verkehrsmittel umzusteigen. Frau Krüger macht 
aufmerksam, dass es in Marquardt bereits jetzt schwer sei mit dem Rad oder den 
Kinderwagen in den Zug zu steigen. Aus diesem Grund sei es unverständlich, dass 
die Planung erst in 2 bis 3 Jahren beginnen könne. Dies sei nicht nachvollziehbar 
und sie fragt, weshalb dies so lange dauere. 
 
Herr Niehoff verweist nochmals auf die vorhandenen Abhängigkeiten. Die 
Landeshauptstadt Potsdam ist hier nicht allein zuständig. Hier besteht die 
Abhängigkeit vom Land. Er verweist dabei auch auf die Konkurrenz mit den anderen 
Regionen im Land Brandenburg, wie Bernau, Falkensee, Nauen etc. Mit allen 
diesen Fragen werde man sich auseinandersetzen. Wir sind froh, dass der 
Nahverkehrsplan fortgeschrieben wird und es einen Ansatzpunkt gibt, dort hinein zu 
kommen. Das war vor zwei Jahren noch eine ganz andere Situation. Damals hat 
das Land gesagt, dass es einen bestehenden Nahverkehrsplan gebe und dies so 
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nicht enthalten sei. Das ist jetzt anders. Gemeinsam mit den Nachbargemeinden 
wird man sich für die möglichst zügige Umsetzung einsetzen. 
 
Frau Krüger regt an, die Umsetzung ggf. schrittweise vorzunehmen. Die 
Verantwortlichkeit für die Busanbindung an Fahrland und Satzkorn liegt bei der 
Stadt Potsdam, Wenn die Busse dort halten würden, würde die Mitfahrerzahl 
deutlich erhöht. 
 
Herr Niehoff bekräftigt nochmals, dass die Landeshauptstadt Potsdam beabsichtigt 
ihren Teil mit dem Park & Ride-Standort umzusetzen und die Anbindung der Busse 
an diesen Standort wird sich im neuen Nahverkehrsplan widerspiegeln. Dies soll 
2019 vorangehen. Jedoch unterliegt auch die Herstellung des Park & Ride-
Standortes einer Prioritätenliste. Als erstes wird der Standort Campus Jungfernsee 
umgesetzt. Weiterhin gibt es einen großen Bedarf an der Nutheschnellstraße als 
Einfahrtskorridor mit 60 – 70-Tausend Fahrzeugen, bei dem es kein adäquates 
Angebot zum Umstieg auf ÖPNV gibt und dann sei die B 273 als Korridor an der 
Reihe. 
 
Frau Lange stellt sich als Sprecherin der Bürgerinitiative Fahrland vor. Sie greift die 
Äußerung auf, dass mit der Planung für den Bahnhof Marquardt 2019 begonnen 
wird und bittet um Information, wann diese Maßnahme abgeschlossen sein wird. 
Ihrer Meinung nach sei es wichtig, egal wie das Land und die Bahn sich verhalten, 
zumindest den Park & Ride-Standort herzustellen und die Busanbindung 
vorzunehmen. Dies ginge auch bei der derzeitigen Taktfrequenz der Bahn und auch 
noch ohne einen perspektivischen Radweg. 
 
Herr Niehoff bestätigt, dass die Stadt dort unabhängig vom Land tätig wird. Hierzu 
gäbe es auch einen Beschluss der Stadtverordnetenversammlung. Zum Wann kann 
im Moment keine konkrete Aussage erfolgen. Das liegt daran, dass solche 
Planungsprozesse geraume Zeit beanspruchen. Zum Beispiel sind hinsichtlich der 
Frage der Grundstücksverfügbarkeiten Verhandlungen zu führen; die 
Bodenbeschaffenheiten und umweltrechtliche Belange sind zu prüfen. Begonnen 
wird mit der Maßnahme im Jahr 2019. Zum Zeitpunkt der Fertigstellung ist im 
Moment keine Aussage möglich, da sich die dafür erforderlichen Planungsprozesse 
hinziehen. 
 
Eine Dame merkt an, dass auf der B 2 nur eine Fahrbahn je Richtung vorhanden ist 
und der Verkehr dadurch zum Teil zusammenbreche. Zur Thematik 
Umgehungsstraße habe es ihrer Meinung nach in der Öffentlichkeit zu wenig 
Gelegenheit zur Diskussion gegeben. Aufgrund einer möglicherweise falschen 
Bevölkerungsprognose wurde in der Stadtverordnetenversammlung entschieden, 
dass diese nicht benötigt wird. Von daher fragt sie, ob man dieses Thema nicht noch 
einmal unter Einbeziehung der Bürger Potsdams aufgreifen könnte. Dabei sollten 
die Vor- und Nachteile unter Berücksichtigung der wachsenden Bevölkerung 
diskutiert werden. 
 
Herr Rubelt stellt als Beigeordneter für Stadtentwicklung, Bauen und Umwelt dar, 
dass der Stadtverwaltung bewusst sei, dass diese Themen immer wieder 
angesprochen werden. Es ist nicht so, dass seit 2004 nichts passiert ist. Vielmehr 
wurden konzeptionelle Planungen erarbeitet, wie das Stadtentwicklungskonzept 
Verkehr aufgestellt und fortgeschrieben, auch die Verkehrsplanung ist nicht stehen 
geblieben. Die Bewertung dieser Möglichkeiten ist bereits sehr intensiv, auch mit 
den Bürgern, diskutiert worden. Es ist nicht so, dass der Diskussionsfaden 
abgerissen wäre. Er entnimmt den Rückfragen, dass die Frage nach verkehrlichen 
Alternativen sehr wichtig sei. Der Zeitraum, dass für die Planung einer Tramstecke 8 
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Jahre benötigt wird, mag zwar viel erscheinen, das sind 4 Jahre Planung und 
Genehmigung, es müssen die Mittel dafür akquiriert werden und dann wird 4 Jahre 
gebaut. Hier handelt es sich um Prozesse. Das parallele Tätigwerden am Bahnhof 
Marquardt und der Wunsch nach schnellstmöglicher Umsetzung ist Teil dieser 
Strategie, die bestehenden Verkehrsthemen im Verkehrsnetz auch zu lösen. Die 
Herausnahme aus dem Verkehrswegeplan ist zu einem früheren Zeitpunkt erfolgt. 
Er schlägt vor, dass Herr Niehoff nochmals kurz darauf Bezug nimmt. 
 
Herr Niehoff führt aus, dass man sich mit dem Thema Ortsumgehung bereits 
beschäftigt habe. Es war sogar mehrere Jahre auch in den 
Verkehrsentwicklungsplänen der Stadt enthalten. Dies begann Mitte der 90er Jahre. 
Man hat es jedoch nicht geschafft, sich auf eine Vorzugstrasse zu einigen, weil 
unklar war, was genau mit dem Verkehr dort geschieht. Als Beispiel benennt Herr 
Niehoff die Forststraße. Hätte dies zur Folge, dass mehr Verkehr in die Forststraße 
käme. Oder auch die Gemeinden Geltow und Werder haben die Frage geäußert, ob 
dies zur Folge hätte, dass mehr Verkehr von der Autobahn herunter fährt und diese 
Ortsumgehung benutzt. Auch in Golm gab es Widersprüche. Da man sich nicht 
einigen konnte, hat das Land 2005 die Frage an Potsdam und Potsdam-Mittelmark 
gestellt, ob es jetzt in Erarbeitung des Bundesverkehrswegeplanes eine Festlegung 
gebe und angekündigt, ohne eine Einigung zur Wegeführung das Thema nicht mehr 
aufzunehmen. Das Raumordnungsverfahren, welches zum damaligen Zeitpunkt lief, 
um eine Vorzugstrasse zu finden, wurde eingestellt. Ergänzend informiert Herr 
Niehoff, dass auch mit dem im Jahr 2014 beschlossenen Stadtentwicklungskonzept 
Verkehr, das Thema Ortsumgehung wieder in den Raum gestellt worden ist und die 
Entscheidung getroffen wurde, dies nicht zu tun. Der Beschluss der 
Stadtverordnetenversammlung stellt eine Verbindlichkeit dar, an die sich die 
Landeshauptstadt Potsdam halten muss. Die in der Stadtverordnetenversammlung 
getroffenen Prioritäten bilden die Grundlage und Orientierung für das tägliche 
Handeln der Verwaltung. Vielmehr ist die Orientierung in die Richtung gegangen, 
den Verkehr zu stärken, die Tram-Verbindung in Richtung Norden zu erweitern und 
die Radwege auszubauen. Auch im Ausbau des Park & Ride gibt es viel Potenzial. 
Daran wird gegenwärtig gearbeitet. Sicher wird das Thema Ortsumgehung noch 
mehrfach diskutiert werden und wird Potsdam noch viele Jahre und Jahrzehnte 
begleiten. Bzgl. des Hinweises, dass Prognosen nicht berücksichtigt worden sind, 
stellt Herr Niehoff klar, dass die im Jahr 2014 für die nördlichen Ortsteile, auch 
Fahrland, aufgestellten Prognosen sich gar nicht groß von den heutigen 
unterscheiden. Die großen Unterscheidungen beziehen sich eher auf den inneren 
Bereich, da die integrierte Stadtentwicklung im Zentrum im alten Ortskern stattfindet. 
Dort sind die großen Unterschiede. Ausnahme ist der Ortsteil Krampnitz, bei dem 
über die Einwohnererhöhung nachgedacht wird. 
 
Eine Dame schildert, dass sie sich das Verkehrskonzept/Mobilitätskonzept 2020 bis 
2025 angesehen habe, einschl. der Prognosen und Möglichkeiten und diesen eher 
skeptisch gegenüber steht. Sie bittet sich dem Thema Ortsumgehung offen zu 
halten und die Bevölkerung soweit zu informieren, dass sie Kenntnis sowohl von 
dem Verkehrskonzept als auch von den Überlegungen zur Ortsumgehungsstraße 
bekommen, um ggf. ihr Interesse zu bekunden. 
 
Frau Oehme (ebenfalls Bürgerinitiative Fahrland) spricht das Thema 
Schulwegsicherung an. Die Ausführungen von Herrn Praetzel zur Gehwegsanierung 
aufgreifend, ist der Weg zwischen dem Kaiserplatz und der Regenbogenschule 
noch nicht angesprochen worden. Gerade zwischen dem Kaiserplatz und der 
Abbiegung Döberitzer Straße ist der Gehweg an der Abbiegung unheimlich. Dies 
gerade vor dem Hintergrund, dass der beleuchtete Weg vom Gebiet Upstall/An den 
Leddigen über das Feld so schnell auch nicht kommen wird, was die direkte 
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Anbindung zum Wohnbereich wäre. Der Weg wird im Sommer auch von den 
Kindern begangen, ist jedoch im Winter keine Alternative. Sie bittet zu überlegen, ob 
es möglich wäre die asphaltierte Straße Am Friedhof zu beleuchten, ggf. durch den 
Einsatz von Solarlampen. In der Ketziner Straße gibt es diverse Engstellen, die 
gerade für Erst- oder Zweitklässler mit dem Fahrrad problematisch zu befahren sind. 
 
Herr Praetzel erläutert, dass die Umsetzung des Vorschlages zur Beleuchtung der 
Straße Am Friedhof bisher nicht erfolgen konnte, da die dort stattfindende Bebauung 
noch nicht abgeschlossen ist und sich die Stadt in einer Warteposition befinde. Das 
Projekt sei jedoch noch nicht aufgegeben. Terminliche Aussagen sind erst nach der 
Fertigstellung der Bebauung möglich. Zudem handelt es sich um pflichtige Abgaben 
nach dem Kommunalabgabengesetz, d.h. Anliegerbeteiligung. Auch hier sei die 
Vorbereitung erforderlich. Zusätzlich müssen auch hier die entsprechenden 
Eigenmittel im Investitionshaushalt der Stadt vorgehalten werden. 
 
Zur Gehwegentwicklung zwischen dem Kaiserplatz und der Schule beschreibt Herr 
Praetzel, dass es sich bei der Thematik Gehwegsanierung in Fahrland um ein altes 
Problem handelt. Mit den Mitteln des Ergebnishaushaltes ist die Stadt nicht in der 
Lage wirkliche Verbesserungen der letzten Jahre aufzuholen. Die kann vielmehr nur 
stufenweise erfolgen. Es werden gemeinsam mit dem Ortsbeirat jährliche 
Begehungen/Befahrungen vorgenommen, in dem die entsprechenden Bedarfslisten 
aufgestellt werden. Die Prioritätensetzung ist aufgrund der vorhandenen Mittel 
jedoch begrenzt. Wenn eine Gefahrensituation auf dem Gehweg eintritt, das wäre 
im Bereich Schulwegsicherung, wo die Verwaltung tätig wird. Dies ist in dem von 
Frau Oehme angesprochenen Bereich nicht der Fall. 
 
Frau Oehme äußert Unverständnis, dass beispielsweise für die Schulwegsicherung 
zurückgestellt werden müsse, jedoch für den Uferweg in Groß Glienicke finanzielle 
Mittel zur Verfügung gestellt werden. 
 
Herr Praetzel unterrichtet, dass es sich bei den durchgeführten Maßnahmen um 
provisorische Maßnahmen zum Wohle der Anwohner handeln würde. Dies setzt 
voraus, dass sich die Maßnahmen im Investitionshaushalt der Stadt Potsdam 
wiederfinden müssen. Das heißt, es ist nicht nur die Prioritätensetzung hier in 
Fahrland erforderlich, sondern in der gesamten Stadt Potsdam. Er verweist darauf, 
dass es auch in der Innenstadt Potsdam eine große Anzahl von Gehwegschäden 
gibt, die einer dringenden Sanierung bedürfen. 140.000 bis 180.000 € nur für die 
Gehwegsanierung in Fahrland aufzunehmen, ist schon ein wichtiger Beitrag. Auch in 
anderen Ortsteilen gibt es Bedarf. Die Prioritätensetzung ist vorbereitet worden, die 
erste Stufe ist gegangen worden und die zweite Stufe kann erst begonnen werden, 
wenn die entsprechenden Mittel zur Verfügung gestellt werden. 

 
Frau Lange bittet um die Beantwortung folgender Fragen: 

 
1. Wann geht es im Weg von der Döberitzer Straße durch das Wäldchen weiter, 

hier wurde auf die Abhängigkeit vom Bebauungsplan Am Friedhof verwiesen 
(Der B-Plan Am Friedhof hat bereits im Jahr 2011 höchste Priorität 
bekommen.)? 

 
2. Hat die ViP auf einer Informationsveranstaltung in Bornstedt vergangene 

Woche zum Verkehrskonzept im Norden festgestellt, dass sie den Bus 609 gern 
dauerhaft durch das Dorf hindurch bis zur Schule verlängert hätten. D.h. 
grundsätzlich bis zur Schule. Dies sei jedoch verworfen worden, weil der Bus an 
dieser Stelle dort nicht wenden könne. Da dort ohnehin Parkplätze und eine 
Autowendeschleife hin soll ist angeregt worden, dass Verhandlungen zwischen 
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dem ViP und der Stadt aufgenommen werden, um dies mit einer 
Buswendeschleife zu kombinieren. Das würde viele entlasten, um ihre Kinder 
zur Kita und zur Schule zu bringen und auch die Anwohner des Ortskerns 
Fahrland besser anbinden. 

 
3. Bei den drei durchfahrenden Bussen morgens handelt es sich um die Busse, 

die am Upstall um 6.58, um 7.08 und um 7.18 fahren. Nur der Bus um 7.08 ist 
der Bus, der durchfährt. Diese drei Busse sind immer voll. Auch da gab es bei 
der vorgenannten Veranstaltung die Zusage, dass geprüft würde, ob der 
Einsatz von Gelenkbussen möglich sei oder ob wenigstens um 7.48 oder 7.28 
Uhr nochmals ein Bus fahren könnte, der den Bedarf abfängt. Zumal die Da-
Vinci-Schule erst um 8.15 Uhr beginnt und so ein einsetzen um 7.28 Uhr perfekt 
für die Schüler, die diese Schule besuchen, wäre. 

 
Herr Praetzel wiederholt hinsichtlich des Weges von der Döberitzer Straße, dass 
Verhandlungen mit dem privaten Eigentümer zu führen sind. Erst wenn eine 
Einigung erzielt worden ist, kann das Verfahren mit einer Datierung versehen 
werden. Vorausgesetzt, die Vertragsverhandlungen würden jetzt erfolgreich 
abgeschlossen werden, würde noch in diesem Jahr der Auslegungsbeschluss 
stattfinden. 

 
Herr Glaser bestätigt, dass drei Busse zugesagt worden sind, das sind 6:57, 7:07 
und 7:17 Uhr ab Upstall. Damit handelt es sich um drei Busse, die im 10-Minuten-
Takt hintereinander fahren und richtig ist die Wiederholung der Aussage vom 
vergangenen Montag, dass nach der Verfügbarkeit der Gelenkbusse geschaut wird. 
Zum Jahreswechsel wird es den größten Busaustausch der letzten 15 Jahre geben. 
Nahezu die komplette Volvo-Bus-Flotte wird vom Hof genommen und durch 
moderne MAN-Busse nach der Euro-6-Norm ersetzt. Auch hier spielt die finanzielle 
Seite eine Rolle. Der ViP wird die zugesagte Prüfung vornehmen. Dies konnte 
jedoch in einer Woche nicht final geklärt werden. Von daher kann jetzt noch kein 
zwischen der LHP und dem ViP unterschriebener Aktionsplan vorgelegt werden. Der 
Entwurf des neuen Fahrplanes ab Dezember 2017 mit Anschluss des Busses 609 
am Campus Jungfernsee ist vorbereitet worden. Es ist beabsichtigt zum Umweltfest 
im September die genannten Anregungen entsprechend am Stand des ViP 
vorzustellen. Es ist erforderlich die Fahrpläne auch an den Verbund zu melden und 
es müssen Dienstpläne erstellt werden. Es ist davon auszugehen, dass bis dahin 
der finale Fahrplan vorgestellt werden kann und an der Prüfung des Einsatzes der 
Busse bleibt die ViP dran. 
 
Die Anregung eine Wendeplatte für den Bus an der Schule einzurichten, wird gern 
aufgenommen. Jedoch müsse dies mit der Stadt gemeinsam gelöst werden, ergänzt 
Herr Glaser. Aber auch hierfür sind entsprechende Planungsprozesse 
Voraussetzung. 
 
Herr Wartenberg (Ortsvorsteher Fahrland) spricht Herrn Glaser auf die drei 
morgendlich vom Upstall in die Stadt fahrenden Busse an und fragt nach, wie die 
Schüler aus Kartzow und Satzkorn zur Schule kommen sollen. 
 
Herr Glaser teilt mit, dass aus Kartzow der Bus um 6:21 Uhr fährt. Dieser ist 
verknüpft mit der Straßenbahn um 6.52 Uhr am Campus und dann fährt 7:01 Uhr 
der nächste Bus ab Kirche Kartzow über Satzkorn weiter und fährt durch bis zum 
Platz der Einheit. 

 
Auch Herr Wartenberg bringt zum Ausdruck, dass die Herrichtung einer 
Wendeplatte für den Bus an der Schule in Fahrland notwendig wäre und bittet den 
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ViP und die Verwaltung sich dazu zu verständigen. Jedoch wäre noch besser, wenn 
alle Busse bis nach Kartzow bzw. Satzkorn durchfahren, sodass keine Investition 
zum Bau einer Wendeplatte erforderlich wäre. 
 
Herr Kärsten fasst nochmals die gestellten Fragen zusammen: 
Wenn die Zeitplanung bei circa 8 Jahren liegt, wäre es da nicht möglich, den Bus 
609 wieder öfter einzusetzen? 

 
Herr Glaser informiert, dass dies der Plan sei. Der Bus 609 wird die 
Erschließungslinie zum Entwicklungsgebiet Krampnitz nach Fahrland geben. D.h. 
die Buslinien, die vorhanden sind, müssen entsprechend dem Verkehr angepasst 
werden. Der Bus 609 wird beobachtet. Angefangen wird mit dem Einsatz größerer 
Busse. Wenn mehr Leute dort wohnen werden mehr Busse fahren. Hier handelt es 
sich um eine Schritt-für-Schritt-Entwicklung. Es ist nicht möglich auf einen Schlag 
eine 10-Minuten-Buslinie hineinzubringen. Das wird Zug für Zug gehen. Jeder 
Erweiterung mit einem Gefäß (Bus) oder einem Takt steht eine Summe Geld mit 
einem dicken Minus davor. Dies müsse jedes Mal neu verhandelt werden in 
Konkurrenz zu anderen abzuwägenden Themen. 

 
Frau Lange macht darauf aufmerksam, dass es nicht wie versprochen mit dem 
Anschluss Campus Jungfernsee deutliche Verbesserungen für die Anbindung 
Fahrland geben wird. Es gibt lediglich die Zusage, dass um 20:00 und um 21:00 Uhr 
ein zusätzlicher Bus nach Fahrland fahren wird, und dafür fällt der einzige am 
Nachmittag aus Richtung Stadt fahrende Bus 609 weg und dafür wird es am 
Wochenende statt dem 30-Minuten-Takt einen 20 bzw. 40-Minuten-Takt geben, der 
nicht für attraktiver gehalten wird. 

 
Bürgerfrage: Der Vorschlag eines gegenläufigen Ringverkehrs Potsdam – Fahrland 
– Krampnitz – Satzkorn – Marquardt - Bornstedt ist angesprochen worden. Wird 
darüber nachgedacht? 

 
Herr Niehoff teilt mit, dass es sich hier um ein Thema handelt, welches auch in den 
Rahmen der Strategieplanung Ländlicher Raum aufgenommen worden ist und wird 
in der Fortschreibung des Nahverkehrsplanes überprüft und bei einer erfolgreichen 
Prüfung auch in den neuen Nahverkehrsplan umgesetzt. 

 
Bürgerfrage: Über welche Zufahrt fahren die Baufahrzeuge, die die Kaserne im 
Krampnitz anfahren? 

 
Herr Niehoff informiert, dass die vorgesehene Baustellenzufahrt über die L 92 
(Westanbindung von Krampnitz) erfolgt. Nicht über die B 2. 
 
Herr Wartenberg relativiert diese Aussage. Es gibt Fristen und es wird 
Ausschreibungen geben. Letztendlich wird es ein oder zwei Tiefbaufirmen geben, 
die die Ausschreibung gewinnen und dann ist es abhängig, an welchem Standort 
diese ihren Sitz haben. Damit ist diese Frage im Moment nicht belastbar zu 
beantworten. Natürlich ist mit LKW-Verkehr zu rechnen und man hoffe, dass dieser 
nicht durch Fahrland geht. 
 
Herr Praetzel entgegnet, dass die Bundesstraßenanbindung Krampnitz überhaupt 
nicht ausgebaut ist, um Baustellenverkehr aufzunehmen. Dies setzt erst einmal eine 
entsprechende verkehrsrechtliche Wirkung voraus, die jetzt nicht feststellbar sei. 
Der aktuelle Stand ist die Anbindung der Baustelleneinrichtung ausschließlich über 
die L 92 zu führen. 
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Frage: Es ist festgestellt worden, dass LKW nachts (und PKW’s auch am Tage) im 
Bereich der Ketziner Str./von Stechow-Straße zu schnell fahren, so dass sich die 
Frage nach einer Geschwindigkeitsbegrenzung stellt? 

 
Herr Praetzel stellt dar, dass die Verkehrsanlagen in der Stadt Potsdam 
grundsätzlich mit 50 km/h gemäß der Straßenverkehrsordnung zu befahren ist. Wer 
sich nicht daran hält begeht eine Ordnungswidrigkeit, die zu prüfen Aufgabe der 
Ordnungsbehörde ist. Der Hinweis wird aufgenommen, um die Ordnungsbehörden 
darauf aufmerksam zu machen. 

 
Frage: Gibt es eine Planung zur Einrichtung einer Tankstelle in Fahrland und 
direkter Umgebung? 

 
Nein. 

 
Frage zur Fahrradmobilität, speziell von der L 92 in Richtung B 273: Gibt es hier 
Planungen? 

 
Herr Niehoff äußert, dass es geplant sei, einen Radweg parallel zur Fahrbahn zu 
planen. Das wäre jedoch ein Radweg in der Zuständigkeit des Landes und verweist 
hier nochmals auf den Landesbedarfsplan Radwege, welcher auch gerade 
fortgeschrieben worden ist. Auch hier bemüht sich die Stadt um Aufnahme mit 
Priorität. 

 
Frage zur Anzahl der EinwohnerInnen des Ortsteiles Fahrland (Anzahl derzeit und 
perspektivisch in 10 Jahren) und welche Auswirkungen hätte dies zum Thema 
Verkehr? 

 
Die Information könne im Moment nicht gegeben werden, teilt Herr Niehoff mit. Es 
gebe jedoch Zahlen und auch Prognose, die ständig fortgeschrieben werden. 

 
 
 Frau Lange: aktuell per 31.12.2016:    4.554 Einwohnerinnen und Einwohner 
 

 
Zu 3  Dienstleitungen 
 

1. Frage: Wie plant die Stadt die ausreichende allgemeinmedizinische und 
fachärztliche Versorgung (insbesondere Kinderarzt) im Potsdamer Norden zu 
unterstützen? Welche konkreten Maßnahmen sind wann geplant, um die 
Voraussetzungen dafür zu schaffen?  
 
Frau Dr. Böhm geht auf die erste Frage ein, die sich auf die Versorgung mit 
Allgemeinmedizinern und Kinderärzten im Potsdamer Norden bezieht. 
 
Im Grunde ist festzustellen, dass die KV (Kassenärztliche Vereinigung Brandenburg) 
dafür zuständig ist, die entsprechende Versorgungssituation einzuschätzen und zu 
berechnen und daraufhin entsprechende Kassenzulassungen zu erlassen. Der 
aktuelle Sachstand ist derzeit so, dass die gesamte Kommune Potsdam als 
gesperrter Bezirk gilt. Die Kassenärztliche Vereinigung hat auf Grundlage der 
Einwohnerzahlen eine entsprechende Arztdichte berechnet. Bei Kinderärzten sind 
aktuell 18,5 Arztsitze genehmigt und zugelassen. Damit hat die Stadt Potsdam 
einen Versorgungsgrad von knapp 160 Prozent. Die KV hat demzufolge eine Sperre 
ausgesprochen und wird aktuell keine neuen Kassenärztesitze zulassen. Das heißt 
nicht, dass Kollegen, die sich privat niederlassen wollen, nicht eine Praxis eröffnen 
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können. Das Gesundheitsamt ist seit geraumer Zeit mit den Kinderärzten der Stadt 
im Gespräch, um die Versorgungssituation in der Stadt zu verbessern. Die 
Kinderärzte hier in der Stadt sind sehr bemüht, die Lücken aufzufangen. Sie selbst 
hat die Kinderärzteschaft als sehr motiviert und offen erlebt. Es gibt auch Gespräche 
mit der KV, um die Berechnungsgrundlagen entsprechend anzupassen. Derzeit 
werden für die Berechnung knapp 28.500 Kinder zu Grunde gelegt. Das ist der 
Stand Ende 2015 und Berechnung zum Stichtag 31.12.2016. Der aktuelle 
Sachstand für die kinderärztliche Versorgung ist aber ein anderer. Im 
Allgemeinmedizinischen Bereich gilt die Stadt Potsdam ebenfalls als gesperrter 
Bezirk. Allerdings kann da schon mitgeteilt werden, dass die KV durchaus ihre 
Berechnungen verändert. Sie hat mit Beschluss im Februar dieses Jahres die 
Sperre teilweise aufgehoben und lässt inzwischen auch Zulassungen deutlich über 
diese Beschränkungen zu. Sie betont, dass die Stadt in den Gesprächen mit der KV 
deutlich auf ihr Interesse daran verweist, dass eine flächendeckende medizinische 
Versorgung sowohl im hausärztlichen als auch im kinderärztlichen Bereich 
sichergestellt ist. 
 
2. Frage: Welche Maßnahmen plant die Stadt, um die Voraussetzungen für die 
Gewerbeansiedlung in Fahrland zu schaffen, insbesondere für die Apotheke und 
weiteren Einzelhandel? Welches Potenzial für die Ausweisung von Gewerbeflächen 
besteht noch? 

 
Herr Wolfram beantwortet die Frage, welche Maßnahmen die Stadt plant, um die 
Voraussetzungen für Gewerbeansiedlungen in Fahrland zu schaffen, insbesondere 
für eine Apotheke und weiteren Einzelhandel. 
 
Er erklärt, dass die Stadt nicht selbst Einzelhandelsgeschäfte eröffnet, sondern über 
die Bauleitplanung Möglichkeiten planerisch eröffnet. Dann müssen Investoren und 
Gewerbetreibende Grundstücke kaufen und sich dort ansiedeln. Hier in Fahrland ist 
es so, dass wir seit 2000 in der von-Stechow-Straße ein Mischgebiet haben. Das ist 
die Fläche, auf der sich der „Nahkauf“ befindet. Dort können sich auch noch weitere 
Einzelhändler, Apotheken, Ärzte ansiedeln. Aktuell ist dort ein Geschäftshaus 
errichtet worden, in das auch die langersehnte Ärztin eingezogen ist. Das hätte auch 
baurechtlich schon 17 Jahre früher passieren können, aber das liegt natürlich auch 
daran, dass Fahrland bisher durch seine Einwohnerzahl noch nicht so interessant 
war für Ärzte und für den Einzelhandel. Der Markt, den Sie hier haben, ist ziemlich 
klein, 600 Quadratmeter ungefähr. Es lag eben auch an der Einwohnerzahl. Jetzt 
haben wir gerade gehört, dass sich Fahrland in den letzten Jahren ziemlich stark 
entwickelt hat, jetzt sind es über 4500 Einwohner. Das ist jetzt eine Größenordnung, 
wo Einzelhandel tatsächlich funktioniert und auch ein Arzt genug Patienten direkt in 
der Nähe hat. Das hat was mit dem Wachstum zu tun. Beim Einzelhandel ist es so, 
dass wir in den letzten Jahren ganz intensiv mit dem Betreiber, einem selbständigen 
Kaufmann, verhandelt haben, und mit dem Grundstücks- und Gebäudeeigentümer. 
Das ist eine große Immobilienfirma, die Sie ganz gut kennen. Der gehört auch 
dieses Grundstück. Es ist tatsächlich gelungen, dass dieser Markt jetzt erweitert 
wird. Der Bauantrag ist gestellt worden, der liegt seit ein paar Wochen bei der 
Bauaufsicht. Die Erweiterung um noch 300 Quadratmeter ist fest geplant. Der Markt 
wird demnächst 900 Quadratmeter Verkaufsfläche haben. Das ist schon eine 
Größenordnung, wie ein normaler, kleinerer Supermarkt auch ganz gut funktionieren 
kann. Auf dem Grundstück wäre baurechtlich auch noch mehr möglich. Baurechtlich 
könnte man auch zwei Etagen bauen. Das ist bloß eben bisher nicht erfolgt. Das 
können wir als Stadt auch nicht erzwingen. Es ist so, dass in der Ortslage selber 
durchaus auch noch weiter die Apotheke, kleinerer Handel, Handwerk, Gewerbe 
sich ansiedeln könnte. Das wäre baurechtlich durchaus möglich. Die Chancen für 
eine Apotheke haben sich durchaus erhöht, indem Sie jetzt hier eine Ärztin im Ort 
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haben. Da ist es als Standort für eine Apotheke auch viel interessanter als ohne 
einen Arzt. 
 
Frage: Welches Potential für die Ausweitung von Gewerbeflächen besteht noch? 
 
Wir reden jetzt nicht mehr über Einzelhandel und kleinere Handwerker. Wir haben 
hier selbst im Ort das Gewerbegebiet Marquardter Straße. Da ist seit mehreren 
Jahren ein B-Plan rechtskräftig und da sind ungefähr noch zwei Hektar für die 
Ansiedlung von Gewerbebetrieben. Dann haben wir den Friedrichspark nicht weit 
entfernt. Das haben Sie sicherlich aus der Presse entnommen. Dort sind zwei 
größere Möbelhäuser geplant und auch 20 bis 25 Hektar Gewerbefläche. Da ist 
noch Platz für die Ansiedlung von Gewerbebetrieben. Es gibt auch konkrete 
Gespräche bei der Wirtschaftsförderung. Wir gehen davon aus, dass das auch 
durchaus umgesetzt wird. In Krampnitz gibt es natürlich noch Potential für Gewerbe. 
Im Moment diskutieren wir, was die angemessene Form des Gewerbes ist. Wir 
haben als Vorgabe für den Neubau-Wettbewerb, der jetzt in diesem Jahr läuft, 
ausgemacht, dass wenigstens 10 Prozent der Geschossflächen auch Gewerbe sein 
sollen. Dann haben wir noch den Jungfernsee. Die Straßenbahnschleife endet dort. 
Wir glauben, dass da noch Platz ist für 2000 Arbeitsplätze zusätzlich zu denen, die 
jetzt schon da sind. Das ist nicht allzu weit entfernt von Fahrland. Insofern gibt es 
durchaus noch eine ganze Menge Möglichkeiten. 

 
Frau Lange nimmt Bezug auf die Aussage, dass Potsdam mit Kinderärzten 
überversorgt ist. Es erschließt sich nicht, warum dann gerade Menschen im 
Potsdamer Norden, aber auch insgesamt in Potsdam mit Neugeborenen keinen 
Kinderarzt finden. Wenn man dann einen Kinderarzt findet, ist der im Normalfall 
weiter weg, mindestens aber im Stadtzentrum. Insofern ist das Problem für uns hier 
akut. 
 
Des Weiteren fragt sie, wo direkt im Ort eine Fläche gesehen wird, wo sich eine 
Apotheke ansiedeln könnte. Das Potential im Ortskern, um den Nahkauf herum, 
kann sie nicht erkennen. Nach ihrer Kenntnis hatte der Betreiber des Nahkauf 
bereits Probleme, den Bauantrag so zu stellen, dass genug Parkplätze für die 
Größe des Marktes vorhanden sind. 
 
Frau Dr. Böhm erklärt, dass die Überversorgung auf einer Berechnung der KV 
beruht. Die Problematik ergibt sich tatsächlich daraus, dass die KV eine Berechnung 
macht und eine Arztzahl festlegt. Für die Kinderärzte sind das 18,5 bzw. 19 
Kinderarztsitze für die Stadt Potsdam. Die Problematik ergibt sich daraus, dass 
dann der Kinderarzt natürlich nicht vorgeschrieben bekommt, wo er sich niederlässt. 
Die Gebiete sind ein gewisser Großraum und der Arzt hat die Freiheit, sich in 
diesem Areal niederzulassen. Je nachdem, wo er das dann tut, können sich die 
Wege natürlich enorm erweitern. Das ist der Verwaltung bekannt. Es gibt einen 
Stammtisch „Kinderärzte in Potsdam“, der sich sehr aktiv mit der Problematik 
auseinandersetzt. Die ja den Druck auch von der anderen Seite bekommen und bei 
der Kassenabrechnung einer Plausibilitätsprüfung unterzogen werden. Das heißt, 
alle Leistungen sind mit einem gewissen Minutensatz hinterlegt. Die Verwaltung ist 
mit der KV in Kontakt, da das Problem durchaus erkannt wurde. Weiterhin 
problematisch ist auch, dass sich die Berechnungszahl der KV sich auf die in 
Potsdam gemeldeten Kinder bezieht. Es ist aber bekannt, dass viele Kinder aus 
dem Umland auch in der Stadt Potsdam versorgt werden. Dieser Thematik ist nicht 
genügend Rechnung getragen worden. Das ist der Punkt, an dem bei der KV eine 
gewisse Sensibilisierung herbeizuführen ist. 
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Herr Wolfram teilt mit, dass es vor zwei Jahren eine Diskussion gab, ob der Markt 
nicht auch 1200 Quadratmeter haben könnte. Dann hätte man den alten Markt 
abreißen müssen und komplett verschieben, den Parkplatz nicht auf zwei Seiten, 
sondern auf einer Seite konzentrieren müssen. Dann hätten da auch ein größerer 
Markt und eine Apotheke hingepasst. So wie im Moment der Bauherr das beantragt 
hat, wird das dann in der Tat schwierig. Das ist aber keine Entscheidung der Stadt. 
Der Bebauungsplan ermöglicht da Vieles. Es ist auch keine Entscheidung der Stadt, 
in dem Haus, wo die Ärztin eingezogen ist, im Erdgeschoss für eine andere Nutzung 
zu vermieten statt einer Apotheke. 
 
Herr Wind macht zum Thema Nahversorgung deutlich, dass er in der von-Stechow-
Straße überhaupt kein Potential sieht, um für Fahrland irgendetwas errichten zu 
können. Insofern sollte die Stadt doch mal darüber nachdenken, noch andere 
Gebiete ggf. auszuweisen. 
 
Herr Wolfram erklärt, dass die Entscheidung, alle Neubau-Flächen an eine Firma zu 
verkaufen, nicht von der Landeshauptstadt getroffen worden ist. Vielleicht war das 
nicht die glücklichste Entscheidung, aber wir müssen jetzt damit leben. Sie haben 
Recht, wenn der Supermarkt vergrößert ist, dann war es das für die von-Stechow-
Straße. Deswegen habe ich gesagt, in der Ortsmitte gibt es sicherlich noch 
Möglichkeiten. Das hat nichts damit zu tun. Ich brauche für eine Apotheke kein 
großes Baugebiet ausweisen. Wir reden jetzt nicht darüber, einen riesigen 
Supermarkt vor die Tore des Ortes zu bauen. Das wäre im Landschaftsschutzgebiet 
auch nicht machbar. Ich glaube, das wäre für diesen Ort auch nicht das Richtige. 
 
Eine Dame verweist auf die Aussage, dass es in der Marquardter Straße noch 
Gewerbeflächen gibt. Sie fragt, ob das nicht eigentlich schon das 
Landschaftsschutzgebiet ist. Geht die Stadt aktiv bewerbend, die Entwicklung des 
Ortes im Auge habend, an eventuelle Nahversorger, Discounter heran und sagt: 
Passt auf, ich habe hier einen Ortsteil, der boomt, habt ihr nicht Interesse? Es ist ja 
nicht so, dass es große Nahversorgungsketten gäbe, von denen man weiß, dass sie 
bestimmte Ortslagen oder Gewerbesituationen bevorzugen, die man zumindest mal 
ansprechen könnte und nicht darauf wartet, dass sie eventuell von selber mal auf 
die Idee kommen, irgendwann mal zu gucken, wo ist denn noch ein Flecken frei. 
Wenn Sie sagen, Sie haben die Flächen, vielleicht mal anbieten. 
 
Mit Bezug auf Krampnitz fragt sie, ob man auch eine Feuerwehrwache im Hinterkopf 
habe. Wenn man irgendwelche Gebäude plant, sollte auch eine Freiwillige 
Feuerwehr eingeplant werden. Ihr ist nicht klar, ob die Fahrländer dann alles mit 
kompensieren können, weil jetzt schon Zahlen von 8000 Einwohnern kursieren. 

 
Herr Schubert erklärt, dass die Landeshauptstadt Potsdam im letzten Jahr einen 
neuen Gefahrenabwehrbedarfsplan erarbeitet hat. Da ist unter anderem ganz 
konkret ein Gutachten geplant, das in diesem Jahr aufgesetzt werden soll, um noch 
mal zu untersuchen, wie im Norden zukünftig die Eingriffsbereiche der einzelnen 
Freiwilligen Feuerwehren sind und ob an einer der Wachen ggf. einen Anbau zu 
machen ist, um in den Tageszeiten, also da, wo die Kameradinnen und Kameraden 
der Freiwilligen Feuerwehr meistens arbeiten sind, auch dort die Einsatzzeiten zu 
gewährleisten. Dann werden wir als nächsten Schritt prüfen, wie wir im Norden eine 
langfristige Struktur aufsetzen, die dem dann auch Rechnung trägt. 
 
Zur ärztlichen Versorgung erklärt er, dass es aus dem Jahr 2014 einen Beschluss 
der Stadtverordnetenversammlung gibt, in dem auch zu der Frage Krampnitz und 
Entwicklung eine Aussage getätigt wurde. Unter Beachtung dieser Möglichkeiten 
wäre die Schaffung von interdisziplinär zu nutzenden Praxisräumen in 
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Zusammenarbeit mit dem Klinikum Ernst von Bergmann auf dem Gelände 
Krampnitz zu prüfen. Das heißt, es können Räumlichkeiten zur Verfügung gestellt 
werden, aber keine Ärzte oder Ärztesitze. Praxisräume mit zu planen ist durchaus 
etwas, wenn man einen Stadtteil entwickelt, was man mit Sicherheit nicht vergessen 
wird. Das ist bereits Beschlusssache.   
 
Herr Wolfram teilt mit, dass die Verwaltung natürlich auch in Gesprächen mit den 
Einzelhandelsketten und Discountern ist. In den letzten zehn Jahren hat sich kein 
Discounter für Fahrland interessiert. Das liegt an der Einwohnerzahl. 

 
Herr Geisner betont, dass die Ärztin aus Marquardt mit ihrer Praxis hierher gezogen 
ist, weil sie hier bessere Räumlichkeiten vorgefunden hat. Sie hat ihre Patienten aus 
Marquardt mitgenommen. Das bedeutet, die Kapazitäten sind dort begrenzt. 
 
Frage: Es gibt es hier keine Bank, auch keine Möglichkeit, Geld abzuheben. Ist da 
was geplant? Wie groß muss Fahrland von der Einwohnerzahl her werden, dass 
sich eine Apotheke interessiert und eine Filiale aufmacht? 

 
Herr Wartenberg informiert, dass er in Kontakt mit Herrn Schramm ist. Der 
Geldautomat wurde von der Betreiberbank, ohne dass Herr Schramm vorher etwas 
wusste, ausgebaut, weil es sich um einen Hightech-Automaten gehandelt hat, von 
dem die Raiffeisen-Bank wohl nur zwei hat im Land Brandenburg. Den mussten sie 
umsetzen, weil sie den anderen in die Luft gejagt haben. In der Sitzung des 
Ortsbeirates im September lassen wir uns genauer aufklären zu den Umbauarbeiten 
von Herrn Schramm. Es wird wieder einen Geldautomaten geben, das wird auch an 
der Seite zur von-Stechow-Straße sein. An der Seite wird die Kaufhalle erweitert. 
Dann gibt es da auch ein Café der Bäckerei Exner. 

 
Herr Wolfram erklärt, dass es für eine Apotheke keine Verbote gibt. Die sollte sich 
hier ansiedeln. Wir brauchen nur eine Apothekerin oder einen Apotheker, dem das 
hier ausreicht. Die Chancen sind mit der Ärztin sehr gestiegen. 
 
Herr Wartenberg betont, dass der letzte Apotheker, der bei ihm war, eine Apotheke 
mit zentralem Auslieferlager mit 500 Quadratmeter Apothekenfläche bauen wollte. 
Dafür wollte er natürlich ein Grundstück in Top-Lage haben und möglichst 
geschenkt. 

 
 
 
 
 
Zu 4 Kinderbetreuung 
 

1. Frage: Wie ist der aktuelle Stand zur ausreichenden Versorgung mit Krippen- und 
Kitaplätzen in Fahrland. Zu wann ist das Defizit mit welchen konkreten Maßnahmen 
behoben? 

 
Frau Elsaßer geht auf den aktuellen Stand zur ausreichenden Versorgung mit 
Krippen- und Kita-Plätzen in Fahrland ein und erklärt, wann das Defizit mit welchen 
konkreten Maßnahmen behoben ist. 
 
Sie betont, dass die Verwaltung in den letzten Monaten sehr aktiv war. Als erste 
konkrete Maßnahme, um kurzfristig Entlastung zu schaffen, ist eine schnelle 
Übergangslösung direkt auf dem Gelände der Kita „Fahrländer Landmäuse“ 
vorgesehen. Wir haben hier das Glück, dass die Außenfläche mehr als zehn 
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Quadratmeter pro Kind hergab und es somit auch keine deutliche Einschränkung 
der qualitativen Bedingungen gab. Wir haben hier die Möglichkeit, ganz schnell 
agieren zu können. Die Entwurfsplanung und Angebote liegen bereits vor. Die 
Interimslösung wird in der ersten Hälfte des Jahres 2018 in den Erfüllungsstand 
gehen. Es werden dadurch 60 zusätzliche Plätze geschaffen. 
 
Eine zweite konkrete Maßnahme ist das Fahrland-Flurstück 288 Gartenstadt 
Mühlenring. Die Fläche befindet sich im kommunalen Eigentum. Hier besteht die 
Möglichkeit, seitens der Stadt selbst 90 Plätze zu schaffen. Es ist davon 
auszugehen, dass noch im Laufe des Jahres 2017 mit der Maßnahme begonnen 
werden kann. 
 
Eine dritte konkrete Maßnahme ist in Fahrland das Flurstück 3/Flurstück 313 
Gartenstadt Hasensteg. Die Fläche befindet sich im privaten Eigentum. Hier laufen 
derzeit die Gespräche mit dem Eigentümer zur schnellstmöglichen Errichtung. Zu 
einer konkreten Zeitschiene kann noch keine Aussage getroffen werden. Sofern 
schnell Einigkeit erzielt und mit 240 Plätzen für Kinder im Alter von 0 Jahren bis zum 
Schuleintritt in die Realisierung gegangen werden kann. 
 
Zum weiteren Ausbau sind für den Sozialraum I und II gegenwärtig bereits in 
Planung (in Planung heißt bis zum Jahr 2023 hoffentlich abgeschlossen) 1.400 
zusätzliche Kita-Plätze, insbesondere für Kinder im Alter von 0 bis 3 Jahren sind es 
610 Plätze, die entstehen und 790 Plätze für Kinder zum Schuleintritt. 
Was die Hortsituation anbelangt, ist diese davon abhängig, wie sich die 
Schulsituation entwickelt.  
 
Was die Hortsituation anbelangt, ist diese davon abhängig, wie sich die 
Schulsituation entwickelt. 
 
2. Frage: Wie plant die Stadt dauerhaft sicherzustellen, dass alle im Einzugsbereich 
Fahrland (Fahrland, Kartzow, Krampnitz, Satzkorn, Uetz-Paaren, Marquardt) 
wohnenden Grundschulkinder wohnortnah mit Schul- und Hortplätzen versorgt 
werden? 
 
Petra Rademacher geht auf die Frage der Versorgung mit Grundschulplätzen im 
Gebiet Fahrland, Neu Fahrland, Satzkorn, Marquardt und Uetz-Paaren ein. Sie 
weist darauf hin, dass die Grundlage jeglicher Schulentwicklungsplanung immer 
eine Bevölkerungsprognose ist. Sie erläutert das Verfahren, wie aus einer 
Bevölkerungsprognose eine Schulentwicklungsplanung wird. Dabei erklärt sie, dass 
es in Potsdam 6 Sozialräume bzw. 18 Planungsräume gibt, nach denen geplant 
wird.  
 
Für die Schulentwicklungsplanung werden alle Indikatoren, die die 
Bedarfsentwicklung beeinflussen, benötigt. Das ist vor allen Dingen die 
Binnenwanderung innerhalb der Stadt, also Veränderungen von 
Einplanungsbereichen, aber auch die Altersstruktur. Einen Wandel der Altersstruktur 
gibt in einigen Bereichen, in denen in Zukunft vermehrt jüngere Menschen, jüngere 
Familien zu erwarten sind. Dort muss von einem erhöhten Bedarf an Schulplätzen 
ausgegangen werden. Es müssen aber auch die Einpendler aus dem Umland 
betrachtet werden sowie der Aspekt, dass Potsdam eine Wachstumsstadt ist, auch 
dies ist eine besondere Herausforderung in der Schulentwicklungsplanung. Wir 
planen deswegen auch die Zuwanderung. Das erfolgt aufgrund der tatsächlichen 
Bevölkerung. Darüber hinaus werden die Wohnungsbaupotentiale analysiert. Nach 
der Fläche, nach der Anzahl, die dann noch mal differenziert nach Ein-Raum-
Wohnungen und Zwei-Raum-Wohnungen, um dann daraus abzuleiten, was kommt 
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für eine Schulbevölkerung hier zum Beispiel in dem Bereich Fahrland/Neu Fahrland 
an.  
 
Ein wesentlicher Faktor in der Schulentwicklungsplanung ist das Anwahlverfahren. 
Es gibt in Potsdam eine Schulwahlfreiheit, das heißt, die Eltern haben die 
Möglichkeit, Erst- und Zweitwünsche auszusprechen. Natürlich hat das alles seine 
Grenzen, es geht hier um tatsächliche Kapazitäten. Es ist nicht immer die 
Wohnortnähe, die über die Wahl einer Schule entscheidet, sondern es sind Faktoren 
wie das Schulprofil und das Schulkonzept. Wir haben es in Potsdam mit einer 
Vielfalt von solchen Schulen zu tun. 
 
Wir haben natürlich für Fahrland, für Neu Fahrland, Satzkorn, Marquardt, Uetz-
Paaren auch dieses Wachstum erkannt. Diese zusätzlichen Züge sind geplant, 
nämlich ausgehend vom Bestand. Es gibt eine Freie Grundschule in Marquardt und 
die Regenbogenschule in Fahrland. Zusätzliche Unterbringung/Schulbedarfe sind 
geplant nach der Schulentwicklungsplanung in der Roten Kaserne Ost. Dort ist 
derzeitig schon eine zweizügige Interimsschule am Standtort Esplanade in Betrieb 
und wird ab 2019/2020 dann dreizügig. Außerdem gab es im bisherigen 
Schulentwicklungsplan die Option, bei einem höheren Wachstum den Standort 
Krampnitz mit einem eigenen Grundschulstandort zu versorgen. Die Option wird 
jetzt wahrgenommen. In Krampnitz werden derzeit 504 zusätzliche Schulplätze und 
335 Hortplätze und 357 Kita-Plätze geplant. Die Schulentwicklungsplanung wird 
zwei Mal im Jahr überprüft. Und zwar ist das aufgrund der Anmeldezahlen im 
sogenannten Ü1-Verfahren, das ist die Schulanmeldung zur Klasse 1 und am Ende 
des Jahres zum 31.12. überprüfen wir dann auch nochmal anhand der offiziellen 
Einwohnerstatistik - trifft unsere damalige Annahme überhaupt zu oder müssen wir 
korrigieren. Es musste bereits diverse Mal korrigiert werden. Einige Schulbauten 
wurden daraufhin vorgezogen. Eine vorgezogene Maßnahme betraf auch die 
Schule an der Esplanade. Darüber hinaus wurden auch noch 
Zügigkeitserweiterungen vorgenommen. In Fahrland wurde für das Schuljahr 
2017/18 eine Erweiterung der Zügigkeit vorgenommen. 
 
3. Frage: Wie plant die Stadt die dauerhafte Sicherung von ausreichend und im 
Norden der Stadt verfügbaren Gesamtschul-, Oberschul- und Gymnasialplätzen? 

 
Zur Frage, wie die Stadt ausreichende Schulplätze im weiterführenden Bereich 
ebenfalls in diesem genannten Einzugsbereich plant, erklärt Frau Rademacher, 
dass der Grundsatz „kurze Beine - kurze Wege“ hier nicht gilt. Die Stadt Potsdam 
hat den Auftrag, die Schulversorgung nach allen möglichen Bildungsgängen zu 
organisieren und zu lösen. Die Stadt hat dafür Sorge zu tragen, dass sowohl 
Oberschulplätze als auch Gesamtschulplätze und Gymnasien zur Verfügung stehen. 
 
Mit einem Jahr Verzug wird die Leonardo-Da-Vinci-Gesamtschule am Standort 
Esplanade den Betrieb aufnehmen, nämlich zum Schuljahr 2017/18. Ursprünglich 
war geplant, am Standort Nedlitzer Holz eine fünf-/dreizügige (Sekundarstufe I/II) 
Gesamtschule zu bauen. Es wurde natürlich auch für die etwaige höhere 
Bevölkerungsentwicklung im Entwicklungsbereich Krampnitz ein Grundstück 
vorgehalten, sozusagen reserviert. Das sind zumindest die weiterführenden Schulen 
im nördlichen Bereich. Aufgrund des erhöhten Wachstums wird statt der fünf-
dreizügigen Schule im Nedlitzer Holz jetzt eine sechs-dreizügige Schule gebaut. Die 
wird an der Pappelallee ab dem Jahr 2022/23 entstehen. Des Weiteren ist geplant, 
dass im Jahr 2019/2020 eine Interimsschule am jetzigen Standort der Esplanade 
entsteht. Darüber hinaus gibt es die weiterführende Schule im Entwicklungsbereich 
Krampnitz. Hier ist derzeit vorgesehen, für 560 Schülerinnen und Schüler eine 
weiterführende Schule zu errichten. 
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Herr Etich (Ortsbeirat Fahrland) fragt bezüglich der Flächen in Krampnitz, wann dort 
tatsächlich was passiert. Er weist darauf hin, dass es in der Regenbogenschule 
aktuell das Problem mit dem Platz gibt, das dann ggf. aufzufangen wäre. Wenn über 
Schulplätze erst nachgedacht wird, wenn das Entwicklungsgebiet schon 
erschlossen ist, ist dies sowohl bei der Grund- als auch bei der weiterführenden 
Schule zu spät.   

 
Dies wird von Frau Rademacher bestätigt. Sie betont, dass auf keinen Fall 
beabsichtigt ist, dass erst die Wohnungen entstehen und Jahre später die 
Schulplätze. Es wurde deshalb innerhalb der Verwaltung bereits geprüft, welche 
Erkenntnisse für den Entwicklungsbereich vorliegen und wo es Unschärfen gibt. 
Bekannt ist zum Beispiel, dass die 6.500 Einwohner in zeitlichen Etappen kommen 
je nach Ausbau. Dabei wurde verabredet, dass ab dem Jahr X eine bestimmte 
Anzahl an Schulplätzen entstehen soll, die dann auch zeitlich entsprechend der 
Herstellung der Wohnungen errichtet werden sollen. Es soll eine genaue 
Abstimmung zwischen Fertigstellung von Wohnungsbau und Errichtung der 
Schulplätze herstellt werden. 

 
Herr Peterson fragt, warum jetzt erst angefangen wird, Kitas zu bauen und 
Schulentwicklung zu betreiben. Die Häuser, die hier stehen, sind ja nicht erst seit 
gestern da. Sie haben gesagt, das Wachstum haben sie erkannt. Jetzt, wo die 
Häuser da sind, wo die Familien hier wohnen, wo die Kinder hier sind. Die zweite 
Frage, die sich mir aufdrängt ist, Sie sagten, dass eine Schulwahl nicht für Fahrland 
sprechen würde. Genau das Gegenteil ist der Fall. Ich denke, die meisten Eltern 
bringen ihre Kinder hier gern in die Schule und wollen keine Wege auf sich nehmen, 
die ja auch mit dem öffentlichen Nahverkehr schwierig sind. Und jeder, der morgens 
mit dem Auto nach Potsdam fährt, wird auch sagen, ich bringe meine Kinder lieber 
hier zur Schule. Dann ist es für mich umso erstaunlicher, wenn dann zur 
Einschulung der Kinder plötzlich gesagt wird, wir müssen von 102 Kindern 
ausgehen, die angemeldet werden könnten und ich hab 50 Plätze. Und dann kriegt 
man gesagt, es kann sein, dass ihr Kind nicht hier in die Schule gehen kann. Aber 
sie haben gesagt, sie haben das Wachstum erkannt. 

 
Petra Rademacher bestätigt, dass die Plätze, die hier in Fahrland fehlen, an einer 
anderen Stelle frei sind. Die Grundschule Rote Kaserne ist genau für die 
Versorgung der Fahrländer Schülerinnen und Schüler vorgesehen. Die Plätze, die in 
Fahrland derzeit fehlen, stehen dort zur Verfügung. Hier ist wirklich die Frage des 
Anwahlverhaltens von Eltern von entscheidender Bedeutung. Dies sind 
Komponenten, die nicht mit ganz großer Bestimmtheit im Vorfeld geplant werden 
können. Allerdings sagte ich ja, dass wir korrigieren können, das machen wir zwei 
Mal im Jahr und davon machen wir regen Gebrauch. 

 
Herr Peterson nimmt Bezug auf die Aussage, dass auf die Bauentwicklung der 
Ortsteile geschaut wird. Das würde bedeuten, dass Sie mitbekommen haben, dass 
in der Gartenstraße 50 Häuser gebaut wurden. Sie haben mitbekommen, dass am 
Upstall Gebäude gebaut worden sind und haben nicht festgestellt, dass dort 
vorwiegend Mehrfamilienhäuser gebaut worden sind, wenig Ein-Zimmer-
Wohnungen, sondern Doppelhaushälften, Einfamilienhäuser und Reihenhäuser. 

 
Frau Rademacher korrigiert sich insofern teilweise, dass die 
Schulentwicklungsplanung aus dem Jahr 2014 resultiert. Seinerzeit wurden die 
Wohnungsbauvorhaben ermittelt. Was später in der Umsetzung wirklich geschieht, 
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ist jetzt zum Teil auch in privater Hand. Deshalb haben wir hier wirklich nur das 
Mittel der Korrektur über die Fortschreibung des Schulentwicklungsplanes. 

 
Herr Peterson entnimmt den Ausführungen, dass in den letzten drei Jahren keiner 
ahnen konnte, dass das so kommt. 

 
Kerstin Elsaßer betont, dass bei der Kita-Bedarfsplanung für die bedarfsgerechte 
Ermittlung der Plätze sehr wohl auf die Bevölkerungsprognose zu schauen ist. 
Parallel dazu muss natürlich auch die Entwicklung des Anwahlverhaltens betrachtet 
werden. Individuelle Bedarfe und das Wunsch- und Wahlrecht, sofern dies nicht mit 
unverhältnismäßig hohen Mehrkosten verbunden ist, dürfen nicht außer Acht 
gelassen werden. Die Errichtung einer Kita muss dem Bedarf entsprechen. In 
diesem Jahr wurde erstmals diagnostiziert, dass vor Ort Plätze nicht sichergestellt 
werden können. Das Anwahlverhalten der Eltern ist sehr unterschiedlich. 
 
Herr Wartenberg bedankt sich in seiner Funktion als Vorsitzender des Trägervereins 
Treffpunkt Fahrland e.V. bei Frau Elsaßer, da die Verwaltung konstruktiv und schnell 
gehandelt hat. Er geht davon aus, dass der Container als Übergangslösung 
gesichert ist. Der Trägerverein wird den Betrieb übernehmen. Es sind 
Personalgespräche zu führen, parallel ist für Mai nächsten Jahres zu sichern, dass 
der Betrieb auch stattfinden kann. Das ist mit dem vorhandenen Personal nicht zu 
realisieren. 
 
In der Schule besteht jetzt eine Situation, dass nun plötzlich sogar noch Plätze frei 
sind, weil noch ein dritter Zug zusätzlich genehmigt wurde, auch aufgrund der 
kooperativen Verständigung zwischen Schulleitung und Hortbetrieb. Herr 
Wartenberg fragt, wann die Überarbeitungen des Schulentwicklungsplans so weit 
sind, dass belastbar eine Aussage zum weiteren dauerhaften dritten Zug der 
Grundschule Fahrland gemacht werden kann. 

 
Frau Rademacher antwortet dazu, dass u.a. aus diesem Grund um eine vorzeitige 
Bevölkerungsprognose gekämpft wurde. An der Stelle bleibt es jetzt, diese 
Bevölkerungsprognose abzuwarten, um dann darüber zu entscheiden, ob die 
Dreizügigkeit hier bestehen bleiben kann. 

 
Herr Schubert ergänzt, dass geplant ist, bis Ende dieses Jahres, also bis 
Herbst/Spätherbst, eine neue Bevölkerungsprognose zu bekommen. Sobald diese 
vorliegt, kann auch verbindlich gesagt werden, wie mit dem dritten Zug umgegangen 
wird. Die Bevölkerungsprognose ist nicht für Fahrland, sondern für die gesamte 
Stadt. Es wird aber sicher Möglichkeiten geben, die Kita-Planung und ähnliche 
Punkte vorzustellen. Beim nächsten Treffen im November wird mit Sicherheit über 
die Themen Bevölkerungsprognose und Auswirkung auf die Schulsituation 
gesprochen. 
 
Frau Lange fragt nach, ob er dann auch wirklich im November wirklich ein weiteres 
Mal nach Fahrland kommt zu einer Bürgerversammlung, um das weitere Vorgehen 
zu besprechen. Herr Schubert antwortet, dass er dann auch noch mal bereit ist, zu 
kommen. 

 
Frau Matz (Vorsitzende der Schulkonferenz) fragt, wie die Dreizügigkeit umgesetzt 
werden soll. Sie weist darauf hin, dass es eine ganz tolle Kooperation der hier 
tätigen Lehrer, der Schulleitung und der Schulrätin gab. Das kann man denen 
wirklich hoch anrechnen, dass die das umgesetzt haben, dass die Kinder, die hier 
zur Schule gehen wollen, das auch wirklich dürfen. Essensband/Essen muss 
gesichert werden, die Doppelnutzung von Räumen wie Turnhalle, verschiedener 
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Klassenräume, Hortplätze usw. Wie lange wird das dauern und wie wird das konkret 
umgesetzt? 

 
Frau Rademacher erklärt, dass die Dreizügigkeit ab dem Schuljahr 2017/18 im 
Bestand dieser Schule und des Hortes umgesetzt wird. Es ist einvernehmlich 
zwischen Schule, den Verantwortlichen und dem Hortträger geregelt, dass hier eine 
Doppelnutzung von bestimmten Räumen anteilig geschieht und somit auch die 
Dreizügigkeit für das kommende Schuljahr kein Problem sein sollte. 

 
Frau Matz fragt, was nach dem einen Schuljahr geschieht. Sie betont, dass die 
Schule darum gekämpft hat, am Konzept des gemeinsamen Lernens teilnehmen zu 
dürfen. Das bedeutet eine Klassenstärke von maximal 25 Kindern. Wo sollen die hin 
nach einem Jahr? Wo soll die Dreizügigkeit hin, wo endet die?  
Da kann man nicht drauf warten, die Bedarfe sind schon lange diskutiert. Und ich 
kann mich erinnern, es steht im Schulentwicklungsplan von 2014 schon drin, dass 
explizit für dieses Schuljahr (auch schon letztes Jahr) dieser Bedarf an der 
Regenbogenschule besteht. 

 
Frau Rademacher macht deutlich, dass es an der Stelle eine einmalige 
Zügigkeitserhöhung in diesem Schuljahr gibt. Nach Vorlage der Prognose im Herbst 
2017 ist klar, ob sich das Wachstum und auch das Anwahlverhalten verstetigt. Dann 
wird zügig über den Verbleib der Zweizügigkeit oder die dauerhafte Erweiterung zur 
Dreizügigkeit an dieser Schule zu entscheiden sein. 

 
Frau Lange weist darauf hin, dass die aktuellen 2. Klassen der Grundschule auch 
schon übermäßig belastet und überfüllt sind. Sie hat Informationen, dass sie für das 
nächste Schuljahr aus 29 und 30 Schülern bestehen werden und damit über den 
eigentlichen Landesvorgaben von 28, bei Schule des gemeinsamen Lernens bei 25 
Schülern liegen. Das heißt also, es kann von einem einmaligen Problem selbst in 
den höheren Zügen keine Rede sein. 

 
Ein Herr fragt nach den konkreten Zeitplänen zur Kita Gartenstr./Mühlenring.  
 
Frage: Wann ist damit zu rechnen, dass diese Kita bezugsfertig ist? Er weist darauf 
hin, dass es momentan noch ganz viele Wohnungen gibt, die sich derzeit im 
Erstbezug befinden. Dann kommt die Enttäuschung, wenn eine Absage nach der 
anderen kommt. 

 
Mike Schubert macht deutlich, dass über diesen Punkt in der letzten Veranstaltung 
ausführlich miteinander diskutiert wurde. Es wurden damals klare Aussagen dazu 
getroffen und klar gesagt, dass jetzt nachgesteuert werden muss. Er betont, dass 
jetzt mit den Planungsarbeiten begonnen wird und im Jahr 2018 gebaut wird. 

 
Kerstin Elsaßer erklärt, dass mit den 60 Plätzen, die am jetzigen Standort errichtet 
werden sollen, schon mehr als die aktuellen Bedarfe gedeckt sind, die bekannt sind.  
Es gibt gegenwärtig 18 Eltern, die sich an den Betreuungsservice Kita-Tipp gewandt 
haben und aktuell auf einen Kitaplatz hier am Standort warten. Jeder Einzelfall muss 
vor dem Hintergrund von Vereinbarkeit Familie und Beruf, aber auch mit dem Blick 
auf das Wohl und die Entwicklung des Kindes betrachtet werden. Die gegenwärtig 
bekannten 18 Kinder könnten mit der Interimslösung definitiv versorgt werden. 

 
Herr Norbert Müller (MdB) möchte keine Frage stellen, sondern möchte ein Stück 
weit eine Erwartungshaltung ausdrücken, die uns viel untergekommen ist als Eltern 
von Kindern, die hier in die Einrichtungen gehen, in Schule, Kita oder Hort. Ich bin 
2005 nach Potsdam gezogen, da war der Leerstand unter 1 Prozent in der Stadt. 
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Wir haben 2010, ein dreiviertel Jahr, bevor unser erster Sohn geboren wurde, einen 
Kita-Platz beantragt. Auf den haben wir 1,5 Jahre gewartet mit langem Betteln, 
Drängen und halben Erpressungen und viel Unterstützung aus der Familie, die 
irgendwie die Betreuung absichern mussten. Dasselbe ist beim zweiten Mal 
passiert, beim zweiten Kind. Beim Einschulungsgespräch mit der Schulleiterin ist 
das passiert, was der Kollege vorhin geäußert hat, dass wir gebeten wurden, doch 
nach einer anderen Schule zu gucken. Hier hat es eine Lösung gegeben. Ich habe 
mich immer gefragt, woran liegt das eigentlich, dass in Potsdam über 10, 15 Jahre 
immer am Bedarf vorbei geplant wird. Dann möchte ich heute mal was zitieren aus 
den Potsdamer Neuesten Nachrichten: Kritik kam zuletzt von Ex-Kulturdezernentin 
Dr. Iris Jana Magdowski, CDU. Kurz vor Ende ihrer Amtszeit hatte sie vor wenigen 
Wochen erklärt, Herr Exner, das ist der Kämmerer der Stadt, habe mit seinem 
Bereich bei den Bevölkerungsprognosen immer sehr niedrige Zahlen angesetzt.  
 
So habe sie immer nur knapp planen können. Und diese Zahlen sind niedriger 
angesetzt gewesen als vom Amt für Statistik Brandenburg. Und selbst die waren 
noch zu niedrig und lagen weit unter dem, was tatsächlich hergezogen ist. Wenn 
man damit rechnet, die Bevölkerung wächst um 2500 Personen im Jahr und sie 
wächst um fast 5000 Personen im Jahr, dann hat man gigantische Fehler gemacht. 
Und wenn man dies über zehn Jahre hinweg tut, dann kann man sich auch nicht 
mehr entschuldigen. Da hier jetzt weder der Oberbürgermeister noch der Kämmerer 
und sein Stellvertreter Burkhard Exner hier sitzen, was ich sehr bedauerlich finde, 
sondern ausgerechnet zwei neu gewählte Beigeordnete, die ihre achtjährige 
Wahlperiode noch vor sich haben, möchte ich wenigstens die Erwartungshaltung 
ausdrücken, dass dieser Unsinn in Potsdam, Bevölkerungsplanung nach 
Kassenlage zu betreiben und nicht nach den Menschen, die herziehen, aufhört. Und 
dass man dazu kommt, entsprechende Bedarfe, denn es gibt eine Schulpflicht und 
es gibt einen Rechtsanspruch auf einen Kita-Platz, diese Bedarfe zu lösen. Nicht mit 
kurzfristigen Feuerwehren, nicht mit Vertröstungen, nicht mit Leute abwimmeln, 
bevor sie klagen und immer noch ein Pflaster draufkleben, sondern eine 
sachgerechte Planung bei der Bevölkerungsprognose, die jetzt erstellt wird. Endlich 
dazu überzugehen zu antizipieren, dass die Menschen Kinder kriegen, mehr als 
eins, manchmal auch mehr als zwei, manchmal sogar mehr als drei. Und dass diese 
Menschen, die hier her ziehen in die Doppelhaushälften, in der Regel nicht über 70 
sind, sondern Menschen, die hier her ziehen, weil sie hier einen Platz für ihre 
Familien suchen und finden wollen. Und endlich dazu zu kommen, 
Bevölkerungsprognosen anzunehmen, die dann Planungsgrundlage sind, die dem 
entsprechen, was auch wirklich passiert. Und nicht dem, was der Kämmerer meint, 
leisten zu wollen. 

 
Herr Wartenberg äußert in seiner Funktion als Vorsitzender des Trägerverein, dass 
ihm Frau Elsaßer mitgeteilt hat, dass 40 Nachfragen für Kindergartenplätze für das 
nächste Kindergartenjahr schon registriert sind. Hierbei handelt es tatsächlich um 
Fahrländer Anmeldungen.  
 
Ich kann es mir nicht verkneifen, zu dem Bundestagsabgeordneten der Linken mich 
auch noch zu äußern: Wir haben in Fahrland nicht nur junge Leute, die zuziehen, 
wir haben inzwischen einen nicht unwichtigen Bevölkerungsanteil an älteren 
Mitbürgern. Wir haben altersgerechte Wohnungen und ich hoffe, dass der Investor 
auf der großen Fläche nicht nur für Kita- und Hortkinder etwas baut, sondern dass 
da auch eine Altenbetreuung- bzw. Pflegeeinrichtung entsteht. Denn wer hier in 
Fahrland alt geworden ist, und das sind inzwischen viele Leute, der möchte 
vielleicht auch in Fahrland bleiben. 
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Kerstin Elsaßer informiert, dass es genau 42 Kinder sind, die wir zusammen mit 
Herrn Liebe identifiziert haben. Ich habe aber heute die Information erhalten, dass 
24 Kinder bislang einen Platz erhalten konnten zum September und Tatsache nur 18 
im Raum stehen. 

 
Frau Päper hat gerade eine Absage von der Kita für ihren Sohn erhalten und hat 
somit vor dem 1.9.2018 keinen Platz. Es ist für sie sehr wichtig, wann die 
Containerlösung kommt. Der Vorschlag der Stadt war, meinen Sohn für diese fünf 
Monate irgendwo in Potsdam in eine Einrichtung zu bringen, damit er zum 1.9. dann 
in die Kita nach Fahrland wechselt. Das ist als berufstätige Mutter mit zwei Kindern 
an zwei Kitas nicht möglich. 

 
Kerstin Elsaßer teilt nochmals mit, dass der Container Anfang Mai 2018 den Betrieb 
aufnehmen soll. 

 
Frau Lange verweist auf die Bürgerversammlung Anfang April 2017 mit Herrn 
Schubert. Da gab es doch zu Zusage zum September 2017 40 Plätze an der 
Esplanade zu schaffen, die ja nun nicht kommen. Jetzt sind von diesen 40 Kindern 
immer noch 18 übrig. Was machen Sie denn nun mit denen? Diese 18 Familien 
haben genau das gleiche Problem, was Frau Päper gerade geschildert hat: können 
nicht arbeiten gehen, haben eventuell ein Haus gekauft, das sie abbezahlen 
müssen. Was passiert jetzt mit denen? 

 
Kerstin Elsaßer betont, dass derzeit davon ausgegangen wird, dass mit Wechsel 
des Schul- und Kita-Jahres (September) bedarfsdeckend Plätze zur Verfügung 
stehen, jedoch nicht in Fahrland. Bezogen auf die Esplanade-Variante erklärt sie, 
dass der Träger und letztlich auch betroffene Eltern sich letztlich nach der 
Besichtigung vor Ort gegen die temporäre Nutzung entschieden haben. Gründe 
waren der Rahmen in/an der Schule sowie die Verkehrssituation. 

 
Mike Schubert betont, dass von 60 nicht mit einem Kita-Platz versorgten Kindern 
stadtweit die Rede ist. Die Kollegen vom Kita-Tipp und Frau Elsaßer arbeiten mit 
Hochdruck daran, für diese 60 Familien eine Lösung zu finden. Wenn ich sie für 
jeden heute parat hätte, dann hätte ich sie gerne präsentiert. Und dass wir mit 
solchen Zahlen momentan operieren müssen, schmerzt mich persönlich in der 
Kürze der Zeit am meisten. Es sind jetzt Notfallvarianten, die wir nur noch individuell 
mit einzelnen Trägern regeln können. Und da ist es dann immer nötig zu gucken, 
was ist zumutbar für die einzelne Familie, was ist man auch bereit zu tragen an 
Weg, und wo finden wir einen Träger, der vielleicht doch noch einen Platz hat. 
Vorhin ist viel über Bevölkerungsprognose gesprochen worden. Man kann ja trefflich 
darüber streiten, ob Bevölkerungsprognosen richtig oder falsch waren. Dass wir 
eine sprunghafte Entwicklung der Bevölkerung in Potsdam hatten und dass 
manches etwas schneller gegangen ist, räumen wir ja mittlerweile ein. Wir haben 
versucht mit integrierter Kita, Hort- und Schulentwicklungsplanung darauf zu 
reagieren. Fortlaufende gesetzliche Änderungen und bildungspolitische 
Maßnahmen, gepaart mit veränderten Lebenswelten erfordern ein fortlaufendes 
Handeln und das nicht nur bezogen auf planerische Aspekte. Wir brauchen für einen 
Kita Neubau bis zu 3,5 Jahre inklusive Bedarfsermittlung und Planung. Das ist mein 
Verantwortungsbereich. Schauen Sie nach Leipzig, nach Jena, in andere Städte 
Ost- und Westdeutschlands, alle haben aufgrund des veränderten Rechtsanspruchs 
auf Kindertagesbetreuung mittlerweile eine Situation, dass wir mit einem Tempo 
nachrüsten müssen, welches die kommunalen Haushalte zum Teil auch an die 
Grenze von dem bringen, was sie leisten können. Wir reden, um es mal in einer 
Zahl zu greifen, bis 2021 von 20 neuen Kindertagesstätten allein in Potsdam. Das 
stampft man auch nicht aus dem Boden. Ich weiß, dass wir das liefern müssen.  
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Ein Herr fragt nach der Planung von Freizeitplätzen, Fußballplätzen, Flächen zum 
Spielen für Kinder sowie für ein Nachbarschaftszentrum in Fahrland. In Krampnitz 
soll eine weiterführende Schule gebaut werden. Welcher Typ wird das sein, gibt es 
da schon eine Idee? 
 
Er macht darauf aufmerksam, dass eine Betreuungszeit in der Kita von maximal 10 
Stunden bei einer Arbeitszeit von 8,75 Stunden sowie dem Arbeitsweg nicht 
ausreicht. 
 
Petra Rademacher teilt mit, dass derzeit in Erwägung gezogen wird, in Krampnitz 
ein Gymnasium zu errichten. 

 
Herr Schubert schlägt vor, das Thema Bürgerzentrum und alles was da jetzt 
angerissen war, in einem Fortsetzungstermin zu besprechen. Dies wird in den 
Themenspeicher aufgenommen. 

 
Frau Elsaßer erklärt, dass die Feststellung des Rechtsanspruchs auf 
Kindertagesbetreuung ganz individuell erfolgt. Sie appelliert hier an das Wohl des 
Kindes in Verbindung mit der familiären Situation. Es gibt Urteile, die wir mit den 
freien Trägern versuchen umzusetzen. Zumutbar für ein Kind in 
Kindertagesbetreuung sind neun Stunden Betreuung. Urteile gehen hier von einem 
Alter von Null bis Drei aus. Es ist natürlich immer abhängig, in welcher Konstellation 
befindet sich die Familie. In der Tat muss verpflichtend nach der einzelnen 
Zumutbarkeit entscheiden werden. Sorgt jedoch allein die Wegzeit für ein 
Überschreiten, bleibt trotzdem das Kind bei der Prüfung im Fokus. Gemeinsam mit 
der Kita (Konzept, Öffnungszeit ect.), dem Arbeitgeber der Eltern, dem sozialen 
Netz sollten Möglichkeiten im Sinne des Anspruchsberechtigten (Kind) 
Entscheidungen getroffen werden. Auch bekannt ist die Fachkräfte-Situation, hier 
müssen wir natürlich den breiten Spagat gehen. Das Wohl des Kindes hat aber 
immer Vorrang. 

 
Herr Wind betont, dass es sich hier um einen Rechtsanspruch handelt. Genauso gilt 
in Deutschland die Schulpflicht. Er fragt, ob es Kindergartenplätze gibt, die konkret 
vorgehalten werden für Leute, die noch zuziehen. 
 
Er weist darauf hin, dass auf der Seite des Kita-Tipps steht, dass sich die Eltern als 
erstes überlegen, nach welchem Konzept ihr Kind erzogen wird. Nach seiner 
Erfahrung ist man derzeit froh, wenn man überhaupt einen Platz kriegt. Dann spielt 
das Konzept eine untergeordnete Rolle. 

 
Herr Schubert sagt zu, die Seite zu überprüfen. Er macht deutlich, dass es darum 
geht mit den drei Veranstaltungen, auf denen sich die Verwaltung stellt, 
weiterzukommen. Es sollte ein Zeichen gesetzt werden, dass man hier vernünftig 
miteinander umgeht. 

 
 
zu 5 Wahl der Sprecherin, Dank und Verabschiedung 
 

Herr Kärsten erinnert daran, dass die gesamte Veranstaltung protokolliert worden 
ist. Das mit der Verwaltung und der Bürger_inneninitiative abgestimmte Protokoll 
wird der Stadtverordnetenversammlung in Form einer Mitteilungsvorlage vorgelegt. 
 
Des Weiteren verweist er auf die Möglichkeit, dass die Einwohnerversammlung 
einen Sprecher/eine Sprecherin bestimmt, der/die in der 
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Stadtverordnetenversammlung ein Rederecht erhält, um die Anregungen und 
Vorschläge der Einwohnerversammlung vor der Stadtverordnetenversammlung 
vorzutragen. 
 
Herr Kärsten schlägt vor, Frau Tina Lange als Sprecherin zu bestimmen, die 
stellvertretend für die Einwohnerinnen und Einwohner des Ortsteils Fahrland in der 
Stadtverordnetenversammlung die Anregungen und Vorschläge der 
Einwohnerversammlung vorträgt. 
 
Dem Vorschlag wird mit großer Mehrheit per Akklamation gefolgt. 
 
Die Einwohnerversammlung im Ortsteil Fahrland endet um etwa 21:30 Uhr. 
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